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N eues Wertermittlungsrecht komplett
Von Hermann BODENSTEIN

I Vorbemerkungen

Die wesentlichen Rechtsquellen der Materie Wertermittlung sind

- die §§ rSZ bis t99 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 8.12.1936 (BG:I. I S. 2253)'

- die Verordnung über Grundsätze ftir die Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken
(Wertermittlungsverordnung - WertV) vom 6.12.L9SS (BGBI. I5.2209),

- die Niedersächsische Verordnung zur Durchftihrung des Baugesetzbuches (DVBauGB)

vom 9.I2.L989 (Nieders. GVBI. S. 419).

Nachdem die Niedersächsische Durchftihrungsverordnung noch rechtzeitig erlassen worden
ist, konnten alle Vorschriften, BauGB, WertV und DVBauGB, am-l'.-1.199O dem letzten Zeit-
punkt im Sinne des § 243 BauGB, zugleich in Kraft heten. Das neue Wertermittlungsrecht liegt
ftirNiedersachsen komplettvor. RangAu$au und GliederungallerRechtsvorschriftensoll fol-
gendes Schema verdeutlichen (Abb. 0.
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Abb. r: Schema Wertermittlung

BKleinG.....Bundeskleingartengesetzvom2S.2.T9S3(BGBI.IS.27O),zuletztgeändertdurch
das Gesetz über das Baugesetzbuch vom 8.12.1986 (BGBI.l 5.2L91.(2233)),

MHRG, § 2 . . . Gesetz zur Regelung der Miethöhe vom 18.12. 1974 (BGBI. I 5.3604), in der Fas-

sung vom 20.12.L982 (BGBI.I 5.1912).
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II. Landesaufgaben
forrelles und

naterielles Becht
1 überulttlung von Daten

der Flurbereini
2 Gutachten über dle

Höhe von t{iet- oder
Pachtzlnsen

3 Zustandsfeststellung
4 übersichten über die

Bodenrichtwerte für
typische Orte

5 Grundstticksuarkt-
bericht

5 Datensaurlung des 0beren
Gutachterausschusses

BI(IeirrgC-
§5 Abs. 1 u. 2

Ba,uGB
§§192 bis 199

'W'ertV
Geltrrysbereich Bunal

raterielles Recht

1 Ernlttlung von Verkehrswerten
2 Erforderliche Daten
3 Ergänzende vorschrlften

zuu Sanierungsrecht und
zun Enteignungsrecht

f. Ergänzenie Begeluogen
für ürrch Bundesrecht begrüdete

fufgaben
I.1 foruelles Recht

1 Gutachten
2 Erforderliche Daten
3 Befugnisse des Gut-

achterausschusses
I.2 fornelles und uat_erielles

Recht
1 Obergutachten
2 Kaufpreissauulung
3 Auskunft aus der Kauf-

preissannlung
4 Bodenrichtwerte

I.3 analoge Annendung
1 Gutachten nach §5 BKIelngG
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Formelles Recht und materielles Recht haben unterschiedliche Wirkungen. Unter formellem
Recht soll das allgemeine Verfahrensrecht und das Organisationsrechl verstanden werden,
unter materiellem Recht die das Recht als solches ordnenden Rechtsvorschriften.

Die bewährten Grundsätze des alten Wertermittlungsrechts sind beibehalten worden. Der Auf-
gabenkatalog ist nicht als abschließende Regelung anzusehen. Dem G utachterausschuß können
durch Bundes- und Landesrecht weitere Aufgaben überhagen werden [1]. Die Erstatfung von
Gutachten nach § 5 Abs.2BKIeingG ist die bisher einzige durch Bundesrecht begründete Auf-
gabe.

G egenstand dieses Beihags sind die Vorschriften der Niedersächsischen Durchführungsverord-
nung. Der Beihag ist gegliedert in formelles Recht und materielles Rechf dieses weiter nach den
Aufgaben der Gutachterausschüsse. Im Hinblick auf die bisherigen Informationen über Ent-
würfe einer landesrechtlichen Regelung über Motive und Hintergründe, sind im wesentlichen
die gegenüber dem bisherigen Recht veränderten oder neu eingefügten Bestimmungen schwer-
punktmäßig abgehandelt worden.

2 Allgemeines

Der Bundesgesetzgeber hat die Vorschriften zur Wertermittlung auf das unbedingt bundesein-
heitlich Notwendige beschränkt. Im Interesse einer einheitlichen Rechtsanwendung hat er nur
Vorschriften über allgemeine Grundsätze der Wertermittlung erlassen und im übrigen die Lan-
desregierungen ermächtigt, das Bundesrecht durch landesrechtliche Regelungen auszuftillen.
SL99 Abs.z BauGB stellt einen Katalog unbedingt regelungsbedürfliger Punkte dar. Nach
Art.80 Abs.I GG müssen Inhalt, Zweckund Ausmaß der Ermächtigung im Gesetz bestimmt
sein. Das Bundesverfassungsgericht hat sich wiederholt mit Fragen derBestimmtheit auseinan-
dergesetzt In seiner neueren Rechtsprechung hält es das Gericht ftir ausreichend, wenn zum
Ausdruck kommt, welches Programm verwirklicht werden soll und daß sich dieses Programm
im Wege verfassungskonformer Interpretation des ganzen Gesetzes nach allgemeinen Ausr
legungsgrundsätzen ermitteln läßt. Der Bundesgesetzgeber hat den Landesregierungen mit sei-
ner Ermächtigung unter § 199 Abs.2 BauGB ein behächtliches Maß an Gestaltungsfreiheit ein-
geräumt Die Regelungsvielfalt der Länder untersheicht dies nachdrücklich.ln diesem Zusam-
menhang stellt sich die Frage ob bundesrechtlich übertragene weitere Aufgaben durch Landes-
recht komplettiert und ftir landesrechtlich begründete Aufgaben bundesrechtliche Regelungen
herangezogen werden können.

Im übrigen sind Freiräume geblieberu etwa bei der GestaltungvonGutachteqund neue hinzuge-
kommerL zum Beispiel bei der Erstattung von Miet- und Pachtgutachten. Hier wird auf der
Grundlage allgemein anerkannter und überall angewandter Regeln vorzugehen sein. Vorschrif-
ten mit rechbahnlichen Tatbeständen sind analog anzuwenden.

Die Entwicklung der Institution,behördliche Wertermittlung« ist durch Landesrecht entschei-
dend geprägt worden. Die tabellarische Darstellung des niedersächsischen Landesrechts
(Abb.2) gibt insoweit einen Uberblick.

3 Formelles Recht

Formelles Recht in dem unter 1. dargelegten Sinn ist der Komplex bestehend aus den §S 10 bis 17
sowie 28 und 29 DVBauGB. Er bildet gewissermaßen den Allgemeinen Teil, was auch dadurch
untershichen wird, d,aQ er am Anfang des Dritten Abschnitts der Durchftihrungsverordnung
steht.
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Lfd.
Nr.

Vorschrift Ermächti-
gung

wesentlicher Inhalt,
Regelungsgegenstände

T

2

3

4

5

6

Verordnung über die gildung

von Gutachterausschüssen und
über die Anlegung von Kauf-
preissammlungen vom
29 .12.19 60 (Nieders. GVB l.

s.2e3)

Verordnung über die Richt-
werte von Grundstucken vom
4.3.1964 (Nieders. GVBI. S.59)

Verordnung rur Anderung der
Verordnung unter lfd. Nr.1
vom 26.7.1966 (Nieders. GVBI.
s.164)

Niedersächsische Verordnung
ztrr Durchführung des Bundes-
bauges etzes (DVBB auG ) vom
19. 6.197 8 (Nieders. GVBI.
S. 560), Dritter Abschnitt

Dritte Verordnung nrr
Anderung der Verordnung
unter lfd. Nr.4 vom
22.L2.19 82 (N ieders. GVB l.

s.545)

Niedersächsische Verordnung
zur Durchführung des Bau-
gesetzbuchs (DVB auGB) vom
g .12.19 89 (Nieders. GVB l.
s.Are)

§§137
Abs.2 und
744 BBaUG

s1.44
Abs.1
BBaUG

s1.44
Abs.1
BBauG

§§137
Abs.2
Satz 2,

137a
Abs.1,
1,41, Abs.1,
1,44 ,\bs.2
BBauG
i. d. F. vom
18.8.1976

§§ 13 7a

und tLt
Abs.1
BBaUG

§ 1ee
Abs.2
BauGB

Einrichtung der G utachteraus-
schüsse, Bestellung der Gutachter,
Verfahrensrecht, Erstattung von
G utachten, Kostenregelung;
Kaufpreissammlung: Liste oder
Kartei, Wertkarte

Besetzung der Gutachteraus-
schüsse, Ermittlung der Richtwerte
und ihre Bekanntmachung

G utachterausschüsse werden

für das Gebiet der jeweiligen

Körperschaft gebildet; Umstellung
der Kostenregelung

Einrichfur,g Oberer Gutachter-
ausschüsse bei den Bezirks-
regierungen, Einrichfu.g von
G eschäftsstellen, Kaufpreis-
sammlung: Kaufpreiskarte und
K aufpreiskartei, B odenrichtwerte
unter B erücksichtigung förmlich
festgelegter S a nierungsgeb iete,

übersicht tiber die Bodenrichtwerte
f.ir typische Orte, keine Kosten-
regelung

Antragsrecht auf Erstattung von
Obergutachten erweitert, Daten-
sammlung durch Obere Gutachter-
ausschüsse

Gutachten über die Höhe von
Miet- oder Pachtzinsen und über
Zustands feststellungen, G rund -
stücksmarktberichte, Auskunft
aus der Kaufpreissammlung
Anhagsrecht auf Erstatfung von
Obergutachten nochmals erweitert

Abb. 2: Niedersächsisches Landesrecht
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Über die Anwendung des Verwalfungsverfahrensgesetzes (VwVG) auf das Wertermittlungs-
recht bestehen unterschiedliche Auffassungen (vgl. § 9 VwVß). Der Verordnungsgeber haiin
den §§ 12 und ß DVBauGB durch seineVerweisungen aufVorschriften desVerwalfungsverfah-
rensgesetzes kundgetan, daß dieses Gesetz im übrigen nichtanzuwenden ist(siehe abeiBundes-
tags-Drucksa chelot46iO, zu § 192). Danach regelt die Niedersächsische Durchftihrungsverord-
nung das VerfahrensrechtftirdenBereich Wertermittlung abschließend. Soweitdarübir hinaus
erforderlich, werden gewachsene und bewährte Verfahrensregeln weiter angewandt

Bei denBestellungsvoraussetzungen und denAusschließungsgründenkonnte dieVorschriftdes
§ ß9 Abs. 4 BBauG, auf die in den §§ 13 Abs. g und 15 Abs.1 DVBBauG verwiesen worden war,
entfalleru da §20 VwVßG, der wie im alten nun auch im neuen Recht anzuwenden ist, ent-
sprechende,Regelungen enthält. Die Mitteilungspflicht tiber Ausschließungsgründe ergibt sich
aus §20 AbgA SatzT VwVß. Anstelle des zweiten Satzes dieser Vorschrift ist §iO Nr.z
DVBauGB anzuwenden.

Die in § 11 Abs.4 DVBauGB ftir den Vorsitzenden des Gutachterausschusses getroffene Rege-
lung gilt selbsfuerständlich auch für den Vorsitzenden des Oberen Gutachterausschusses. 

-

Eine mehrfach angeregte der Verwalfungsvereinfachung dienende Maßnahme ist die Festle-
gung einer Amtsperiode von ftinf fahren in § 11Abs.l DVBauGB. Der AnfangderAmtsperiode
kann ftir einen Gutachterausschuß, aber auch ftir die Gutachterausschüsse eines Regierungsbe-
zirks einheitlich bestimmt werden. Alte Bestellungen, die nicht wiederholt werden sollerl enden
mit Ablauf der vierjährigen Bestellungszeit (§ 29 Abs.2 DVBauGB).

Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes, auf die in § tz DVBauGB verwiesen wird,
stimmen inhaltlich mit den entsprechenden Bestimmungen des alten Rechts (BBauG, DVB-
BauG) überein. Neu ist die in § 83 Abs. 2 VwVß vorgeschriebene Verpflichfung der Gutachter.
Die Auffassung sämtliche Gutachter seien Amtshägerim Sinne des § 11Abs.INr.2 SIGB undes
reiche ein Hinweis wie in §13 Abs.3 DVBBauG, ist damit überholt. Die shafrechtlicheVerant-
wortung nach S 2o3 Abs.2 StGB kitt erst mit der Verpflichtung ein. Die förmliche Verpflichtung
istwesentlicherund notwendigerBestandteil derBestellung. Sie erfolgtdurch denVorsitzenden
des Gutachterausschusses. Für Gutachter, die sich bereits im Amt befinderl wird die Verpflich-
fung nachgeholt, am zweckmäßigsten anlaßlich derBodenrichtwertsitzung. DerAktenvermerk
dientBeweiszwecken. EinUnterbleiben desVermerks hatkeine rechtlichen Folgen ftir dieWirk-
samkeit der Bestellung und die Rechtmäßigkeit der Wahrnehmung der damit verbundenen
Befugnisse und Pflichten [2].

Die bereichsspezifische Regelung des § 138 Abs.3 BBauG ist entfallen. An ihre Stelle ist die Vor-
schrift des § 84 VwVG über die Verschwiegenheitspflicht geheten. DieVerletzung dieser Pflicht
kann neben shafrechtlichen Sanktionen auch Ansprüche Drifter, denen ein Schaden entstanden
ist, aus § S39 BGB in Verbindung mit Art 34 GG auslösen.

Die Mindestbesetzung der Gutachterausschüsse nach §14 Abs.1 Nr.2 und Abs.2 Nr.2
DVBauGB soll derNormalfall sein. Erstwennwertermittlungsspezifische Probleme zu erwarten
sind, ist die Heranziehung weiterer Gutachter mit entsprechender Sachkunde geboten. Anläß-
lich der Ermittlung von Bodenrichtwerten im Sinne des § 196 Abs.I Satz 1 BauGB sollen mög-
lichst auch die Beschlüsse über Bodenrichtwerte im Sinne des § 196 Abs.l Satz 5 BauGB und
über G rundstticksmarktberichte gefaßt werden.

In§ 17DVBBauG istdieBestimmungdes § L39 Abs.lBBauG wiederholtworderydasGutachten
zu begründen sind. Diese Formvorschrift ist weder in das Baugesetzbuch noch in die Nieder-
sächsische Durchftihrungsverordnung übernommen worden. Die Begründung zu §15
DVBauGB enthält den Hinweis, daßdieBegründungspflicht selbstverständlich sei. Das giltauch
ftir die entfallene Regelung über das Verfahren bei abweichender Auffassung.
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Die Gutachterausschüsse haben nach Baugesetzbuch und Niedersächsischer Durchftihrungs-

verordnung eine nahezu universelle Zuständigkeit.In folggnden Fällen handelt derVorsitzende

auf Grundäes § 16 DVBauGB ftir den,Gutach-!ilaussc-huß und ist ihm insoweit verantwortlich:

- Wahrnehmung der Befugnisse nach §t9z BauGB,

- Weisungen an die Geschäftsstelle (§17 Abs.z bis 4 DVBauGB).

Entscheidungen über Anhäge auf Erstatfung von Gutachten und über Anhäge auf Erteilung von

Ausktinften fOnnen mit Hilfi einer Leistungikl"ge utrg"fochten werden. Sie setzt im Unterschied

zu Anfechfungs- und Verpflichfungsklagen kei., Widerspruchsverfahren voraus und ist nicht an

Fristen gebunäen. Bei Amtspflichtverletzungen können Schadenersatzansprüche nach § 839 in

Verbinäung mit Art.34 GG in Bekacht kommen [siehe auch 3].

4 Materielles Recht

Materielles Recht sind nach der Definition unter 1 die das Recht als solches ordnenden Rechts-

vorschriften. Das ist im wesentlichen der Komplex der §§18 bis zz DVBauGB.

4.1 Gutachten, erf orderliche D aten

Die Wertermittlungsverordnungenthält ftir die Institute Gutachten und erforderlicheDaten das

materielle Recht, die Niedersächsische Durchftihrungsverordnung das allgemeine Verfahrens-

recht (formelles Recht). Der Bundesgesetzgeber hat darüber hinaus kein Regelungsbedürfnis

erkannt und infolgedessen Ermächtigungen nicht ausdrücklich vorgesehen. Danach_ muß

bezüglich Form und Inhalt der Gutachten sowie bezüglich der Aufbereifung erforderlicher
Datei die langjäihrige übung die partiell auf Rechtsprechung und allgemeine Grundsätze
gestützt werden kann [4], forgesetzt werden. In diesem Zusammenhang wird an den Normie-
irngseffekt erinnert, der von äenVorgaben zur Textverarbeifung ausgegangen ist. Inzwischen

hat-sich die Meinung durchgesetzf däß es nicht um eine totale Vereinheitlichyng gehen kann

und dieVerwendun§von Teitbausteinen auf ein verhetbares Maß zurückgeftihrtwerden muß.

4.2 B efugnisse des Gutachterausschusses

Das materielle Recht ergibt sich aus § 197 BauGB. Berechtigt ist der Gutachterausschuß und
nach s t9a Abs.1 BauGB der Obere Gutachterausschuß. Nach § 16 Nr. 3 DVBauGB nimmt der

Vorsitzende diese Aufgabe wahr. Die Ansprüche der Gutachterausschüsse können Blgenüber
den Verpflichteten auf Grund des § 70 Abs.l Niedersächsisches Verwaltungsvollstreckungsg_e-
setz (NVwVG) nach dem Sechsten Teil des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung (Nds.SOG) durchgesetzt werden.

Die Gutachterausschüsse haben sich bei der Erftillung ihrer durch Bundes- und Landesrecht
überhagenen Aufgaben stets an dem Geschehen auf dem Grundstücks- und Wohnung-smarkt

zu orientieren.Veräinbarte Kaufpreise, Mietenund Pachten sind wichtige Erkenntnisquellen. Für

die sachgerechte und wirtschaftliche Erledigung der Aufgaben ist es unerlaßlich daß die

Gutachteiausschüsse über entsprechendes Vergleichsmaterial verfiigen. Das ist sichergestellt

durch die Ubersendungspflicht nach § r95 Abs.1 BauGB, die Ubermittlung von Daten nach § 18

DVBauGB und die hiei zu besprechenden Befugnisse nach § 197 BauGB. Der Bundesgesetzge-

ber hat nicht definitiv festgelegt, auf welche Aufgaben sich die Befugnisse nach §t9z BauGB
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ershecken sollen. Dazu war er auch nicht in der Lage weil er nicht übersehen konnte welche Auf-
gaben noch auf Gutachterausschüsse und Obere Gutachterausschüsse überhagen werden.
Während sich ftir die Oberen Gutachterausschüsse durch § tla Abs.l BauGB mit der Regelung
die Vorschriften über die Gutachterausschüsse entsprechend anzuwendery eine Teillösung
anbietet, bleibt im übrigen das Problem, wie die Unvollständigkeit zu beheben ist, durch Aus-
legung oder durch Analogie. Das ist nach dem Sheitstand in Rechtsprechung und Literafur [5]
nicht eindeutig zu entscheiden. Im konkreten Fall wird von einer Lücke ausgegangery die inner-
halb des Sinnzusammenhangs durch Analogie geschlossen werden kann. Die nachgeschobenen
Aufgaben sind den klassischen wesensmäßig ahnlich, es geht stets um die Auswerfung von
Marktvorgängen als Grundlage ftir die jeweilige Ermittlung. Dann ist auch die Gleichheit der
Mittel erforderlich.lm übrigen hatderDatenschutzbeauflragte ein auf § 140 Abs.2 BBauG (§ 197
Abs. 2 BauGB) gesttitztes Auskunftsbegehren über Mieten bei einer Wohngeldstelle nicht bean-
standet [6].

In diesem Zusammenhang ist auf die Auskunftspflicht im Sanierungsrecht (S 13S BauGB) hin-
zuweisen. Begünstigt ist aber nur die Gemeinde oder ihr Beaufoagter, und die Daten sind nach
Aufhebung der förmlichen Feststellung des Sanierungsgebietes zu löschen.

43 Obergutachten

Die Bestimmungen des §198 BauGB stimmen inhaltlich mit denen des §137a Abs.l BBauG
überein. Der restriktive Zugriff auf ein Obergutachten ist1:982 durch Einftigung des § 10 a in die
Durchführungsverordnung [7] gelockert worden. Der Verordnungsgeber hat mit der weiteren
Offnung in 527 Abs.TDVBauGB den Anregungen aus der Praxis entsprochen. Generelle Vor-
aussetzung für den Anspruch auf Erstattung eines Obergutachtens ist wie bisher, daß in dersel-
ben Angelegenheit das Gutachten des örtlichen Gutachterausschusses vorliegt Abs.1Nr.2 soll
die Bedeufung ftir das Sanierungsrecht hervorheben. In der Begründung ist klargestellt wordeo
daß die Erstatfung eines Obergutachtens in diesem Fall nur in Behacht kommt, wenn auf der
Grundlage des vom örtlichen Gutachterausschuß erstellten Gutachtens zwischen den beteilig-
tenBehörden keinEinvernehmen erzieltwird. DieErstattungeines Obergutachtens soll die Aus-
nahme sein. Nach Abs.1Nr. 3 besteht jetzt auch ein Anspruch, wenn ftir das beankagte Obergut-
achten die Verbindlichkeit bestimmt oder vereinbart worden ist Nach 527 Abs.2 DVBauGB
sind bei derErstattung des Obergutachtens die fürGutachterausschüsse geltendenVorschriften
entsprechend anzuwenden. Diese Regelung bezieht sich auf die Vorschriften der Niedersächsi-
schen Durchftihrungsverordnung sie entspricht der in §198 Abs.l BauGB neu eingeftigten
Bestimmung. Die Vorschriften der Wertermittlungsverordnung gelten unmittelbar. Mit den
Grundsätzeo die in dem Gem.RdErl. vom'15.r2.1978(Nds. MBl.1979,1s) konkretisiertworden
sind, kann das materielle Recht komplettiert werden. Außerdem wird auf 4.1 verwiesen.

4.4 Kaufpreissammlung

DerVerordnungsgeberistdurch SrgS Abs.2 Nr.4BauGB ermächtigtworden dieFührungund
Auswerfung derKaufpreissammlung(§ L% Abs.3 BauGB) zuregeln.Erhatim wesentlichen die
alten Vorschriften akfualisiert und diese neu stmkfuriert In der Begründung zu § 21 DVBauGB
ist darauf hingewiesen worden daß die Kaufpreissammlungen landeseinheitlich in automatisier-
ter Form geftih* werden und infolgedessen auf weitere Regelungen verzichtet werden könne.
Die Prinzipien ftir die Führung und Auswerfung der Kaufpreissammlung haben der,Beschrei-
bung der Elemente der Kaufpreissammlung" und der Software zugrunde gelegen und werden
durch diese manifestiert Es sollen grundsätzlich alle wertrelevanten Daten in die Kaufpreis-
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sammlungübernommen werden: die aus denUnterlagen nach § tgS Abs.lBauGB, die nach§ 18

DVBauGB übermittelten Daten und die auf Grund des § 197 BauGB abgefragten Daten. Nur in
Ausnahmefällen soll eine ergänzende manuell geftihrte Datei inBekacht kommeo wie etwa ftir
den Nachweis der Ausgleichsbehäge nach den SS 152 ff. BauGB.

Unter den Datensammlungen ,Miete" und ,Pacht" werden solche Daten abgelegt, die andere

Stellen oder Personen dem Gutachterausschuß zur Verftigung stellen und die ohne Verbindung
mit einem Kauffall auf Grund des §197 Abs.1 Satz 2 BauGB bei Eigentümern oder sonstigen
Rechtsinhabern abgefragt werden. Diese beiden Datensammlungen werden formal nicht als

Bestandteile der Kaufpreissammlung gesehen, was zur Folge hat, daß die oben genannte Daten
nicht ftir die Auskunft aus der Kaufpreissammlung zur Verfügung stehen [s]. Anders verhält es

sich mit Erkägen, die im Zusammenhang mit einem Kauffall oder ftir die Erstatfung eines

Gutachtens beim Eigenttimer/Erwerber erfragt werden. Diese Daten werden unter der Grund-
stücksart,bebaute Grundstücke" oder,Eigenfumswohnungen" abgelegt.

Die Kaufpreissammlung hat nicht den Charakter eines öffentlichen Registers, wie etwa das

Grundbuch, das Liegenschaftskataster oder das Baulastenverzeichnis.

§ 195 Abs.2 BauGB regelt den Zugang zur Kaufpreissammlung für Finanzämter und bestimmt,
daß solche Vorschriften unberührt bleiberu nach denen Urkunden oder Akten den Gerichten
oder Staatsanwaltschaften vorzulegen sind. Es sollen aber nur dann Urkunden vorgelegt wer-
den, wenn von Amts wegen ermittelt wird. Der Grundsatz der Parteiöffentlichkeit verlangt, daß

Tatsachen, die den Verfahrensbeteiligten unbekannt sind, nicht zur Grundlage einer gerichtli-
chen Entscheidung gemacht werden dürfen (§ 108 Abs. 2 VwGO).In der mündlichenVerhand-
lung kann aber auf Unterlagen, die den Verfuhrensbeteiligten bekannt sind, Bezug genommen
werden (§ 103 Abs. 2 VwGO). Das bedeutet, daß in der mündlichen Verhandlung der Inhalt von
Unterlagen nicht vorgetragen werden mu& wenn eine Bezugnahme auf sie möglich ist. Für
Gerichte und Staatsanwaltschaften bestimmte Daten dürfen nicht anonymisiert werden. An
Stelle eines Gerichts kann auf Anhag der zugezogene Sachverständige die Daten erhalten.

4.5 Auskunft aus der Kaufpreissammlung

4.5.1 Entstehungsgeschichte
Das Bemühen um den nunmehr realisiertenZugangzurKaufpreissammlungreichtweitzurück.
Wenige fahre nach dem Erlaß des Bundesbaugesetzes und der ergänzenden landesrechtlichen
Bestimmungen sind private Sachverständige initiativ geworden. Sie haben sich danach noch
mehrere Male einzeln durch ihre Interessenverhefung und durch die ftir sie zuständigen Kam-
mern mit Eingaben an Landesbehörden gewandt. Die Rechtsentwicklung in anderen Ländern,
etwa in Bayero hat verständlicherweise neue Initiativen ausgelöst Schließlich haben auch Bun-
des- und Landesbehörden Einsicht in die Kaufpreissammlung gefordert. Niedersachsen hat im
Hinblick auf die eindeutige Rechtslage keine Möglichkeit gesehery den Forderungen der Sach-
verständigen und der Bundes- und Landesbehörden zu entsprechen. Die Rechtsauffassung Nie-
dersachsens ist durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 6.70.7989 - 4C11.86 -
bestätigtworden. Auf Grund desBundesbaugesetzes habekeineBefugnis derLänderbestanden,
Regelungen über ein Recht auf Einsicht in die Kaufpreissammlung ftir öffentlich bestellte und
vereidigte Sachverständige durch Rechtsverordnung zu schaffen.

Die Fassung des § L95 Abs.3 BauGB geht auf den Vorschlag des Wirtschaftsausschusses des

Bundestages zurück, der es begrüßt hab daß eine Auskunftserteilung insbesondere dem Infor-
mationsbedürfnis der freiberuflichen Sachverständigen entgegenkomme. Der Ausschuß hat es

für sachgemäß gehalten, die Auskunftserteilung im Sinne eines Rechtsanspruchs, vor allem der

56



privaten Sachverständigen, zu regeln [9]. Daraus wird deutlich wie die Akzente zu setzen sind.
Die Entstehungsgeschichte des § 195 Abs. 3 BauGB ist sowohl ftir die Interpretation dieser Vor-
schrift selbst als auch ftir die Klarung von Inhalt, Zweckund Ausmaß der Ermächtigung von
Bedeutung.

4.5.2 Anspruchsvoraussetzungen

a.S.Z.f Allgemeines
Nach§ rgs Abs. 3 BauGB bestehteinRechtsanspruch auf Auskunft aus derKaufpreissammlung
der im konkreten Fall begründet is! wenn die Anspruchsvoraussetzungen/Tatbestandsmerli-
male (Abb.a) erftillt sind.

Abb. a: Anspruchsvoraussetzungen

Die Gliederungin persönliche und sachlicheVoraussetzungendientderUbersichtlichkeit. Prin-
zipiell wird dadurch die Schnittstelle zwischen zwei unterschiedlichen Begrifßarten bestimmt:
wertausftillungsbedtirftige und faktische Begriffe. Die Begriffe zu den persönlichenVorausset-
zungen erschließen sich dem Anwender erst durch wertende Stellungnahme, die unvermeidbar
sublekUve Elemente enthält. Die Anwendung auf denEinzelfallbedarf mithin einesWerturteils.
Die Anwendung der faktischen Begriffe der sachlichenVoraussetzungen ist möglich ohne daß
sich zwischen Begrifßbestimmung und Feststellung des Sachverhalts ein Werfurteil einschiebt

[10]. AlleVoraussetzungen haben gleiches Gewicht.WenneinMerkmal nichterfüllt]^rird, istdie
beantragte Auskunft nicht zulässig. Die Prüfung eines Anhags kann daher bei der Vorausset-
zung beginnen, deren Erfiillung von vornherein zweifelhaft erscheint.

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Eigentümer von Grundstücken, auf die
sich die Auskünfte beziehery wird durch S 195 Abs.3 BauGB relativiert. Eigenttimer von Ver-
gleichsgrundstücken werden dadurch geschützt, daß Auskünfte stets in anonymisierter und in
einer solchen Form gegeben werdeo die sie nicht erkennen llßt [rr].

Der Anhag auf Erteilung einer Auskunft aus der Kaufpreissammlung muß hinsichtlich aller
Anspruchsvoraussetzungen begründet sein. Der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses
obliegt gegenüber dem Anhagsteller eine Aufklärungspflicht Die Auskunft ist zweckbezogery
wobei der dargelegfeZweck eine Auskunft tatsächlich rechtfertigen muß. Eine Differenzierung
der Auskünfte ist aus Gründen der Rechtssicherheit und der Zweckmäßigkeit nicht möglich.

Antrag auf Auskunft aus
der Kaufprelssammlung

Persön}1che
Voraussetzungen

Sachllche
Voraussetzungen

ElnzeI -
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4.5.2.2 P ersönliche Voraussetzungen

B erechtigtes Interesse
Nach dem oblektivierten Willen des Gesetz-Merordnungsgebers, so wie er sich aus dem Wort-
laut derVorschriften des § 1.95 Abs.3 BauGB und des § 26 DVBauGB, derEntstehungsgeschich-
te und dem Sinnzusammenhang erg;tbtlLzl, ist folgendes Subsumtionsmodell entwickelt wor-
den, das die sonst erforderliche Wertausfüllung entbehrlich macht.

Ein berechtigtes Interesse ist anzunehmen bei

t. öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen fur Grundsti.ickiwerte, die mit der
Erstatfung eines Gutachtens beauftragt worden sind;

2. Behörden des Bundes, der Länder und der Gebietskörperschaftery wenn die Auskunft ftir
eigene Zwecke erforderlich isb

3. anderen Personen und Stelleru wenn der Eigentümer des Grundstücks, für das Auskunft
begehrt wird, zugestimmt haf dem Antragsteller die Auskunft zu erteilen.

DerVorteil dieses Modells liegt dariry daß es in sich geschlossen ist, also alle Sachverhalte erfaßt.
Es ist ftir jedermann eine berechenbare und verläßliche Grundlage.

Zur ersten Kategorie gehören die öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigerl denen
in der Rechtsprechung das Privileg erhöhter Glaubwürdigkeit zuerkannt worden ist: Sie würden
in ihrer Person eine besondere Gewähr ftir Zuverlässigkeit und fachliche Tüchtigkeit bieten.

Die zweite Kategorie wird durch die aufgezählten Behörden gebildet. Bezüglich des Begriffs
»eigene Zwecke* wird auf die Begründung zu § 9 NVermKatG verwiesen.

AndereKörperschaften und Stellen sollen derdrittenKategorie zugeordnetwerden, die quasi als

Auffangtatbestand alle übrigen Fälle erfaßt. Als Kautel ist hier die Zustimmung des Eigentümers
vorgesehen. In Behacht kommt die Einwilligung (vorherige Zustimmung). Der Eigenttimer hat
selbst einen Anspruch auf Auskunft dieser Art, er muß aber in der Lage seio die Daten sachge-
recht zu verwenden.

Auf weitere Subsumtionshilfen wird verwiesen [13].

S achgerechte Verwendung
Der Begriff »sachgerechte Verwendung* ist ein Gesichtspunkt (Topos) zur Interpretation des
,berechtigten Interesses«.Von den bishererlassenenRechtsverordnungen enthalten die der Län-
der Baden-Württemberg Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein die ,sachgerechte Verwen-
dung" als Tatbestandsmerkmal. Dieser Begriff ist auch in § 9 Abs.2 NVermKatG Tatbestands-
merkmal Nach der Begründung zu dieser Vorschrift bestehen gegen eine Auskunft keine
Bedenkeru wenn derAntragstellerwegen seiner vermessungstechnischenVorbildungeine sach-
gerechte Benutzung zu gewährleisten scheint. Sachgerechte Verwendung im Sinne des Werter-
mittlungsrechts setzt Grundkenntnisse und Erfahrungen in der Ermittlung von Grundstücks-
werten voraus. Für das Subsumtionsmodell ergibt sich daraus:

Bei den Berechtigten der ersten und zweiten Kategorie kann davon ausgegangen werdeo daß
eine sachgerechte Verwendung gewährleistet ist (so auch in der Rechtsverordnung Schleswig-
Holsteins); eine Prüfung findet nicht statt

In der dritten Kategorie ist zusätzlich der Gesichtspunkt ,sachgerechte Verwendung. erheblich.
Damitsoll, auch imlnteresse des Eigentümers, ausgeschlossenwerden, daßeinUnkundigerAus-
kunft erhält, selbstwenn derEigentiimer -wahrscheinlich inUnkenntnis - zugestimmthat.Erge-
ben sich bei der Anhagstellung Anhaltspunkte ftir einen Ausschluß, ist der Antrag nach den
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genannten Kriterien zu prüfen und die Auskunftgegebenenfalls abzulehnen.Erschwerend sollte
sich ftir denAnhagsteller derUmstand auswirken,frühereAuskünfte nichtsachgerechtverwen-
det zu haben

Zweckbindung
In § 26 Satz 3 DVBauGB und in den bisher vorliegenden Rechtversordnungen anderer Länder,
mitAusnahmeBerlins, ist festgelegtworden daß die Auskunft nur ftir den angegebenenZweck
verwendet werden darf. Die Daten stehen nicht zur beliebigen Disposition des Empfängers.
Nach der Begründung zu § 26 DVBauGB ist auch die Weitergabe an Dritte ausgeschlossen. Die
Ubermiftlung an den Eigentümer, der die Begutachfung veranlaßt hat, sollte nicht beanstandet
werderL wenn er selbst die Voraussetzungen ftir die Erteilung einer Auskunft erftillt Der Sach-
verständige, der die Auskunft aus der Kaufpreissammlung bekommen hat, muß die Daten nach
Aufhagserledigung löscheru kann aber ebenso wie der zum ehrenamtlichen Gutachter bestellte
Sachverständige bezüglich derDateru über die dieser in Ausübungseines AmtesKenntnis erhal-
ten hat, nicht darangehindertwerden die mitderAuskunftübermitteltenDateninseinenErfah-
rungsschatz [vgl. ra] aufzunehmen und später in abskakter Form darüber zu verfügen, etwa zur
Plausibilisierung einer Wertermittlung über ein ähnliches Objekt. Weder in Niedersachsen noch
in den anderen Ländern ist ftir den Fall eines Verstoßes gegen die Zweckbindung eine Sanktion
vorgesehen. Wenn eine Rechtswidrigkeit bekannt werden sollte und der Beschuldigte häufiger
Auskünfte aus der Kaufpreissammlung erhält, erscheint es gerechtfertigt, ktinftig alle Anhäge
auf Erteilung von Auskunft mit enhprechender Begründung abzulehnen.

4.5.2.3 Sachliche Voraussetzungen

Einzelfall
Einzelfall bedeutet, daß Gegenstand der Auskunft nur ein konkretes Wertermittlungsobjekt im
Sinne des Wertermittlungsrechts sein kann. Das Objekt ist zu bezeichnen und, wenn es bebaut
ist, zu beschreiben.

Stichprobe
Unter Stichprobe soll verstanden werden, ob für die beanhagte Auskunft Daten in ausreichen-
der Anzahl vorliegery wobei der erforderliche Stichprobenumfang nach werteimiftlungsspezi-
fischen Gesichtspunkten zu beurteilen ist.

Anonymisierung
Nach § z6 Satz 2DYBauGB ist die Auskunft so zu erteiler! daß sie nicht auf bestimmte oder
bestimmbare Personen oderGrundstticke bezogen werden kann. pie zuerstdiskutierte Fassung
die der des § 16 Abs.6Bundesstatistikgesetz angeglichenwar[1.5],istnichtübernommenworden.
Es kann davon ausgegangen werderL daß beide Definitionen in ihrem Sinngehalt übereinstim-
men. Die Anonymisierung ist automatisiert worden. Die Ergebnisse sind stets zu prüfen ob der
Tatbestand derAnonymisierungerfiilltist.Gegebenenfalls istdie Anonymisierungfortzusetzen.

4.5.2.48orm
Die Form ist durch landeseinheitliche Ausgabeformate festgelegt worden. Für die Auskunft ste-
hen die Kauffalldaten zurVerfiigung die in dem verbindlichenMaximalkatalog erfaßt sind.Eine
Auswertung der Stichprobe ist nicht vorgesehen.

4.5.2.5 Auskunft nach § 26 Nr.L DVBauGB

Eigentümer und Erbbauberechtigte haben nach § 26 Nr.1 DVBauGB einen Anspruch auf Aus-
kunft über die zu ihrer Person in .ler Kaufpreissammlung gespe"icherten Daten. Diese Vorschrift
ist der irl §ß des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (t tÖSC) nachgebildet worden Die
Auskunft aus der Kaufpreissammlung ist wie die nach § ß NDSG kostenfrei. Die übrigen Rege-
lungen des § 13 Abs. 1 ND SG können herangezogen werden (analoge Anwendung) soweit nicht
Verfahren und Form landeseinheitlich vorgegeben werden.
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4.5.2.6 Weitergabe von Daten ftir wissenschaftliche Zwecke

Das Bundesverfassungsgericht hat auf der Grundlage des § 9 Abs.4 YZG[983 entschieden daß

die Weitergabe von Dätän zu wissenschaftlichen Zwecken mit dem Grundgesetz vereinbar ist.

s 9 Abs. a iZC tssg gestattet für wissenschaftliche Zwecke die Ubermittlulg bestimmter Ein-

zelangaben an Amtshager und ftir den öffentlichen Dienst besonders V-erpflichtete. Die-Über-

mittlung hat sich in den Grenzen des ftir wissenschaftliche Zwecke Erforderlichen zu halten.

Name und Anschrift dürfen überhaupt nicht weitergegeben werden. Die Regelung folgt damit
der Erkenntni+ daß ftir die meisten Untersuchungsbereiche ein direkter Personenbezug nicht
erforderlich ist [16].

Einige Bundesländer, Baden-Württemberg Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz,

habän in ihre Landesdatenschutzgesetze Forschungsklauseln eingefügt, die darin übereinstim-
meru daß eine Verarbeitung personenbezogener Daten ftir wissenschaftliche Zwecke durch
Hochschulen und andere öffentliche Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissen-

schaftlicher Forschung nur zulässig ist, wenn ein konkretes Forschungsvorhaben durchgeftih:t
wird und die Einwilligung der Behoffenen vorliegt oder füre schutzwürdigen Belange nicht
beeinkächtigt werden. Unter diesen Voraussetzungen können an Forschungseinrichfungen von
anderen öffentlichen Stellen personenbezogene Daten übermittelt werden.

Danach ist es unbedenklich, Daten aus derKaufpreissammlung auf AntraganUniversitätenund
Fachhochschulen für wissenschaftliche Zwecke in anonymisierter Form und flächendeckend
weiterzugeben. Im übrigen sind hierftir Kostentatbestände vorgesehen (Nr. 10 GOGut).

4.6 Bodenrichtwerte,Übersichten über die Bodenrichtwerte für typische Orte

Es gibt im wesentlichen zwei Veränderungen gegenüber dem bisherigen Recht:

Neu sind die Regelungen über Bodenrichtwerte nach § t96 Abs.1 Satz 5 BauGB, die nach Auf-
hebung der AusgleichsbehagV an die Stelle der Grundwerte geketen sind. Die aufwendige
Auslegung der Bodenrichtwertkarten ist entfallen. Sie wird durch die Bekanntgabe nach §za
DVBauGB ersetzt.

Bodenrichtwerte nach §196 Abs.I Satz 5 BauGB können ftir einen abweichenden Zeitpunkt
ermittelt werden. Abgesehen von den Gegebenheiten im Sanierungs- und Umlegungsrecht
unterscheiden sich diese Bodenrichtwerte von denin nach § 196 Abs.I Sätze 1 und 2 BauGB in
der Regel durch ihre Strukfurierung. Sie werden in besondere Bodenrichtwertkarten eingeka-
gen. Der Gutachterausschuß wird auf Anhag tätig und nach §24 Abs.2 DVBauGB hat die
ankagstellendeBeharde dieBodenrichtwertebekanntzugeben.UnklarbleibtdieErmittlungund
DarstellungvonBodenrichtwerten,solangenochkeinentsprechenderAnhagvorliegt Dieinso-
weiterheblichen Informationensollten dann die allgemeinenBodenrichtwertkarten enthalten[s.
12. Von der Möglichkeit, eine vom Jahresfurnus abweichende Regelung zu treffrrg ist kein
Gebrauch gemacht worden. Es bleibt bei der jährlichen Ermittlung von Bodenrichtwerten.

Auf Bestimmungen überdie AubtellungvonÜbersichtenhatderBundesgesetzgeberverzichtet.
Er hat es den Landesregierungen überlasserL selbst zu entscheidery ob und inwieweit sie solche
Ubersichten ftir erfordirlich halten. Niedersachsen hat sich in § 22 Abs. 5 und 6 DVBauGB ftir
die Beibehaltung der ,Übersichten über die Bodenrichtwerte für typische Orte. entschieden.

Maßgebend daftir war, daß die Ubersichten hier nachgefragt werden und für ihre Fortfiihrung
nur ein geringer Aufwand erforderlich ist
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4,7 Gutachten nach § s Abs. 2 BKleingc

In § 5 Abs.2 BKleingG istfürdie nach § rszBauGB eingerichtetenGutachterausschüsse dieAuf-
gab_e begründet wordery Gutachten über den ortsüblichen Pachtzins im erwerbsmaßigen Obst-
und Gemüseanbau zu erstatten. Darüber hinaus gibt es, bis auf den Kostentatbestand-unterNr.
1.7 GOGut, keine unmittelbar anzuwendenden Rechtsvorschriften. Für äie bisher erstatteten
Gutachten ist zur Orientierung das Verfahrensrecht herangezogen wordeo das für die Erstat-
fung von Gutachten maßgebend gewesen ist. über die Rechtsgrundlage ftir die unerläßliche
,Beschaffung* von Vergleichsmaterial mag es divergierende Auffassungen gegeben haben.
Amtshilfe nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz scheidet aus. Der Grunäsatz der Gesetzmä-
ßigkeit derVerwaltungerfordert in jedem FalL daß das Handeln derVerwaltung auf Gesetz und
Recht gestützt wird.

Nach alledem kommt die analoge Anwendung folgender Vorschriften in Betracht:

- das formelle Recht (§§ ro bis 17 DVBauGB), hinsichtlich der Besetzung des Gutachteraus-
schusses Srlt § r+ Abs.1 Nr.1;

- 527 DVBauGB (Erstattung von Obergutachten);

- SL97 BauGB (Befugnisse des Gutachterausschusses).

Außerdem ist für Form und Inhalt der Gutachten die langjährige übung (s. 4.1) entsprechend zu
berücksichtigen.

4.8 Gutachten über die Hiihe oon Miet- oder Pachtzinsen

Nach § rg Abs.l DVBauGB können Gutachterausschüsse auf AntragGutachten über die Höhe
von Miet- oder Pachtzinsen erstaften. Die Ablehnung solcher Anhäge ist nur gerechtfertigt,
wenn es dem Gutachterausschuß oblektiv nichtmöglich ist, das Gutachtenzu erstatten.DieVor-
schriften über die Erstatfung von Gutachten über Verkehrswerte gelten entsprechend. Diese
Verweisungwird so verstanden daß sie sich ausschließlich aufVorschriften derDurchftihrungs-
verordnung bezieht. In Behacht kommt das formelle Recht, vor allem die §S13,14 Abs.f Ni.f
Buchst. a und Abs. 2 Nr.I, 15, aber auch § z z über die Erstatfung von Obergutachten. Außerdem
gibt es unter Nr.1.8 GOGut einen Kostentatbestand für Gutachten über Mieten und Pachten.

Gegenstand der Gutachten ist das Entgelt ftir die Gebrauchsüberlassung von Wohnräumery
Geschäftsräumen (auch von Grundstücken oder Teilen davon) von Kleingärten und landwirt-
schaftlichen Flächen. Wie diese Entgelte zu definieren sind, ist aus der Durchftihrungsverord-
nung nicht ersichtlich. Es ist wahrscheinlich daß Gutachten über Mieten nicht preisge6undenen
Wohnraums am häufigsten beankagt werden. Deshalb soll im wesentlichen auf diesen Teil-
markt eingegangen werden. Im übrigen wird auf die Erörterung der Grundlagen mit Rechtspre-
chungshinweisen [18] verwiesen.

Der Teilmarkt ftir nicht preisgebundenen Wohnraum wird durch das ,Vergleichsmietensystem«
dominiert Die »ortsüblicheVergleichsmiete* istnach § 2 Abs.lSatzLNr.2 MHRG derMietzins,
der die üblichen Entgelte nicht übersteigt, die in der Gemeinde oder in vergleichbaren Gemein-
den ftir nicht preisgebundenen Wohnraum vergleichbarer Art, G röße Ausstatfung Beschaffen-
heit und Lage in den letzten drei |ahren vereinbart oder, von Erhöhungen nach § a MHRG abge-
sehen, geändert worden sind- DieserBegriffistverbindlich ftirförmlicheMieterhöhungsverfih-
reru darüber hinaus ister auch ftirandereZwecketatsächlich maßgebend,seies zurOriänfierung
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bei Neuabschlüssen oder für steuerliche Zwecke. Es wird vorgeschlageo einheitlich den durch

s 2 Abs.1 MHRG vorgegebenen Begriff ,Mietzins. zu verwenden. Die Netto-Kaltmiete wird in

der Regel zugrunde gelegt

In §2 Abs.2 Satz 3 MHRG sind Gutachterausschüsse ftir die Erstatfung von Mietgutachten
nicht vorgesehen. Aus Rechtsprechung und Literafur kann auf die Legitimation der Gutachter-
ausschüsse geschlossen werden [19].

Die Stichprobe wird wie folgt gebildet und ausgewe*et (Abb. 4):

Abb. 4: Stichprobe

Zeitlich vergleichbar bedeutet, daß die Objekte innerhalb des Drei-Jahres-Zeitraums liegell
möglichst über diesen Zeikauin gleichverteilt. Das durch Erhöhungen bestimmte Mietzinsni-
veair istregelmäßigniedrigerals das auf GrundvonNeuabschlüssen. Deshalb solleninderStich-
probeErhOhungenundNäuabschlüsseetwagleichoftvorkommen.MaßgebenderZeitpunktftir
die Rückrechnung des Drei-lahres-Zeihaums ist der Tag der Datenerhebung spätestens der

Tag an dem das Gutachten beschlossen wird [20]. Aus formalen undpraktischen Gründen sollte

deitag der Datenerhebung angehalten werden. Das ist der ftir die zeitliche Festlegung der

Stichprobe erhebliche Zeitpunk! vergleichbar mit demWertermittlulgsstichtagbei derErmitt-
lung vonVerkehrswerten. Für dieBerechnung des formalenBeginns desDrei-Iahres-Zeitraums
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werden die Vorschriften der §§ 1S7 Abs.2 und t88 Abs.2 BGB angewendef auf die auch in § 3t
Abs.l VwVß verwiesen wird. Zum Beispiel Tag der Datenerhebung ist der 31.5.1990, dann
beginnt der Drei-Jahres-Zeikaum am 1. 6. L987.

Liegen Objekte, die in den normierten Merkmalen weitgehend übereinstimmery in einer ausrei-
chenden Anzahl vor, kommt die Berechnung des arithmetischen Mittels und zur Genauigkeits-
aussage die der Standardabweichung in Behacht (direkter Vergleich). Über die erforderliche
Anzahl von Vergleichsoblekten gibt es unterschiedliche Auffassungeh. Es komme weniger auf
die Anzahl als auf die Methodeder'Stichprobenziehung* an[20],das heßt, auf dieQefinition der
Bereichsgrenzen bei der Selektion. Die Anzahl der Vergleichsobjekte hängt auih von dem
Umstand ab, ob Mietspiegel oder Mietübersichtenvorliegen und gegebenenfalls wie genau unil
zuverlässig diese sind. Soweit ersichtlich, werden von öffentlich bestellten Sachverständigen
Stichproben von 10 bis zo Vergleichsfällen verwendet.

Istes dagegennichtmöglich eine ftirden direktenVergleich geeignete Stichprobe zubilderuwer-
den die Bereiche so erweitert, bis eine ausreichend große Stichprobe ftir die Regressionsanalyse
vorliegt Mit Hilfe der Regressionsfunktion wird der Schätzwert ftir das entsprechende Objekt
ermittelt.

Aus den Stichproben sind Ausreißer zu eliminieren. Auf Grund desWucherverbots(§ l3SBGB)
und des Verbots der Preiserhöhung (§ 5 WiStG) und der dazu ergangenen Rechtsprechung gilt
!t> 7,5'y lZtl.

Der Gutachterausschuß würdi6 die Ergebnisse (arithmetisches Mittel Schätzwert), gegebenen-
falls unter Berücksichtigung von Mietspiegeln oder Miettibersichteru und beschließt über die
Erstatfung des Gutachtens.

Das Indizieren von Mieten kommt ftir die Ermiftlung ortsüblicher Vergleichsmieten nicht in
Behacht, selbst dann nichb wenn die Zeitintervalle sehr klein gewählt würden. Prinzipiell genügt
einlndexnichtden formalenAnforderungennach § Z Abs.1SatzINr.2 MHRG.Aussagenüber
die Entwicklung der ortsüblichen Vergleichsmieten wären aber mit Hilfe solcher Indizes mög-
lich. Die Entwicklung könnte auch aus Daten der Mietübersichten abgeleitet werden wenn diese
ftir den gewünschten Zeitraum geschlossen vorliegen. Unter Umständen besteht bei Politikero
in der Wohnungswirtschaft und in der Verwalfung ein Bedarf [vgl. zz].

Es wird zunehmend von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, Mietübersichten zu erstellen und
diese in denGrundstücksmarktberichtenals sonstiges zurWertermittlungerforderlichesDafum
l23l zu veröffentlichen. In dem Programmteil ,Marktbeschreibung. ist die Selektioo Auswer-
fung und Ausgabe von Mieten vorgesehen. Diese müssen Vergleichsmieten im Sinne des §2
Abs.I Satz1Nr.2 MHRG sein.

Von zentralerBedeufung istdie 'Beschaffung. vonVergleichsmaterial. Mieteru die vor mehrals
drei |ahren vereinbart oder erhöht worden sind, sind ftir die Ermittlung ortsüblicherVergleichs-
mieten wertlos, es sei denq daß die ErmittlungftireinenweiterzurückliegendenZeikaum bean-
tragt worden ist Die durch Befragung der Erwerber von Mehrfamilienhäusern bekanntgewor-
denen Mieten sind überwiegend sogenannte Bestandsmieten, die in der Regel nicht dem gestie-
genen Mietniveau angepaßt worden sind und daher ftir die Ermiftlung ortsüblicherVergleichs-
mieten ausscheiden müssen.ln diesem Zusammenhang sei auf denGrundsatz rKauf brichtnicht
Miete« des § 571BGB verwiesen. Der Erwerber hitt an Stelle des Vermieters in die sich aus dem
Miefuerhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.DiezurZeitverwendetenFragebögensoll-
ten ergänzt werden um Fragen nach dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bei unveränderten
Mieteru im übrigen nach dem Zeitpunkt der letzten Erhöhung. Die durch Befragung gewonne-
nen Informationen sind tatsächlich nur zu einem geringen Teil verwertbar. Um so wichtiger ist
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die Vaglichkeit, auf der Grundlage des § 197 BauGB Daten über vergleichbare Oblekte bei den
Eigenttimern abzufragen, entweder nach Abs.1 Satz 2 oder nach Abs. 2 bei Behörden. Die orts-
übliche Vergleichsmiete wird auch ftir die Beurteilung der nachhaltigen Erzielbarkeit von Mie-
ten im Ertragswertverfahren erheblich sein.

4.9 Zustnndsf eststellung

Den Gutachterausschüssen ist durch 5 19 Abs.zDYBauGB die Aufgabe überhagen wordery auf
Anhag von Enteignungsbehörden den Zustand von Grundstücken ftir Zwecke der vorzeitigen
Besitzeinweisung festzustellen. Den Anstoß für diese Aufgabe hat die entsprechende Regelung
Berlins gegeben. Die Zustandsfeststellung dient der Beweissicherung. Die Feststellung wird in
die Form eines Gutachtens gekleidet ftirwelches das formelleRechtund dieVerwaltungsübung
bezüglich derErstatlungvon Gutachten überVerkehrswerte entsprechend angewendetwerden.
Es handeltsich quasium einTeilgutachten dassichauf dieGrundstücks-undGebäudebeschrei-
bung beschränkt. Obergutachten können nicht erstattet werden. Inwieweit die Enteignungsbe-
hörden von der Möglichkeit, über den Grundstückszustand ein Gutachten beankagen zu kön-
nen, Gebrauch machen werdery bleibt abzuwarten.

4.10 G rundstticksmarktbericht

In der Dienstbesprechung am12.1.7983 sind zum erstenMalFragen überGrundstticksmarktbe-
richte auf Grund eines vorgelegten Modells erörtert worden. Den ersten Grundstücksmarktbe-
richt hat danach die BezirksregierungWeser-Ems herausgegeben. EineRegelungdurchVerwal-
fungsvorschrift war zunächst nicht vorgesehen, die Entwicklung sollte abgewartet werden. Im
Zuge der Neufassung der Durchftihrungsverordnung sind dann die Grundstücksmarktberichte
institutionalisiert worden. Ziel derVorschrift des § 23 DVBauGB ist die Herstellung der Transpa-
renz des Grundstücksmarktes. Es geht darum, dem interessiertenMarktteilnehmer die Möglich-
keit zur Markteinsicht und -übersicht zu geben.

Dem 1983 eingebrachten Modell hat folgende Konzeption zugrunde gelegen:

- Beschreibung
Die Beschreibung bezieht sich auf einen abgelaufenen Prozeß hier auf die wirtschaftlichen
Vorgänge des vergangenen Jahres.

- Erklärung
Darstellung des Einflusses anderer Variabler auf die zu erklärenden Daten und Werte.

- Prognose
Vorhersage wirtschaftlicher Vorgänge fi.ir die Dauer eines )ahres.

Die Beschreibung derTransaktionen auf dem Grundstücksmarkt, nach Anzahl Fläche, Preis pp.,

die Ableifung des Preisniveaus und der Preisentwicklung ftir die verschiedenen Teilmärkte und
die Darstellung erforderlicher Daten nehmen in dem Grundstücksmarktbericht den meisten
Raum ein. Mit Hilfe eines einheitlichen Programmsystems werden die Daten ausgewertet und
die Ergebnisse in Form von Tabellen, Histogrammen und Diagrammen ausgegeben. Die
Beschreibung ist relativ einfach, sie bezieht sich jeweils auf den Zeihaum des vergangenen Jah-
re5.

Die Erklärung ist dagegen problematischer, einer Automatisierung nur schwer zuganglich. In § g

Abs.3 WertV sind die allgemeinen Werfuerhältnisse definiert und einige Parameter genannt
worden. In der Begründung zu dieser Vorschrift [24] hat die Bundesregierung die Aufzählung
um Zinserwarfung Bevölkerungsdichte und -shukfur erweitert und den Begriff allgemeine
Wertverhältnisse wie folgt erläutert: Es handelt sich hierbei um eineVielzahlvonUmständen, die
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zum Teil ganz allgemein gelten oder auch nur am Ort oder auf Grundsti.icksteilmärkten ftir
bestimmte G rundstücksarten relevant sind. Es bedarf also zur Erklärung der Angabe der zumin-
dest wichtigsten Umstände.

Die Prognose wirft die meisten Probleme auf. Es geht primär um die Frage ob die Konstellation
der Erklärungsvariablen und anderen Bedingungen auch für das nächste Jahr GtilUgkeit behalt
oder ob sich beispielsweise ein Wandel der Werfurteile abzeichnet und dieses Verhalten auf
Angebot und Nachfrage durchschlagen könnte. DerVorsitzends die ehrenamtlichen G utachter
und die Mitarbeiterin derGeschäftsstelle kennen denörtlichenMarktim allgemeinen sogut, daß
sie Indikatoreru die einen abweichenden Verlauf signalisierery schon sehr früh wahrnehmen
würden. Auf Grund solcher Feststellung könnte eine Annahme formuliertwerden. Der Progno-
sezeitraum ist ein Jahr. Die Wahrscheinlichkeit, daß innerhalb dieser Zeit erhebliche Verände-
rungen einhetery ist gering. Dennoch soll festgehalten werdery daß erforderliche Daten und
Übersichten aus den Realisierungen des Vorjahres abgeleitet worden sind. Die Anwendung die-
ser Daten auf Wertermiftlungen im Prognosezeitraum ist infolgedessen eine Exhapolatioo
gegen die keine Bedenken bestehery weil eine Plausibilisierung auf Grund neuer Daten in den
Geschäftsstellen möglich ist und auch regelmäßig stattfindet. Der Erwerber eines Grundstücks-
marktberichts, der erforderliche Daten anwenden will, kennt in der Regel diese Zusammenhänge
nicht. Der Hinweis, daß diese Daten unter der Annahme gleichbleibender Verhältnisse gelten,
könnte insoweit ftir Klarheit sorgen.

Ein Grundsti.icksmarktbericht, der nur die Beschreibung enthält, entspräche sicher nicht den
Erwartungen der Marktteilnehmer und Interessenten [siehe auch zs].

4.11 D atensamrnlung des Oberen Gutachterausschusses

Die in der DrittenVerordnung zur Anderung der Durchführungsverordnung(siehe Abb.Z) ftir
Obere Gutachterausschüsse begründete Aufgabe der Datensammlung ist beibehalten worden.
Diese Aufgabe hat durch die Möglichkeit Auswertungen als erforderliche Daten in dem Grund-
stücksmarktbericht des Oberen Gutachterausschusses zu veröffentlichen, eine neue Dimension
bekommen.

5 Schlußbehachtungen

Das Regelungsnetz, im wesentlichen bestehend aus den S§19zbistggBauGB, derWertermitt-
lungsverordnung und der Niedersächsischen Durchftihrungsverordnung ist nach unterschied-
lichen Gesichtspunkten gegliedert worden:
Gesetze - Rechtsverordnungen (derivatives Recht)
Bundesrecht -Landesrecht
formelles Recht - materielles Recht.
Daraus ist deutlich geworden, wie die Vorschriften ineinandergreiferl sich ergänzery aber auch,
wie unterschiedlich die Regelungsdichte ist

Es ist zunächst die Frage gestellt worderu ob die Lücken im Regelungsnetz nicht schon durch ent-
sprechende Vorschriften in der Durchführungsverordnung hätten geschlossen werden können.
Andererseits hatsich gezeigt, daß keinweitererRegelungsbedarf besteht, denn durchlnterpreta-
tiory hierbei vor allem durch Analogie, konnte eine befriedigende Lösung erzielt werden. Im übri-
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gen ist vorgeschlagen worderl in den Freiräumen weiter die gewachsenen und bewährten Ver-
waltungsregeln anzuwenden. Die Rechtsvorschriften bedürfen aber derVerdichfung durch Ver-
walfungsvorschriften und Richtlinien. Diese sollen ftir die einheitliche Auslegung und Anwen-
dung der Rechtsvorschriften sorgen sowie zu einer wirtschaftlichen Aufgabenerftillung beiha-

8en.

Im Mittelpunkt des Interesses stehen die ausgiebig und kontrovers diskutierten neuen Aufgaben:
Auskunft aus der Kaufpreissammlung und Gutachten über Miet- oder Pachtzinsen, die eine

durch Baugesetzbuch begründet und unabdingbar, die andere auf Grund eines festgestellten
Bedarß zur Erweiterung der Angebotspalefte in die Durchftihrungsverordnung eingeftigt. Mit
der Auskunft hat sich die Vermessungs- und Katasterverwalfung schon seit einiger Zeit sehr
intensiv befaßt, so daß eine ausgereifte Konzeption und ein komplettes Programmsystem (Com-

modore-Version) vorgelegt werden konnten. Für die Erstattung von Miet- oder Pachtgutachten
sind die Grundlagen aufbereitet wordeo bei der Umsetzung gibt es noch Probleme. Es hat sich
gezeigt, daß es hier um eine komplexe und diffizile Materie geht, auf die Konzepte und Methoden
der klassischen Wertermittlung nicht ohne weiteres überhagen werden können. Beide Aufgaben
werden zu einer Mehrbelasfung der Gutachterausschüsse und ihrer Geschäftsstellen ftihren,
wobei der Umfang der Inanspruchnahme noch nicht zu übersehen ist

Die bisher erlassenen Verordnungen habeo von Klarstellungen und Ergänzungen abgesehery

etwa 15 Jahre Bestand gehabt. Man wünscht sich, daß der neuen Vorschrift eine ähnlich lange
Lebensdauer beschieden ist.
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Lagepläne im Baugenehmigungsverfahren
Von Heinz KERKHOFF

Gliederung

1 Allgemeines

2 Niedersächsische Bauordnung

3 Bauvorlagenverordnung

4 Anwendungserlaß

5 Kosten

6 Zusammenfassung

1 Allgemeines

Mit Datum vom 6.6.1986 ist die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) unter anderem zur
Akfualisierung Vereinfachung und zur Beschleunigung des Baugenehmigungsverfahrens neu-
gefaßt worden. Danach waren auch die Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) zu überarbeiten
und dabei mögliche Verfahrensvereinfachungen vorzusehen. Die Verordnung des Niedersäch-
sischen Sozialministeriums vom 22.9. 1989 berücksichtigt dieses.

Gegenüber der Vorgängerverordnung sieht die BauVorlVO 1989 ie nach Bauvorhaben einen
einfachen oder qualifizierten Lageplan vor. Außerdem werden Zuständigkeiten für den Lage-
planinhalt (§2 + Katasteramt, ObVermlng andere behOrdliche Vermessungsstelle; §3 * Ent-
wurfrverfasser des Bauantrages) klarer gekennt.

Die bei Lageplänen auffretenden Probleme sind nach meiner Meinung überwiegend darin be-
gründet, daß hier liegenschaftsrechtliche baurechtliche, privakechtliche und topographische
Angaben zusammenheffen. DieseVermengungerschwert dieBeantwortungderFrage »werhat
was eingetragen und wer ist daftir verantwortlich ?*

Der Lageplan soll der Bauaufsichtsbehörde als Entscheidungshilfe im öffentlich-rechtlichen
Baugenehmigungsverfahren dienen.

2 Niedersächsische Bauordnung

(Neufassung vom 6.6. 7966 - Nieders. GVBI. 5.157 -, zuletzt geändert durch Gesetz vom
27.3.7990 - Nieders. GVBI. S.s0 -).
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In der NBauO sind ftir die Arbeiten der Vermessungs- und Katasterbehörden von besonderer
Bedeufung:

§ a Abs,L

Baugrundstück ist das Grundstück im Sinne des Bürgerlichen Rechts, .. . soweit aus mehreren
aneinandergrenzenden Grundstücken bestehend, kanndurchBaulaslgesichertwerderu daß alle
baulichen Anlagen das öffentliche Baurecht einhalten ...

§71Ab*2
... Die obersteBauaußichtsbehörde kann durch TerordnungUmfanglnhaltundForm derBauan-
träge und der Bauoorlager bestimmen ...
* Ermächtigung zum Erlaß der Bauvorlagenverordnung.

§7e Abs.3

... Die BauauftichtsbehOrde kann... vom Bauherrn... verlangen, daß einamtlicherNachweis eines
Katasteramtes, einer anderen zur Vermessung für die Einrichfung und Fortführung der Landes-
verrnessung und des Liegenschaftskatasters befugten behardlichen Vermessungsstelle oder
eines Offentlich bestellten Värmessungsingenieurs darüber vorgelegt wird, daß die Abstände,

sowie die Grmdflächen und Höhenlagen eingehalten sind.

§e2
Durch Erklärung . .. können G rundsttickseigentümer . .. B aulausten ilbernehmen.

§e3

... Baulastenoerzeichnis ...

§e4
... Grundstücksteilungen bebauter Grundstücke ... bedürfen der Genehmigung der Bauaußichtsbe-
horde .. .

3 Bauvorlagenverordnung vom 22. 9,1989 (Nieders. GVBI. S. 358)

Die BauVorlVO enthält u.a.:

§l Allgemeines

(1) Zum Bauantrag sind . .. soweit erforderlich, als Bauoorlagez einzureichen:
7. einUbersichtsplan
2. ein einfacher oder qualifizierter Lageplan (§ 2, 3),
3. eine Bauzeichnung
4. eine Baubeschreibung
5.u.6. ... bautechnische Nachweise ...

(2) EinqualifizierterLageplan...nur...,wennzurBeurteilungeinerGrenzbebauungodervonGrenzab-
ständen Angaben nach §2 Abs.3 erforderlich sind.

(3) u.(a)...ftirÄnderungbaulicherAnlageaohneVeränderungderAußenwändeundDächersowie
der Nutzung Werbeanlagen .. . sind Lageplörc nicht erforderlich.

(8)...Bauanhagund,Bauoorlagensind,inzweifacher...;istGemeindenichtBauaußichtsbehördein
dreif acher Ausf ertigung einzureichen.
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§ 2Lageplan

(1) Der Lageplan muß auf d er Grundlage des Liegenschaftskatasters hergestellt sein.D abei ist der Maß-
stab t: soo zu verwenden. Die BauauftichtsbehOrde kann einen kleineren oder größeren Maß-
stab fordern oderzulassen. Der Lageplan mußhinsichtlichderAngabenaus demLiegenschafts-
kataster durch eine in § 79 AbsS NBauO bezeichnete Stelle oder Personangefertig! oderbeglaubigt

sein. Ist ein öffentlich-rechtliches B odenordnungsverfahren anhängig so sind die in diesem Ver-
fahren ergangene'n rechtsverbindlichen Entscheidungen zu berücksichtigen, solange das Lie-
genschaftskataster noch nicht berichtigt ist.

(2) Der einfache Lageplan muß folgende Angaben aus dem Liegenschaftskataster enthalten:
-]... die Angabe des Maßstabes und die Lage des Grundstücks zur Himmelsrichfung
2. die Bezeichnung des Grundstücks nach Gemeindg Shaße, Hausnummer, Grundbuch,

Gemarkung Flur, Flurstück mit Angabe der Eigentiimer oder der Erbbauberechtigterl
3. den Flächeninhalt des Grundstticks,
a. die katastermäßigen Grenzen des Grundstücks und der benachbarten Grundstücke,
5. den Bestand der vorhandenen Gebäude auf dem Grundsttick und auf den benachbarten

Grundsttickeru
6. die im Liegenschaftsbuch enthaltenen Hinweise auf Baulasten.

Für diese Angaben ist eine örtliche Überprüfung nicht erforderlich.

(3)Der qualifizierteLageplanmuß außer deninAbsatz2SatzlgenanntenAngabenfolgendes ent-
halten:
1. die ftir die bauaubichtliche Beurteilung erforderlichen Abmessungen des Grundstücks nach

dem Liegenschaftskataster,
2. eine Aussage der Stelle oder Person nach Absatz 1 Satz 4 über die Zuverlässigkeit von Gren-

zen und ihre Erkennbarkeitin derO*lichkeit sowie über dieVollständigkeitdes Gebäudebe-
standes und

3. die Bezeichnung der benachbarten Grundstücke nach Gemeinde, Shaße, Hausnummer,
Grundbuch,Gemarkung Flur,FlursttickmitAngabederEigentümeroderderErbbauberech-
tigten.

§ 3 Angaben des Entwurfsoerfassers auf dem Lageplan

(1) Auf dem Lageplan hat der Entwurfsve#asser, soweit erforderlich, folgende Angaben ein-
zutragen:

1. ... Art und Maß der baulichen Nutzung Baulinien, Baugrenzen ...
2. ... Sanierungsflächen ...
3. ... bei geneigtem Gelande... Höhenangaben...
4. ... geplante bauliche Anlagen
5. ... Zahl der Vollgeschosse, Dachform . ..

6. ...Bau-, Boden- und Nafurdenkmale ...
7. ... öffentliche Verkehrsflächen
8. ... vorhandene Hochspannungsleifungen ...

12. ... Baulastenflächen
:

(2) ... auf dem Lageplan farbig anzulegen:
1.... Grundstücksgrenzen gelb
2 ... vorhandene öffentliche Verkehrsflächen licht ocker
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§ tl An*ag und Unterlagen fir die Genehmigung oon Grundstäcksteilungen nach § 9a NBauO

(1)DerAnkagauf GenehmigungeinerGrundstücksteilungnach§ g4NBauOmußinsbesondere
enthalten:

1. ... Grundstückseigenttimer ...
2. ... Bezeichnung des Grundstücks ... (Gemarkung Flur, Flurstück),
3. ... Grundbuchbezeichnung mit lfd. Nr. im Bestandsverzeichnis ...
4. . .. Angaben über Bebauung des Grundstticks . . .

5. ... vorhandene Bebauung ...
6. ...Bauzeichnung...
E. . .. Verkehrswert des abzuschreibenden Grundstücksteils . . .

9. . .. Baulasten
soweit erforderlich, ist ein Übersichtsplan beizuftigen. .. .

(2) Teilungsanträgen ist ein Auszug aus ilerLiegenschaftskartebeizufügen in dem die Grenzen des zu
teilenden Grundstücks gelb zu kennzeichnen sind. Die BauaußichtsbehOrde kann einen qualifi-
zierten Lagcplar verlangery wenn erforderlich.

4 Anwmdungserlaß

Der Gem.RdErl. d. MI und des MS 'Lagepläne nach der Bauvorlagenverordnung« vom
20.2.1990(Nds.MB[ S. ZAg) gbtftir das Lageplanverfahren erläuternde Hinweise zu Zuständig-
keit, Katasterunterlagery Anfertigung Beglaubigung Besonderheiten im Flurbereinigungs- und
Bodenordnungsverfahren und zur Bescheinigung nach § 79 NBauO. Außerdem werden Form
und Inhalt der Lageplan-Vordrucke für den einfachen und qualifizierten Lageplan in der Anlage
des Anwendungserlasses verbindlich vorgeschrieben.

In diesem Anwendungserlaß ist aus Sicht des ,Praktikers im Katasteramt so manche
gewünschte Regelung nicht enthalten. Doch muß hier berücksichtigt werderu daß die Lagepläne
ein Teil der Bauvorlagen im Baugenehmigungsverfahren sind und die Regelungen dafür feder-
ftihrend von der Bauaufsichtsverwalfung bestimmt werden.

4.1ZuNr.l Allgemeines

In diesem Abschnitt des Anwendungserlasses wird darauf hingewiesery daß sich nach derBau-
maßnahme bestimmt, ob ftir den Bauantrag überhaupt ein Lageplan erforderlich ist und gegebe-
nenfalls ein einfacher Lageplan ausreicht. Die Entscheidung über den zu stellenden Ankag trifft
der Anhagsteller. Er ist lediglich darauf hinzuweisen, daß ein einfacher oder qualifizierter Lage-
plan in Behacht kommb die Katasterämter/ObVermlng haben hier eine passive Rolle. Eine
eventuelle notwendige Berafung des Ankagstellers, welcher Lageplan ftir die beabsichtigte Bau-
maßnahme in Behacht kommt, sollte daher immer den Hinweis enthalten, daß die Entscheidung
darüber letztendlich die Bauaußichtsbeharde trifft Die Katasterbehörden haben »nur« das bean-
hagte Produkt zu liefurn.

DerWertderbeabsichtigtenBaumaßnahmeistkcinEntscheidungskriteriumfir dieErage Isteinein-
facher oder qualifizierter Lageplan zu beantragen? Entscheidend sind allein die bauordnungs-
rechtlichen Konsequenzen des Bauvorhabens. Für die praktikable Handhabung sind hier Kon-
takte zwischen dem Katasteramt und der jeweiligen Bauaußichtsbeharde empfehlenswert



4,2 ZuNr.3 Auszüge für Lageplöne

Der Anwendungserlaß regelt hier den Umfang der an andere behördliche Vermessungsstellen
abzugebende Unterlagen.

Für einfache Lagepläne reichen in der Regel Auszüge aus dem Liegenschaftsbuch und der Lie-
genschaftskarte. Nur danr1 wenn die Liegenschaftskarte, z.B. im Maßstab L:32oo, für eine
maschinelle Vergrößerung auf t: sOo nicht ausreicht, sind zusätzliche Vermessungszahlen zur
Verbesserung der Flurstücks- und Gebäudegeomekie abzugeben. Bei Liegenschaftskarten im
Maßstab 1 :2000wird in derRegeleine maschinelleVergrößerungausreicherl weilbeieinem ein-
fachen Lageplan keine Grenzabstände oder eine Grenzbebauung zu beurteilen sind. Eine Neu-
kartierung dürfte ein absoluter Ausnahmefall sein.

Für qualifizierte Lagepläne sind Vermessungszahlen in dem Umfang wie für Gebäudevermes-
sungen zu erstellen. Zusätzlichist das Datum der letzten Grenzfeststellung der Grenze anzuge-
ben, an der das Bauvorhaben geplant ist.

Soweit Bürger, Ing.-Büros u. a. Auszüge ftir die Anfertigung eines Lageplanes beankagery erhal-
ten sie diese nach den Kriterien des Benutzungserlasses. Danach werden Vermessungszahlen
nur abgegebeo wenn eine sachgerechte Verwendung gewährleistet ist (das heißt, wenn der Be-
nutzer Dipl-lng. der Fachrichtung Vermessungswesen ist oder gleichwertige verm.-technische
Fachkenntnisse hat).

4.3 Zu 4. Anfertigung

Ich halte es für selbstverständlich, daß bei der vorhandenen technischen Ausstattung der Ver-
messungs- und Katasterbehörden der Lageplan im Maßstab 1 : 500 abgegeben wird. Vom Lage-
plan-Regelmaßstab 1:500 sollte nur in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden.

Soweit Lagepläne im Zusammenhang mit Zerlegungert noch nicht rechtskräftig in das Liegen-
schaftskataster übernommene Flurstücke und Gebäude enthalten, sind diesebesonders zu kenn-
zeichnen. Im darstellenden Teil ist das durch den vorgesehenen Pfeil relativ einfach machbar.
Problematisch istledoch, daß im beschreibenden Teil unter,Angaben aus dem Liegenschaftska-
taster* die noch nichtrechtskräftigen neuen Flurstücke aufgeftihrt werden. Hiersollte einauffälli-
ger Hinweis (2.B. Stempelaufdruck rVorgesehen; zur Zeit noch nicht im Liegenschaftskataster
nachgewiesen.*) angebracht werden.

Eine Aktenausfertigung des Lageplanes ist mit dem Antrag abzulegen.

4.4 Zu 4.2 einfacher Lageplan

Der einfache Lageplan bringt für Bauanträge ohne G rcnzbezugYerfahrenserleichterungen mit
geringerem Verwalfungsaufwand und entsprechend reduzierten Kosten. Eine örtliche Überprü-
fung des Gebäudebestandes ist hier nicht vorgesehen. Es wird für das Baugrundsti.ick der Inhalt
des Liegenschaftsbuches und der Liegenschaftskarte zusammengefaßt dargestellt.

4.5 Zu 4.3 qualifizierter Lageplan

Der qualifizierte Lageplan entspricht im InhaltundVerfahren dem Lageplannach derbisherigen
BauVorlVO. Er wird dann erforderlich, wenn durch das Bauvorhaben baurechtliche Auswir-
kungen auf das Nachbargrundstück ausgehen.

Als zuoerlässig (konkolliert und ca. 10cm genau) gelten alle Grenzery die die Bedingungen der
Nr.2 Anlage 3 LiegVermErlaß erftillen (,sog. FE Il-Messung).
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Die Aussage zur »Erkennbarkeit der Grenze in der Örtlichkeif« ist aus den Katasterunterlagen abzulei-
tery ob eine Grenzmarke örtlich noch vorhandenistund ob sienochrichtigsteht,wirdbeimFeld-
vergleich nicht festgestellt. Hierftir ist eine Grenzfuststellung erforderlich. Eine Bebauung an eine
nicht abgemarkte aber zuverlässige Grenze ist baurechtlich maglich; lediglich der Bauherr geht
ein erhöhtes Risiko eiru die Grenze zu überbauen.

Der im Formular vorgesehene [Zeitpunkt der Feststellung.J dient als nachrichtlicher Hinweis, daß
die Angaben zur Erkennbarkeit und Zuverlassigkeit sich auf den Stand im Nachweis des Liegen-
schaftskatasters beziehen und ftir den akfuellen Anlaß Lageplananfertigung keine Grenzfeststel.
lungvorgenommenworden ist.Bei der Angabe reichtinderRegel dasJahrderletztenGrenzfest-
stellung (2.B. 1965 und früher).

Damit das Lageplanverfahren durch noch nicht vermessene Gebäude auf den Nachbargrund-
stücken nicht verzögert wird, kann bei nicht vorliegendem Antrag oder noch nicht abgeschlos-
senem Verfahren ,Aufforderung* eine vereinfachte Erfassungund Darstellung oon Gebäudeseiten

nur für den Lageplan vorgenommen werden.

4.6 Zu 6. Beglaubigungsbedürftige Lagepläne

Lagepläne die vonBürgern, Architekten,Ing.-Büros u. a. angefertigtsind,müssenhinsichtlich der
Angaben aus dem Liegenschaftskataster von einer Stelle oder Person nach § 79 ,\bs.3 NBauO
beglaubi§ werden. Der Beglaubigungsvermerk ist auf dem Lageplan anzubringen (2.B. durch
Stempelaufdruck).

Soweit Lagepläne durch
- ein Katasteramt,

- einen Offentlich bestellten Vermessungsingenieur oder

- eine andere behOrdliche Vermessungsstelle (zur Erfiillung eigener Aufgaben)
angefertigtsind, ist durch die Formulierungin § 2 Abs.lBauVorlVO »... angefertigtoderbeglau-
bgt...* hier keine besondere Beglaubigung vorgesehen.

Beiqualifizierten Lageplänerl die vonBürgern, Architektery Ing.-Büros u. a. angefertigtsind, haben
die Katasterämter/ObVermlng neben derBeglaubigungauch die,,{ ussagetach§ 2Abs,3Nn2Bau-
VorMO über die Zuverlässigkeit von Grenzen und ihre Erkennbarkeit in der Ortlichkeit sowie
über die Vollständigkeit des Gebäudebestandes zu treffen.

4.7 Zu 7. Bescheinigung nach § 79 NBauO

Nach der NBauO ist diese Bescheinigung nicht regelmäßig ftir jede Baugenehmigung erforder-
lich, sondern nur in begründeten Einzelfällen.

Soweit bei der Interpretation des Begriffes »entsprechend der Baugenehmigung. Bedenken auf-
treten, ist die Bescheinigung um eine Erläuterungdes ermittelten Sachverhaltes zu ergänzen. Die
lageplanrichtige Bauausftihrung wird von der Bauaufsichtsbehörde festgestellt.
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5 Kosten

Der qualifizierte Lageplan entspricht vom Verwalfungsaufwand dem bisherigen Lageplanver-
fahren. Seine Gebühr richtet sich nach Nr.14 Gebührenverzeichnis der Kostenordnung für das

amtliche Vermessungswesen (KOVerm).

Für den einfachen Lageplan ist der Verwalfungsaufwand erheblich geringer (2. B. keine örtliche
überprüfung; keine Angabe der benachbarten Eigentüme4 geringere Anforderungen an die

GenauigkeitderFlurstücksgeometrie).DurchBilligkeitserlaßvom11.9.L989werdendieerhobe-
nen Gebühren für diesen neuen Bereich auf die Höhe des hierftir tatsächlich entstehenden Ver-
walfungsaufwandes reduziert. Dieser ist mit ca. 50 v. H. der Tabellengebühr ftir den qualifizierten

Lageplan angenommen worden

In der für Herbst 1990 vorgesehenen Anderung der KOVerm ist ein besonderer Gebührentatbe-
stand für einfache Lagepläne und dafiir benötigte Unterlagen beabsichtigt.

6 Zusammenfassung

Die neueBauvorlagenverordnung hatdieMöglichkeitgeschaffen, inbaurechtlich einfachenFäl-
len auch einen entsprechend einfachen Lageplan mit geringerem Verwalfungsaufwand und
Kosten vorzusehen. Dieses kommt den tatsächlichen Erfordernissen entgegen

Für einfache Lagepläne ist eine örtliche Überprüfung des Gebäudebestandes nicht erforderlich.
Hier sind die Vermessungs- und Katasterbehörden im besonderen Maße wegen derVollständig-
keit des im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Gebäudebestandes gefordert.

Die beim qualifizierten Lageplan anzugebende Zuverlässigkeit von Grenzen und ihre Erkenn-
barkeit in der Ortlichkeit sowie die Vollständigkeit des Gebäudebestandes dienen der Bauauf-
sichtsbehörde als Entscheidungshilfe ftirVorgaben und Auflagen im öffentlich-rechtlichenBau-
genehmigungsverfahren. Für die Einhalfung der bauaufsichtlichen Vorgaben und der Grenzen
beim Bau ist der Bauherr verantwortlich.
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Lageplanverfahren nach der Bauvorlagenverordnung 1989

- Praxis im Katasteramt -*
Von Dieter OBENHAUS

2
2.1.

2,2
2,3

Gliederung

I Vorbemerkung

Organisation und B earbeitungsablauf
Antragsannahme
B e arb e itun g s gr und s ät ze

Ausfertigung und Verwendung der Vordrucke

3 Er:ste Erfahrungen
3.1 Typische Beispiele

s.z Problemfälle
3.3 Statistische Angnben

4 Zusammen(assung und Ausblick

5 Quellenhinweise

I Vorbemerkung

Auf derGrundlagevon§ 77Abs.zSatz2und§gAAbs.tNBauO[1]inderFassungderBekannt-
machung vom 6.luni 1986 ist die Neufassung der BauVorlVO [2] am 17. Oktob er 1989 in Kraft

§eketen.
In dieser Verordnung ist verbindlich geregelt welche Bauvorlagen im Zusammenhang mit
einemBauantragderzuständigenBaugenehmigungsbehördefüreinBauvorhabeneinzureichen
sind.. Zu diesen Bauvorlagen gehören grundsätzlich auch Lagepläne auf der Grundlage der
Nachweise des Liegenschaftskatasters. An Lagepläne im öffentlich-rechtlichen Verfahren
(Genehmigungsverfahren) sind anhagsfallbezogene unterschiedliche Anforderungen qualifi-
zierter Art zu stellen (- einfacher Lageplan, -* qualifizierter Lageplan).

In diesem Beihagwerden nicht noch einmal die in derBauVorlVO jeweils festgelegtenVoraus-
setzungen für die Anfertigung und Beglaubigung von einfachen und von qualifizierten Lageplä-
nen aufueftihrt, sondern, ausgehend von diesenVorgabery vielmehr die bei einem Katasteramt
(hier: Rinteln) untersuchte Praktikabilität des Vorgehens dargestellt.

Dabei werden besonders organisatorische Aspekte angesprochen sowie ein nach ersten Erfah-
rungen (vor Ort entwickelter) sinnvoller Bearbeifungsablauf vorgestellt. Weiterhin werden
Bemerkungen zur praxisgerechten Verwendung der Vordrucke gegeben und erste Erfahrungen
in bezug auf die Einordnung (* einfacher/ qualifizierter Lageplan) genannt.

Der Verfasser bezieht sich im folgenden auf die Verhältnisse beim Katasteramt Rinteln - stati-
stische Angaben konnten durch die freundliche Unterstützung aus dem Kollegenkreis anderer
Katasterämter erweitert werden.

-UU".*U.it"t fassungeinesVorkageszurFortbildungsveranstaltungNr.l4l19EEvom21.bis21.Ll.!969inKönigslutter
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2 Organisation und Bearbeitungsablauf

2.1 Antragsannahme

Die GOKA [3]vom 1.]anuar7989 ordnet die Antragsannahme der Abteilung3 (Sachgebietal)
zu.

Es besteht die VOglichkeit, Anträge persönlich (im Katasteramt) zu stellen bzw. die schriftliche
oder telefonische Form zu wählen. In jedem Fall ist auch das Tätigwerden durch eine bevoll-
mächtigte Person möglich; zusätzlich steht selbstverständlich auch das Außendienstpersonal
zur Entgegennahme von Ankägen zur Verftigung.

Die wesentlichste Aufgabe bei der Anhagsannahme ist die Erfassung des Bürgernrillens. Soweit
maglich, wird der Antragsteller dabei beraten. Von dieser präzisen Erfassung wird die Entschei-
dung abhängen, welche Bearbeitungsmerkmale anzuwenden sind (* qualitative Entscheidun-
gen).

Wenn eine abschließende Klärung ohne weiteres nicht herbeigeftihrt werden kann 1* Ausnah-
me), istRücksprache mit derBaubehörde zu nehmerL sofern nichtein ArchitektoderFachbaulei-
ter beratende Funktionen übernommen hat. Beim Katasteramt Rinteln ist ftir solche Ausnahme-
fälle ein einfaches Verfahren mit den Bauämtern vereinbart worden: dem Anhagsteller wird ein
Auszug aus der Liegenschaftskarte zur Eintragung seines Vorhabens als unterstützende Grund-
lage ftir die Rücksprache mit der Baubehörde gefertigt Nach KlärungvonZweifelsfällen durch
den Bauherrn wird der Auszug als Bestandteil der Anhagsunterlagen zurückgereicht. Abspra-
chen mit den Baubehörden sollten so gehoffen werderu daß Entscheidungsfindungen einerseits
schnell und somit,bürgernahu sind und andererseits,Behördengänge« minimiert werden kön-
nen. Die Zuordnung ist im Normalfall jedoch ohne die beschriebene ,Rücksprache" möglich.

2, 2 B e arb eitungs grund s ätze

Die Bearbeitung (Anfertigung usw) ist der Abteilung 3 (Sachgebiet g+) zugeordnet.

In jedem Fall sind die folgenden ftir Landesbehörden allgemeingültigen Grundsätze zu beachten,

- Einhaltung der Rechtsgrundlagen;

- Berücksichtigung von Datenschutzbelangen
(personenbezogene Daten in Verbindung mit Daten zum Flurstück);

- MinimierungdesVerwaltungsaufwandes
(ankagsbezogene Bearbeifung unter Beachfung fachtechnischer Erfordernisse).

§2 BauVorlVO sieht ftir die Bauvorlage rlageplan* zwei Versionen vor, die durch qualitative
Unterscheidungsmerkmale ausgeprägt sind.

EÜrr einfache Lagepläne (S 2 Abs. 2 BauVorlVO) sind in bezug auf die Anfertigung drei wesentliche
Grundforderungen zu stellen:

- die Ableitung aus der Liegenschaftskarte in einheitlichem Maßstab 1:500 (Ausnahmen im
Maßstab 1:1000);

- Optimierung der Verfahrery
um die Einpassung in den Kostenrahmen der KOVerm zu gewährleisten;
(Einsatz moderner Techniken: Reprokamerabzw. Printer mit Zoom)

- die äußere Form und die Ausarbeifungsqualität sollten keinen Unterschied zum qualifizier-
ten Lageplan erkennen lassen.
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EiÜir qualifizierte Lageplöne (§2 Abs.3 BauVorlVO) ist die Bearbeitung insgesamt komplexer, da
durch denerforderlichen Außendiensteinsatz inVerbindungmitVorbereifungund Auswerfung
sowie gegebenenfalls übernahmearbeiten, eine abteilungsübergreifende Bearbeifung erforder-
lich wird. Eine Bearbeitung in mehreren Abteilungen birgt die Gefahr, daß durch Liegezeiten und
durch Aufteilung des Arbeitsprozesses (Schnittstellenzunahme) längere Laufzeiten entstehen
können. Hier ist eine Vermeidung von langen Laufzeiten durch organisatorische Maßnahmen
(Delegation... ) zwingend erforderlich.

Im Katasteramt Rinteln ist ein diesbezügliches Verfahren in bezug auf die neue Organisations-
form gemäß GOKA eingeftihrt und eine zügige Bearbeifung sichergestellt worden.

Der Ablauf (* direkte Wege zwischen Sachbearbeitern verschiedener Abteilungen) ist effektiv
und zeitsparen4 wie aus Abbildung 1 ersichtlich wird.

I direkte Wege nach Vorgaben der AL I

| -_--) I

L___ _--J
Abb. r: Bearbeitungsablauf ftir qualifizierte Lagepläne

2.3 Ausfertigung undVenoendung der Vordrucke

Für die Ausfertigung der Lagepläne stehen Vordrucke im DIN-Format zur Verftigung (Vordruk-
ke Verm 811.1 und 811.2). Damit ist eine aus fachlichen, verfahrensrechtlichen und wirtschaftli-
chen Gründen zu fordernde Normung ftir die niedersächsischen Landesbehörden vorgegeben
und erftillt.

Eintragungen erfolgen zur Zeit mit Schreibmaschine; automatisierte Verfahren werden ange-
shebt

Die Abgabe der Bescheinigung mit Dienstsiegel und die Beglaubigung,vorgelegter Lagepläne.
erfolgt in der Regel durch Beamte des mittleren Dienstes.

Das Verfahren »Einftihrung neuer Vordrucke. ist abgeschlossen - die Katasterämter konnten
Vorschläge erarbeiten und haben somit entscheidend mitgewirkt [l].
Vom Katasteramt Rinteln sind darüber hinaus Anregungen in bezug auf weitere Normierungs-
möglichkeiten und Umsetzungsprogramme als mittelfristig zu entn ickelnde Maßnahmen vor-
geschlagen worden (automatisierte Datenübermittlung: »ALB« + Lageplan - beschreibender
Teil -).

Abteilung 1 Abteilung 2Abteilung 3

SG ztÜbernahme

@

SB

SG 33 Anträge

SBO
SG 12 @ Vorbereitung

SB I l+Auswertung

SG 13 Außendienst

SB@

SG 34 Anfertigung

SB@
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3 Erste Erfahrungen

3.l Typische Beispiele

Bei der Einordnung»qualit'izierterLageplan« oder »einfacherLageplan<sind in der Regel die Kriterien
»Grenzbebauung: ja/win< oder »Einhaltung eines Mindestgrenzabstandes ert'orderlichr von entscheiden-
der Bedeufung. Eine eindeutige Zuordnung nach diesen Kriterien ergibt sich nach den hier
gesammelten Erfahrungen fast immer sofort bei der Anhagsannahme - also ohne Rücksprache
mit der Baubehörde - auf Grund der Angaben des Anhagstellers.

Dabei haben sich in der Praxis §pischeBeispiele ftir die zweifelsfreie Zuordnungzu dem jeweils
vorgesehenen Lageplanverfahren (* einfach * qualifiziert) herausgestellt. In den Anlagen 1

und 2 sind als Beispiele ftir die jeweilige ,Typisierung« insgesamt zwei Bauvorhaben dargestellt
ftir die eine Einordnung problemlos möglich ist Jede dieser beiden ,Typisierungen« repräsentiert
die relativ große Variationsbreite der dem jeweiligen Verfahren einwandfrei zuzuordnenden
Vorhaben. Für die Entscheidungsfindung (Einordnung in das jeweilige Verfahren) bleiben die
Herstellungskosten des Vorhabens ohne Bedeufung.

3.2Problemfälle

Es ist nicht auszuschließen, daß trotz genauer Erfassung der Angaben zum Vorhaben in einem
untergeordneten Prozentsatz von Fällen eine Entscheidung über die erforderliche Qualifikation
des Lageplanes nicht sofort im Katasteramt gekoffen werden kann.

Das im KatasteramtRinteln praktizierteVerfahren (siehe 2.l Anhagsannahme) hat sich bewährt
- die Baubehörden sind nur in einer unbedeutenden Anzahl von Fällen um eine Mitwirkung bei
der rVorabentscheidung. gebeten worden.

Sollten auf Grund der Angaben des Antragstellers Lagepläneängefertigtwordenseio diefürdas
Baugenehmigungsverfahren nicht geeignet sind, wird in diesem Ausnahmefall eine Ergänzung
oder eine Neuanfertigung erforderlich. Sofern nicht vorsätzlich falsche oder unvollstlindige
Angaben abgegeben worden sin4 erhält dieser Anhagsteller Lagepläng die seinem Vorhaben
entsprechend qualifiziert sind. Solche Ankagsteller sind abrechnungsmäßig denen gleichzustel-
len, ftirdie ein - imVerhältnis zurerbringendenAmtshandlung/Leisfung- äquivalenter(rnorma-
ler*) Verwalfungsaufwand zu leisten wäre.

3.3 5 tatistische Angaben

Die Einftihrung neuer Verfahren auf der Grundlage von Rechts- und Verwalfungsvorschriften
erhält Bestätigung aus der Praxis, wenn sowohl die Anhagsteller als auch die ftir die öffentlich-
rechtlichen Verfahren zuständigen Behörden positive Erfahrungen sammeln können (2. B. Zeit-
Kostenersparnis ohne Einbußen qualitativer Art). Ein Indiz ftir die Notwendigkdit, qualitativ
abgestufte Lageplanvarianten einzuführerL kann zum BeispielderAnteil der jeweiligenAnhags-
zahlen an der Gesamtzahl derVorgänge sein. In diesem Zusammenhangisteine entsprechende
Stichprobe aus dem statistischen Material von sechs Katasterämtern gebildet worden, das sich
auf einen Erfassungszeitraum von ca. drei Monaten bezieht und in der nachstehenden Tabelle
zusammengefaßt wurde.

Das Ergebnis (statistischer Mittelwert) belegt die Notwendigkeit der Einftihrung von anforde-
rungsorientierten Lageplanvarianten. Somit wird von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, den
Verwalfungsaufwand soweitwiemöglichzuminimierenundftirBauherrendieBaunebenkosten
zu dämpfen. Beide Lageplanversionen werden benötigt und tragen den fachlichen sowie den
praxis- und bürgerorientierten Anforderungen Rechnung.
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Katasteramt Antragsanteil ftir
einfache
Lagepläne (%)

Antragsanteil ftir
qualifi zierte
Lagepläne (%)

Besonderheite n (2.B. Aus züge
aus der Liegenschaftskarte)

't

2
3

4
5

6

35
52
20
35
42
42

6s
48
80
6s
58
58

nein / teilweise
teilweise
verstärkt
teilweise
nein
teilweise

einf. Mittel 38 62 Stand: 'j"5.L.1990

Abb. z: Quantifizierung der Lageplanvarianten

4 Zusammenfassung und Ausblick

Die Vermessungs- und Katasterverwalfung sowie die Offentlich bestellten Vermessungsinge-
nieure (ObVermlng.) sind in einVerfahren eingebunden worden, von dem nach heutigen ersten
Erfahrungen die Anhagsteller profitierery das Verfahren orientiert sich an seiner ,Bürgerfreund-
lichkeit.

Fortentwicklungen müssen die folgenden allgemeingültigen Grundsätze beinhalten:

- Einheitlichkeil um als Teil des Baugenehmigungsverfahrens (Bauvorlagen) den zu fordernden
vergleichbaren öffentlich-rechtlichen Grundsätzen unterworfen werden zu können;

- Wirtschaftlichkeit, da der Verwalfungsaufwand durch den Veranlasser zu erstatten ist (das

heißt Normung Automatisierung);

- Flexibilität, um den Einsatz automationsgerechter Techniken ermöglichen zu könneru wobei
sämtliche rechtlich zulässigen Möglichkeiten zu nutzen sind (durch enge Kontakte und
Absprachen mit der Baubehörde erzielbar);

- Einbindung der öbVermlng. als Träger eines öffentlichen Amtes, um die berußspezifischen
Belange bei der Aufgabenwahrnehmung sicherzustellen (in den Informationsfluß Bezirkr
Land einbeziehen).

Die Einführung neuer Verfahren ist stets Anstoß ftir organisatorische und arbeitstechnische
Anderungen innerhalb der Organisationseinheit. Natürlich vorhandene Hemmschwellen kön-
nen dabei aus fachlicher Sicht in Verbindung mit den Vorteilen des neuen Verfahrens problem-
los überwunden werden.

5 Quellenhinweise

[1] Niedersächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 19s6, Nds.GVBl. Nr.20; S.157.

[2] Verordnung über Bauantrag und Bauvorlagen im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren (BauVorlVO) vom
22.September 1939, Nds.GVBl. Nr.36/89.

[3] Geschäflsordnung fiir die Katasterämter (GOKA) vom 1. Januar 1989, eingeftihrt mit RdErl. d. MI vom 14. Dezember
198s, Nds.MBl. Nr.1/89, S.7.

[4]Lageplanverfahrennach derBauvorlagenverordnung Entwurf des Gem.Rd Erl. d. MI und MS,Stand:November1989
(unveröftntlicht).
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Beispiel fiir, €irlen einfachen Lageplan
(Verkleineruug aus M. 1 : 1OOO )
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Anlage 2

Bcl.spiel für einen qualifiziertcn Lageplan
(vcrlleinerung aus !{. 1 : 5OO )
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Anforderungen an die Liegenschaftskarte
VON WiIhEIM TEGELER

1 Einführung

International wird dasLiegenschaftskataster noch als eine europäischeEinrichfungangesehen

- so z.B. auf dem gerade zu EndegegangenenFlG-KongreßinHelsinki -; undwenn dieNotwen-
digkeit eines Katasters bejaht wird, dann vorrangig ftir bebaute Gebiete.

Das andere.Verständnis ist auch an der Zusammenfassung von'Cadashe' und'Land Registry'
(Grundbuch)zu'LandRegistration'sowieanderFehlinterpretation unzuheffenderBegriffewie
'Flurkarte'und'a0 Katastersysteme'(Jordan-Eggert,2.Band, tgso) mit'map of all field plots'bzw'
'forty systems of real-estate' (s. Dale 'Land Information Managemenf; Clarendon Press, Oxford
7988) zu erkennen.

In der Bundesrepublik hat das Liegenschaftskataster

die beschränkt öffentlichen

Nachweise
(NVermKatG § 12 (2)),

und

den nicht öffentlichen

Bestandteil:

Die Liegenschaftskarte bildet nach S 2 Abs.z der Grundbuchordnung und der Verordnung des
RJM vom 23.1,.7940 einen wesentlichen Bestandteil des amtlichen Verzeichnisses der Grund-
stäcke im Sinne der GBO. Das BGH-Urteil vom 1. 3. 19 73 eryänzt dies: »Dadurch werden die in
dem Kataster enthaltenen P arzellengrenzangaben B estandteil des G rundbuchs und haben Teil an
dessen öffentlicherh Glauben .

Das Liegenschaftskataster dient also zusammen mit dem Grundbuch der Sicherung des Eigen-
fums.

Daneben ist das Liegenschaftskataster Grundlage ftir Planungen und Dokumentationen

a) derkommunalenVerwalfung
b) der staatlichen Verwaltung
c) der Wirtschaft,
d) der Statistik,
e) der Bürger

und in neuerer Zeit

der Energieversorgungsunternehmen (EVU) sowie
der Wasserver- und -entsorgung.

LIEGENSCHAFTSBUCH
LIEGENSCHAFTS.

KARTE

t
i- G-r*ir-*- -l,, ZAHLEN 

I

;t;

0
8)
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2 Funktionen des heutigen Mehrzweckkatasters

Die Funktionen ergeben sich einerseits durch die gesetzlichen Aufkäge ,amtliches Verzeichnis*
und ,amtliche Bodenschätzung. und andererseits durch die mehr technische Benutzung nach a)

bis g).

Die Benutzung der Liegenschaftskarte unterliegt damit unterschiedlichen Anforderungen
bezüglich
a) der Form,
b) des Inhaltes und
c) der geomehischen Qualität.

3 Liegenschaftskarte undVermessungszahlen

3.1 B enutzung des Liegenschaftskatasters

Bei der Benutzung nach NVermKatG § 13 werden
a) Daten aus den Nachweisen
b) Liegenschaftszahlen
c) Ergebnisse von Liegenschaftsvermessungen (Vermessungszahlen)

abgegeben und dem Benutzer zur weiteren Verwendung überlassen (Benutzungserlaß vom
2.1.L99O, Nr.1.1.1).

3.2 Liegenschaftskarte

Die geometrischen Angaben (graphischen Darstellungen) des Liegenschaftskatasters müssen
nach heutiger Rechtsauffassung (siehe auch Urteil des LG Hildesheim vom 26.4.1957 [Mölle-
ring/Bauer 'Kommentar zum NVermKatG'; Verlag Heinig Wiesbaden 1990]) einem durch-
schnittlich geschulten Katasterbenutzer verständlich sein:

Dafür eignen sich
a) besonders die Darstellung der Grenzen in der Liegenschaftskarte

- in Verbindung mit Gebäuden und Grenzmarken -.
Eine verständliche Darstellung laßt sich

- als materielle Präsentation auf einem Träger, z.B. Polyesterfolie

- als immaterielle Präsentation über optische Projektion z.B. Bil&chirm
realisieren (siehe G. Hake, Kart. Nachr. 19sS, S. 65).

b) Liegenschaftszahleru z. B. (Benutzungserlaß Nr. 2.4)

- Grenzlängen,
- parallele Breiten
- Abstände zwischen Gebäuden und Flurstücksgrenzen.

Letztere müssen allerdings auf Anhag erst besonders zusammengestellt werden.

Für die Liegenschaftskarte ist - auch im Hinblick auf die digitale Führung - der ,Amtliche Maß-
stab« 1 :1000 vorgesehen (siehe auch Kummer; ZN 1989, S. 504). Erkennbare geometrische Ver-
änderungen an den Flurstiicksgrenzen des Kartenbildes sind als Verwalfungsakt bekanntzuge-
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bery bis 0,2 mm (+ q2 m in der Natur) sind Modifikationen nicht erkennbar. Der Benutzungser-
laß sieht dazu in Nr.1.3.2 vor: »Soweit Auszüge aus der Liegenschaftskarte als Vergrößerungen
abgegeben werdert sind sie mit dem Hinweis« ... auf der Grundlage der Liegenschaftskarte im
Maßstab 1 : . . ." zu kennzeichnen; bei Femkopie ist der Hinweis ,Fernkopie - geminderte geome-
hische Qualitat -« anzubringen. Bei Auszügen aus der digtal geftihrten Liegenschaftskarte ist
der Maßstab der Karte anzugeben..

Zeichenfehler in der Liegenschaftskarte behandelt unter anderem das Urteil des BGH vom
1,.3.1973 (RPfVermNachrBl.LgT4, S.36): eine Kartendarstellung die mit den Unterlagen nicht
übereinstimmt, kann unter Umständen sogar zum allein maßgebenden Grenznachweis werden
und damit der (ursprünglich richtige) Grenznachweis in den Unterlagen seine Maßgeblichkeit
verlieren (Kriegel-Herzfeld'Katasterkunde', 1980, Heft 8, S. 143).

3.3 Vennessungszahlen

3.3.1Begriff

Im NVermKaG §13 (3) findet man:
,Ergebnisse von LiegenschafLsvermessungen (Vermessungszahlen) dürfen nur an Aufgabenhä-
ger nach §1Abs.2 und 3 abgegeben werden..

3.3.2 Die Gesamtheit der im Liegenschaftskataster verwendeten Zahlen

Nach H. Schulte (ZfV 19s3, S. 533) setzt sich das sogenannte ,Zahlenwerk des Liegenschaftska-
tasters. aus drei Teilen zusammen:

a) Liegenschaftszahlen
z.B. »relative. Geomekie der Objekte 'Flurstück* 

und ,Gebäude.:
Grenzlängen und -winkel, Gebaudelangen und -winkel

b) Vermessungszahlen
verknüpfende Elemente zwischen Liegenschaften und Lagenetz
aus der Aufnahme und ftir die Übertragung(2.8. Sicherungund Reproduktion derGrenzen),

c) Lagenetz (Daten und Marken)
geha* nicht zum Inhalt des Liegenschaftskatasters.

3.3.3 Die Benutzung der Zahlen

a) Liegenschaftszahlen
§VermKatG §13 (1) und Benutzungserlaß Nr.2.4):
Eigentümer und InhabergrundstücksgleicherRechte erhaltenauf Anhagüberdie im Liegen-
schaftskataster enthaltenen Angaben hinaus weitere Auskünfte und Auszüge über ihre Lie-
genschaftery z.B. Liegenschaftszahlen. Andere Personen erhalten Auskünfte, soweit sie ein
berechtigtes Interesse daran darlegen und öffentliche Belange dem nicht entgegenstehen.

b) Vermessungszahlen
Im NVermKaG §13 (3) findet man über o.a. Nr.3.3.1 hinaus:
,Anderen Stellen oder Personen können Vermessungszahlen überlassen werden, wenn eine
sachgerechte Verwendung gewährleistet wird..
Im Benutzungserlaß Nr. 2.5.1 ist dazu ergänzend ausgeftihrt: ,Dies ist nur anzunehmen, wenn
der Benutzer Dipl.Jngenieur der Fachrichfung Vermessungswesen . . . ist oder gleichwertige
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verm.-technische Fachkenntnisse hat . . . (und Arbeiten nicht Aufgabenkägern vorbehalten sind).
Nr.2.5.2: Grundsätzlich werden nur Vermessungszahlen abgegeben, die auf Vermessungen
nach LiegVermErlaß oder auf älteren konhollierten Vermessungen beruhen.

c) Lagenetz
Die Benutzung der Daten und Marken setzt eine sachgerechte Verwendung voraus.

4 Fläche der Liegenschaftskarte im Rahmenformat (LKRF)

* Fläche der tatsächlichen Nutzung aus Jahresabschluß ALB 1989

Der jährlich e Zugang variiert zwischen 0,5 und I,Oo/0.

5 Erneuerung der Liegenschaftskarte

5,l Grundsätze

Die Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwalfungen (AdV) hat 1983 hierzu eine Rahmen-
empfehlung erarbeitet.In den allgemeinen Forderungen zurEmeuerung des Liegenschaftskata-
sters heißt es unter anderem:

"Hierbeisind dieverfügbarenHaushaltsmittelsoeinzusetzen, daß dasErgebnis denBelangen der
Katasterbenutzer optimal entspricht Unrealistische und volkswirtschaftlich bedenkliche Glo-
balkonzeptionen sind ebensowenig zu verketen wie Zwecklösungen ftir einzelne Anwender.
ZielistvielmehreineausgewogeneGesamtkonzeptiory diemitangemessenemAufwandzuver-
wirklichen ist und den Benutzern schon frühzeitig mit Teilergebnissen zu Ve#tigung steht.

Dies giltvorrangigfiir die Erneuerung derKatasterkarten. Um den obengenannten Anforderun-
gen zu entsprechery muß ein modemet zweckmlßiges Katasterkartenwerk vielfach überhaupt
erst geschaffen werden.*

Die wirtschaftlichste Lösung ist sicherlich die integrierte Führung der vermessungs- und karten-
technischen Daten in der Automatisierten Liegenschaftskarte (ALK); die Grundrißdatei hat von
den drei Primärdateien (mit fachlichen Daten) die größte Bedeutung ftir die Benutzer.
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5.2 Arten der Erneuerung

Im Flurkartenerlaß vom 26.11.1979 wird unterschieden zwischen der

5.2.1 Neueinrichfung (mit Bekanntgabe):

a) bei Verbesserung der Aussagefähigkeit des Inhalts,
b) bei übernahme maßgebenden Inhalts (eigentlich Fortführung)

und aus heutiger Sicht

c) bei Anderungen des Maßstabs,
d) bei erkennbaren (siehe Nr.3.2) nachbarschaftstreuen Koordinatenanpassungen (siehe Lieg-

VermErlaß Nr.10.4.4)

und der

5.2.2 Umgestaltung (ohne Bekanntgabe):

a) bei ungenügendem Zeichenhäger,
b) bei digitaler Umgestalfung im gleichen Maßstab und ohne erkennbare Koordinatenanpas-

sunSen.

Wie die Liegenschaftskarte in Ortslagerl in denen sie noch nichtim amtlichvorgegebenenMaß-
stab t : tooo geftihrt wird (Gesamtfläche 758 km'), am zweckmäßigsten zu erneuern ist, wird zur
Zeit untersucht.

5.3 Umfmg der Erneueruzg (siehe auch Abb.z)

Der Umfang der Erneuerungwar füiher stark geprägt durch die Art derNeuvermessung. An die
Stelle der haditionellen Verfahren (Abb.z, Sp.1-3 und s) sind in neuerer Zeit die'Erneuerung
durch Anschluß an Lagefestpunkte' (Sp.a) und die'Digitalisierung von Kartenteilen ohne
(anschließbare) Vermessungszahlen' (Sp.6) gehetery bei Digitalisierungen ist zu unterscheiderL

ob erkennbare nachbarschaftstreue Koordinatenanpassungen vorliegen (siehe 5.2.1d)) oder
nicht (siehe 5.2.2b)).

5.4 Aufwand für die Erneuerung

5.4.1 Aufnahmenetz (Ortslage)

5 AP/LKRF 1:1000 3 TDM

5.2.4 Neueinrichtung (Ortslage)

2ooO-3OOO Pkt./LKRF (normale Bebauung)

1) Ortliche Arbeiten
a) Anschluß der Polygon- und Liniennetzpunkte 2- STage 3 TDM
oder
b) vereinfachte Neuvermessung 8- 14 Tage 10 TDM

2) numerische Auswertung aller Obiekte
(ohne VermRiß-Anfertigung) 7lTage 30 TDM
a) Aufstellung ftir Geodätische Berechnungen
b) Aufuereitung ftir Punktdatei
c) Aufbereitung ftir Grundrißdatei
d) Kartenausgestalfung
e) Prüfung
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Arten und Umfang derzeitiger Erneuerungen

Umfang
(Arbeitsschritte)

Arten

klassische
(vollständige)
Neuvermessung
(mit Feststellung
aller Grenzen)

geschlossene
(teilweise)
Neuvermessung
(mit Feststellung
der Grenzen aus
älteren
Vermessungen)

vereinfachte
Neuvermessung
(ohne Fest-
stellung
von Grenzen)

Erneuerung
durch Anschluß
an Lagefest-
punkte

allmähliche
Erneuerung
(entsprechend
Lieg.-Verm.:
- Grenz-Festst.
- Zerlegung
- Gebäudeverm.)

Digitalisierung

1 2 3 4 5 6

1 Einrichtung
+ + + + allmählich +

2 Grenz-Feststellungen +
2.1 Kontrollierte Vermessungen

(Sicherungsmaße)
und Einverständnis) +

Anschluß
an
Lagefestpunkte

Anschluß
an
Lagefestpunkte

(nur
Anschluß
von Polygon-
und Linien-
netzpunkten
an Lage-
festpunkte)

2.2 äftere Vermessungen
(G ru ndsteuerve rmessu n g en,
Verkopplungen u.ä.) + +

3 Niederschrift
über Grenäermin + + +

4 Erfassung
der Gebäude vollständig vollständig vollständig

entsprechend
Lieg.-Verm.

5 Herstellung von
Punktübersichten + + + +

6 Erneuerung der
Liegenschaftskarte + + + +

erst zum
Abschluß +

7 Fortführung des ALB
(aus Flächenberechnungen) +

nur beifestge-
stellten Grenzen

+ : ausgeführte Ar

- : nicht ausgeführte Arbeitsschritte

,\bb.z

3) numerische Auswertung des Baublock-Umrings
(zusätzliche Digitalisierun g, s. u.i 4 a - 4 c)

4) Umgestaltung durch Digitalisierung (vektor.)
a) Digitalisierung
b) Kartenausgestaltung
c) Objektbildung

I Tage
(7 Tage)

5 Tg/LK
1,5 Tg/LK
I,2TglLK

3 TDM

(SICAD-Tag: ca. 90O- DM)

5 .4 3 Zukünttige Mindestanf orderungen

DerAnschluß an Lagefestpunkte(TPund AP) istsowohlbeiderhäuslichenErneuerungals auch
bei der digitalen Umgestalfung notwendig.

6 Unterschiedliche Anforderungen der Benutzer der Liegenschaftskarte

6.1Fonn

Die Liegenschaftskarte wurde bisher analog z. B. auf Polyesterfolie geftihrt Bei der Erneuerung
wurden teilweise schon Graphik-sammelaufhäge eingerichtet. Dieliegenschaftskarte besbhl
also zwZeitaus Linieru Zeichen(Signaturen) und TextenbestimmterGröße undBreite.Bei Spei-
cherung dieser graphischen Grundelemente können die wieder ausgegebenen Karten r,ri i*
Blattschnitt und/oder im Maßstab verändert werden.
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Die Benutzer eines Informationssystems benötigen jedoch fachliche Einheiten, z.B. Flurstticke

und Gebaude. Daher werden in der Grundrßdatei aus fachlicher Sicht (der Benutzer) logisch
zusammengehörende graphische Grundelemente zu Objekten zusammengefaßt. Alle Obielte
gleicher faihlicher Bedeutung werden einer Folie, z.B. alle Flurstücke der Elurstücksfolie
iugeordnet. Die Benutzer können sich dann aus den verschiedenen Folien ihre Flanungsunterla-
gen nach ihren Bedürfnissen zusämmenstellen.

Durch die zunehmendeVerbreifung interaktivergraphischerDatenverarbeifungssysteme - ins-
besondere in der Leifungsdokumentation - ist eine Führung in digitaler Form notwendig.

6.1.1 Die Grundrißdatei als Primärdatei der Liegenschaftskarte (siehe auch 6.t.2)

dient der Speicherung
a) von Koordinatery
b) vonVerbindungsinformationen,
c) der Ausgestaltungsgeomehie (einschließlich Signaturen)

(Rossol, Nachr. NVuKV 19 87, S. 2L; Sellge, G lS-Seminar Hannover, 1989)

Für die Datenstrukfur der Grundrißdatei gelten folgende Grundsätze:
d) Integration von Karte und ZahL
e) blaftschnittfreier Nachweis,

0 folienorientierte Gliederung des Inhalts
(insgesamt 192 Folien davon 40 ftir das Liegenschaftskataster),

§). objektorientierte Gliederung des Inhalts und
h) maßstabsunabhängige Speicherung.

Bei der Datenshukfur werden zwei Sichten unterschieden:
i) die Geomehiesicht mit Bedeutung

- ftir die redundanzfreie physikalische Abspeicherung und

- ftir die Präsentation im Blattschnitt einer Karte,
j) die Oblektsicht mit Bedeutung

- ftir die Plausibilisierung

- ftir die Objekt-Löschung und

- ftir die Verknüpfung von Grundrißdatei und Fachdateien.

6.1.2 Verknüpfung der Dateien

Die Primärdateien
a) Grundrißdatei
b) Punktdatei
c) (Messungselemente)

sind durch Verkntipfungsglieder untereinander und mit Fachdateien - z.B, ALB - verbunden.

Hierdurch können komplexe Benutzeranforderungen - z.B. gemeinsame Auswerfung von
Grundrißdatei sowie Elurstticks- und Gebäudedatei mitHilfe derFlurstücks- und Gebäudekoor-

dinaten - realisiert werden.

Da die Punkte der Punktdatei automatisch als punktförmige Objekte in der Grundrißdatei
gespeichert werden, können daraus Punktnummern-Übersichten als )graphische Darstellun-

gen" abgeleitet werden.

6.2lnhalt

,Das Liegenschaftskataster ist der einzige vollständige und aktuelle Nachweis sämtlicher Lie-

genschaften des Landesgebietes" (lnformation ftir den Bürge4 NMI 19S6). Dies verpflichtet
quantitativ bezüglich Vollstandigkeit und Aktualitat
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6.2.1 Mindestinhalt der Liegenschaftskarte:
a) Liegenschaften

- Flurstücke mit Grenzen und Grenzmarkery
Bezeichnungen der Flurstücke
Gebäude (teilweise Hausnummer)

b) Ergebnisse der amtlichen Bodenschätzung
c) Nutzungsarten (tatsächliche Nutzung Klassifizierung)
d) Grenzen der Katasterbezirke
e) politische Grenzen

6.2.2Topographie

Aus Katastersicht (siehe Flurkartenerlaß Anl.r) sind nur Grenzeinrichtungen (2.B. Grenz-
mauern) mit topographischer Bedeutung (d. h. höher als ortstiblich) oder oberirdische bauliche
Anlagen mit längerem Bestand (2.B. Brücken) darzustellen.

In Ballungsgebieten wird heute die Darstellung topographischer Objekte gewünscht (s. a. AdV:
,Darstellung top. Objekte'; Nachr. VuKVRhP t L9 86, S. 25 8) z.B.:
a) Fahrbahnbegrenzungen an Straßery
b) Rad- und Gehwege
c) Brücken und Hochstraßen,
d) Gleisanlage+
e) technische Einrichtungen im Straßenraum
bis zu
0 Shaßenlampen Lichtmasten und Bäume.

Da die Erfassungund die Fortftihrungder o. a.Objekte abernichtzurFührungdes Liegenschafts-
katasters gehören und die Darstellung der Objekte die Lesbarkeit und Klarheit der Liegen-
schaftskarte nicht beeinhächtigen darf, sind in jedem Falle besondere Folien ftir Topographie -
analog wie digital - zu ftihren.

6.23 Aktualität und Vollständigkeit

Für die Benutzer der Liegenschaftskarte im Planungsbereich hat die Vollständigkeit des Gebäu-
debestandes die größteBedeutung.Eigentümersind an einer schnellenAkfualisierungdesKata-
sters nach einschneidendenVeränderungen - z.B. nach dem Bau von Straßen undWasserläufen
- interessiert.In jüngster Zeitwerden unterlasseneVerschmelzungen im Shaßenraum alsbeson-
ders störend beim Nachweis von Leifungen empfunden.

6.3 G eometrische Qualit öt

6.3.0 Grundsätze

Nach dem Flurkartenerlaß von 7979 ist'in Rahmenflurkarten eine Kartiergenauigkeit von
t 0,2 mm sicherzustellen'; d.i. die Zusammenfassung
a) der Genauigkeit der Kartierung ('Nadelstich') der Punkte

(manuell etwa O2 mm; automatisiert genauer als Ol mm)
b) der Genauigkeit der geomekischen Signafuren ftir Punkte
c) der Genauigkeit der Punkt-Verbindungen und
d) der Maßhaltigkeit des Trägers, z.B. Polyesterfolie.

Die Genauigkeit der Objektpunkt-Bestimmungen - z.B. auf Grund von Vermessungen nach
LiegVermErlaß - kann hierbei vernachlässigt werden.
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Rahmenflurkarten sowie die digital geftih*e Liegenschaftskarte sind in bezug auf die o.a.

Genauigkeiten'blattschnittfref ('ohne'Begrenzung des Kartenfeldes), d.h. die Genauigkeiten
müssen sowohl bei

e) Objekt-Zusammenfügungen (Flurstücke bzw. Gebaude)
als auch bei
0 Raadanpassungen bei der Kartenerneuerung
gewährleistet sein.

6.3.1 Geometrische Bedingungen

Bei den Untersuchungen zur digitalen Führung der Liegenschaftskarte werden in Verbindung
mitder Analog-Digital-Wandlung(Digitalisierung)immerwiederdiegeomehischenBedingun-

8en
a) Geradlinigkeit
b) Rechtwinkligkeit und
c) Parallelit:it
diskutiert.

Bei der manuellen Kartierung n urden diese Bedingungen teilweise berücksichtigt, bei der auto-
matisierten Kartierung reichten die berechneten Koordinaten aus. Bei der Digitalisierung von
Kartenteilen wird die G eomehie nur geringftigig verschlechtert, da die Digitalisierungenauigkeit
kleiner als 0,1mm ist: das heißt die Digitalisierungenauigkeit kann im Verhältnis zur Kartierun-
genauigkeit(manuell etwa 0,2 mm) vernachlässigtwerderywenn zuverlässige Paßpunkte in aus-

reichender Zahl zur Y erfügung stehen.

6.3.2 Mehraufwand durch geomekische Bedingungen

Die Berücksichtigung von geomehischen Bedingungen erfordert Mehraufwand bei:

1) der Herstellung der Digitalisiervorlage
2) der Digitalisierung und
3) der di6talen Konshuktion. im interaktiven graphischen Arbeitsplatz.

Nach ersten Erfahrungen behägt der Arbeitsaufwand in StdJLKRF etwa n. Z. (mit 200 Flurstük-
ken und 3oo Gebäuden: insgesamt etwa 2500 Punkte; vgl. Nr.5'4.2):
4) Herstellung der Digitalisiervorlage SIdJLKRF 1 : 1000 (O5 m x O5 m)

a) ohneBedingungen 4
b) Bedingungen aus der Karte:

- Flurstücke 10

- Gebaude 6

c) Bedingungen aus Rissen:

- Flurstticke 20

- Gebaude 20
5) Digitalisierung
5.1 Flurstücke (200)

a) ohneBedingungen 5

b) BedingungenausderKarte 10

c) Bedingungen aus Rissen 15

90



5.2 Gebäude (300)

a) ohneBedingungen 75
b) mit Bedingungen aus der Karte:

- digitale Konstruktion ohne Maße 25
c) mit Bedingungen aus Rissen:

- digitale Konstruktion mit Maßen 35
6) Gesamtaufwand

a) ohneBedingungen 24
b) mit Bedingungen aus der Karte:

- Gebäude mit dig. Konstruktion ohne Maße 38

- Geradenbed. bei Flurstücken Gebäude
mit dig. Konshuktion ohne Maße 57

c) mit Bedingungen aus Rissen:

- Geradenbed. bei Flurstücken, Gebäude
mit dig. Konshuktion mit Maßen 90

Die Berücksichtigung geometrischer Bedingungen sollte sich daher auf den Rechtwinkelaus-
gleich bei Gebäuden (ca. 5 Tg/LK) beschränken.

6.3.3 Digitalisierung von Kartenteilen mit Vermessungszahlen

Da erst seit7974 die Voglichkeit ftir die Speicherung von Berechnungsaufhägen'Geodätische
Berechnungen besteht, konnten die Koordinaten aus älteren Kartenerneuerungen meistens
nicht automatisiert in die Punktdatei übernommen werden. Je nach Qualitat der Kartierungen
(manuell oder automatisiert) und derUmgestaltungen derKarte ist es in solchenGebietenbeider
Einrichtung der Grundrißdatei unter Umständen notwendig daß außer ftir die Polygon- und
Liniennetzpunkte auch ftir Baublock-Umrings-Grenzpunkte (auch bei abgehenden Grenzen)
mit Hilfe der vorhandenen Vermessungszahlen LS 10O-Koordinaten berechnet werdery damit
dle Abweichungen zwischen digitalisierten und rechenbaren Grenz- und Gebaudepunktkoordi-
naten den Grenzwertvon 0,2 m nichtüberschreiten(s. a. Gröber,BDVI-Forum1989, S.246Nr.4).

6.3.4 Grenzbebauung

Aussagen über Gebaudepunkte in oder in der Nähe von Grenzen bedürfen bei der Aufnahme
wie bei Darstellung in der Karte - analog wie digital - einer besonderen Sorgfalt. Die größte
zulässige Abweichung bei der Aufnahme bekägt entsprechend Anl.t Nr.t.g.4 LiegVermErlaß
0,04m

7 Folgerungen

7.1 D ie analog geführte Liegenschaft skarte 1 : 1 0 0 0

im Rahmenformat entspricht hinsichtlich der geomehischen Qualität meist allen Anforderun-
gen der Benutzer. Die neuen (rdigitalen*) Benutzer wie Energieversorgungsunternehmen benöti-
gen nur eine Genauigkeit von 0,2 m (,Spatenbreite*); außerdem ,vermaßen* sie füre Leifungen
noch in bezug auf Gebäude und bauliche Anlagen.
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7.2 Spezielle geometrische Aussagen

können nur mit Hilfe der Vermessungszahlen gemacht werderL so z.B. bei
a) Grenzbebauung (-überschreifung),
b) Grenzabständen,
c) Baugenehmigungsverfahren und
d) Planfeststellungen.

7.3 Die Einrichtung der Grundri$datei

7.3.7 Die vorbereitenden Arbeiten
müssen mindestens umfassen:
a) Einrichtung der Punktdatei
b) Einrichtung von Graphik-Sammelaufhägen
c) Einrichtung des Aufnahmenetzes im Lagestatus 100:

In der ALK sollen Zahl und Karte integriert geftihrt werdery da der Nachweis blattschnittfrei
ist, muß mindestens ftir jeden Katasteramtsbezirk (: Bezirks-Grundstücks-Datenbank) ein
einheitlicher Lagestafus verwendet werden.
Da außerdem eine Lagestatusänderung in der Grundrißdatei sehr aufwendig ist, ist einheit-
lich der Lagestafus 100 vorgesehen.

d) Bestimmung von Paßpunkten (Polygon- und Liniennetzpunkten)
ftir Anschluß

- der Vermessungszahlen/PuDat-Koordinaten,

- digitalisierter Kartenteile (Vektor, zukünftig unter Umständen auch Raster).
Die Beseitigung der Restabweichungen richtet sich nach Nr.10.4.4 LiegVermErlaß.

e) Verschmelzungen

7.3.2 W ahl des Erneuerungsverfahrens (vgl. Nr. 5.4)

a) Die Wahl hängt vom Maßstab der Liegenschaftskarte und vom Zeitpunkt und der Art ihrer
Entstehung bzw Umgestalfung ab.

b) Erneuerungen mit geomehischen Veränderungen größer als O2 m sind bekanntzugeben.

7.3.3 Die Anwendung geometrischer Bedingungen
sollte auf ein Minimum beschränkt bleiben, da
a) die Bedingungen nicht gespeichert werden könneru
b) der Aufwand i. a. in keinem Verhältnis zu der geringen Genauigkeitssteigerung im Vergleich

zu einer numerischen Auswertung steht.

7.4Fazit:

7.4.1 Erneuerungen der Liegenschaftskarte
aus Anlaß einer Führung in digitalerForm müssen zunächst auf Gebäude- und Freiflächen sowie
Verkehrsflächen in Ortslagen (Nr.4 Tab.Sp.3 und 6a) beschränkt werden.

7.4.2 Die di6tal geftihrte Liegenschaftskarte
darf geomekisch nicht schlechter sein als die analog geftihrte.

7.4.3 D ie di6tale Umgestaltung
ersetzt aber nicht notwendige Neueinrichfungen (s. Nr.5.1 und s.z.t).
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7 Aufnahmepunkt-Beschreibung
7.1. Anforderungen
7.2 Grundsätze
7,3 Form und lnhalt
7,4 Fortführungsri$
7,5 Beispiele und Hinweise

Quellen

I Vorbemerkung

Mit dem Festpunktfelderlaß (seit 1983) und den Verwalfungsvorschriften zu Liegenschaftsver-
messungen (LiegVermErl) (seit 19S6) wird in Niedersachsen konsequent die Einrlchfung eines

. koordinatenbezogenen Vermessungssytems realisiert. Zu dessen Voraussetzungen gehören u. a.

die sehr gute Vermarkung und Sicherung der Aufnahmepunkte [1].

Die verbindlich ftir das Aufnahmenetz aufzustellenden Netzentrn tirfe sind grundsätzlich in flä-
chendeckenden Blöcken (TP-Maschen 3. und 4. Ordnung) in die Ortlichkeit zu überhagen. Die
Ubertragung ist jedoch unter bestimmten Voraussetzungen auch ftir Teile von Blöcken zugelas-

sen.

Unabhängig vom Umfang der Uberhagung sind die ersten örtlichen Arbeiten bei der Einrich-
tung des Aufnahmenetzes stets die Auswahl, Vermarkung Sicherung und Einmessung der Auf-
nahmepunkte. Diese Aufgaben haben hinsichtlich der Qualitat und Nutzungsfreundlichkeit des

Aufnahmenetzes eine große Bedeufung. Sie sind deshalb sehr sorgfältig auszufuhren. Ange-
sichts dervielen zu berücksichtigendenAnforderungenbei diesen Arbeitenwerdenzusammen-
fassend und ergänzend zu den in denVerwalfungsvorschriftengekoffenenVorgabenAnregun-
gen und Gedanken zu Auswahl Vermarkung und Sicherung der Aufnahmepunkte aufgezeigt.

Die Beschreibung der einzelnen Arbeitsschritte wird hierbei jeweils untergliedert in

- die umzusetzenden Anforderungery

- die im Festpunktfelderlaß festgelegten Grundsätze und

- ergänzende Hinweise zur Durchführung.

2 Auswahl der Aufnahmepunkte

2.1 Anforderungen an Aufnahmepunkte

Gemäß § 6 des Niedersächsischen Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschafts-

kataster (NVermKatG) sind durch Grundlagenvermessungen einheitliche geodätische Bezugs-

systeme ftir alle anderen öffentlichen Vermessungen zu schaffen Dabei gehO* zum Lagefest-

plnktfeld (LFPF) das Netz der Aufnahmepunkte (AP-Netz). Die öffentlichen Vermessungen sind

irierbei besonders Liegenschaftsvermessungen und die Topographische Landesaufnahme.
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Dementsprechend ist gemäß Festpunktfelderlaß die Lage der Aufnahmepunkte örtlich so zu
wählen daß

- alle Grenzpunkte und Gebäude sowie die wesentliche Topographie mit verketbarem Auf-
wand und hinreichender Genauigkeit an das Lagefestpunktfeld angeschlossen werden kön-
nen,

- das AP-Netz für andere technische Aufgaben geeignet ist und

- sie örtlich ungefährdet sind.

2.2 Grundsätze

2.2.l Einrichtung

Das AP-Netz

- ist die engste Verdichtungsstufe des LFPF,

- entsteht allmahlich,

- ist flächenhaft einzurichten und

- an die TP-Netze anzuschließen.
Polygonnetz und Liniennetz werden nicht weiter aufgebaut, sondern durch das AP-Netz ersetzt.

Po§gon- und Liniennetzpunkte (PP und LNP) werden eingegliedert oder angeschlossen.

Ein Aufnahmepunkt (AP) und seine Sicherungspunkte (SiP) bilden eine Punktgruppe (AP-

Gruppe).

2.2.zPunktabstände

(dünner als bisher PP)

in Ortslagen 100-200m
am Ortsrand 2oo-400m
in Feldlagen / Waldgeb. 4oo - 500 m

2.2.3 Netzentwurf

Für das Aufnahmenetz sind Netzentwürfe verbindlich aufzustellen. Bezüglich der allmählichen
Entstehungdes Aufnahmenetzesgibtes Prioritäten zurAufstellungderNetzentwtirfe.§ach sie-

ben Jahren kann davon ausgegangen werderL daß nunmehr Netzentwtirfe für zumindest alle

Ortslagen verbindlich vorliegen.)

Die Netzentwtirfe sollen die ungefähre Lage der AP sowie die Verknüpfungen im Netz festlegen.

2.3 Hinweise zu Entwurf und Erkundung

2.3.1 Entnrurf (Grobauswahl)

Unter Berücksichtigung der im Festpunktfelderlaß genannten Entwurfsgrundlagen sind hier
besonders Entscheidungen zur Punktdichte und zu den Verknüpfungen im N etzaufuau zutref-
fen.
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2.3.1.1 Punktdichte

Die Anzahldererforderlichen Aufnahmepunkte istprimär abhängigvon der Anforderung daß
die Liegenschafltsvermessungen mit verketbarem Aufwand sowie hinreichender Genauigkeit
und Zuverlässigkeit angeschlossen werden können, und wird von den topographischen Gege-
benheiten (Bewuchs, Bebauung Geländehöhen etc.) erheblich beeinflußt. Die in z .2.2 aufgefuhr-
ten Punktabstände sind insofern nur Richtwerte, die allerdings nicht ohne Grund unterschritten
werden sollten.

JenachBebauungsdichte sindle km'etwal0bis 20Aufnahmepunkte erforderlich.Bei derPunkt-
dichte istzu bedenkeru daß neben den Einrichtungskosten auchfürNachweis undErhaltungder
Aufnahmepunkte Kosten entstehen. Es ist also stets abzuwägen zwischen dem Aufwand bei der
Netzeinrichtung einerseits und dem erforderlich werdenden Aufwand ftir die anzuschließenden
Vermessungen. Bei Liegenschaftsvermessungen mit dem Polarverfahren (frei gewählte Stand-
punkte) ist es aus Genauigkeits- und Zeitaufwandsgründen durchaus verhetbar, mit vorgescho-
benen Standpunkten zu arbeiten (sog. zweite Abhängigkeit, siehe Beispiel in Abb. f), so daß ggf.
eine geringere Punktdiihte ausreichend sein kann als sie für den direkten Anschluß nötig wäre.

2A03' 2002'

t2l

Abb.r
Prinzip skizze ftir vor-
geschobene Stand-
punkte (im Vermes-
sungsverfahren frei
gewählte Standpunkte)
bei Liegenschaftsver-
messungen

o : Nr. des Zvischenpunktes

2.3.T.2 Verknüpfungen

Zur Gewährleistung der erforderlichen Genauigkeit und besonders der Zuverlässigkeit der
Punktbestimmung sind in der Netzvermessung ausreichend Verknüpfungen zu messen: Es

soll(en) ein Netz entstehen und keine Polygonzüge [2]. Sind die erforderlichen Verknüpfungen
nicht zwischen den nach 23.1.1 geplanten Aufnahmepunkten möglich, dann sind zusätzliche
Standpunkte (evtl. die Sicherungspunkte) ftir die Netzvermessung vorzusehen.

2.3.L.3 Vorhandene Meßwerte

Bereits vermessene Netzteile können beibehalten und in die späteren Berechnungen einbezogen
werden, wenn ihre Punkte geeignet gesichert worden sind (Lageindentität mit mm-Genauigkeit
gewährleistetwird) und die QualitatderVermessungen denheutigenAnforderungen entspricht.
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2.3.2 Erkundung (Feinauswahl)

Bei der örtlichen Erkundung sind besonders Entscheidungen zu heffen über die

- örtliche Lage der Aufnahmepunkte und

- Verwendung von Polygon- und Liniennetzpunkten.

Dabei sind unter Berücksichtigung der topographischen Gegebenheiten Abweichungen vom
Netzentwurf, wie z.B. Verlegung von Punkterl Ergänzen und Sheichen von Punkten und Ver-
knüpfungen, durchaus vorgesehen. Weiterhin soll während der Erkundung untersucht werden,
ob einige übergreifende Sichten meßbar sind. Dies empfiehlt sich besonders, wenn bei hoher

Punktdichte die z.B. wegenvieler Seitenshaßen ftir Liegenschaftsvermessungenerforderlich ist,

ein ungünstiges Verhältnis von Punktanzahl und Verknüfungen entsteht.

In der Erkundungsskizze (Beispiel in Abb. z) sollten bereits die vorgesehene Lage und Vermar-
kung der Sicherungspunkte aufgezeigt werden. as? - 4o7
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2.3.2.1 Punktlage

Die verschiedenartigen Anforderungen an die Aufnahmepunkte erfordernbei derAuswahlder
Punktlage stets ein sehr sorgsames Vorgehen. Die Ansprüche können häufig leichter unter dem
Aspekt erftillt werderL daß der AP und seine SiP eine Punktgruppe sind und somit die Anforde-
rungen an den AP gemeinsam erfüllen können und müssen. Wesentliche Kriterien sind die unge-
fährdete Lage und die Anschlußmöglichkeit. Völlig ungefährdete Punktlagen gibt es jedoch
kaum, und wenn es sie gibt, fehlt oft die Anschlußmöglichkeit ldeale Stellen ftir Aufnahmepunk-
te sind zumeist leider auch ftir das Verlegen von Leifungen gut geeignet und somit sehr gefährdet.

Da die Punkte bei späteren Liegenschaftsvermessungen mit Stativen bebaut werderu sollten sie
möglichst nichtmitten inVerkehrsräumen liegen.Bordsteine, die vielfach als geeignete Punktla-
gen angesehen werderL sind auf Dauer doch nicht so sicher und deshalb haufig ebenso unge-
eignet wie bekanntermaßen Gehwegplatten. Ein weiterer Aspekt bei der Punktauswahl ist die
Wiederauffindbarkeit.Nähe und einfacherBezugzuguterkenn- und definierbaren topographi-
schen Objekten erleichtern einerseits die topographische Einmessung und andererseits das spä-
tere Außuchen.

Für die Standpunkte während der Netzmessung ist die erforderliche Bewegungsfreiheit fiir den
Beobachter zu berücksichtigen.

Folgende Kriterien sind zusammenfassend also bei der örtlichen Auswahl besonders zu berück-
sichtigen:

- Standsicherheit der Marke
- Verkehrssicherheit

- Zugänglichkeit (Anfahrmöglichkeit)

- Bewegungsfreiheit (ftir den Beobachter)

- freie Sicht ftir Anschlußvermessungen

- Nähe zu topographischen Objekten

- private Grundstücke maglichst nicht belastigen.
Belange späterer Benutzer haben hierbei mehr Bedeufung als die Belange der (einmaligen)
Bestimmungsvermessung.

2.3.2.2 Polygon- und Liniennetzpunkte

Vorhandene Polygon- und Liniennetzpunkte sollen in das Aufnahmenetz eingegliedert oder
koordinatenmäßig angeschlossen werden, um die auf sie bezogenen Vermessungszahlen des
Liegenschaftskatasters weiter nutzen zu können.

Die Eingliederungist zweckmäßigwenn derPunktin einemBereich liegt, dernach dem Netzent-
wurf ftir einen AP vorgesehen ist. E ntspricht seine Punktlage zudem den Anforderungen an einen
AP, sollte er selbstAP, sonst jedoch Sicherungspunktwerdery bei weniggeeigneterPunktlage als
zusätzlicher Sicherungspunkt. Vor Eingliederung als Aufnahme- oder Sicherungspunkt sind
ggf. Vermarkung Sicherung und Einmessung zu verbessern.

98



Polygon- und Liniennetzpunkte, die nicht eingegliedert werden, sind wie Objektpunkte an das
Aufnahmenetz anzuschließer1 wenn sie für den Nachweis der Liegenschaften weiterhin Bedeu-
tung haben. Da sie haufig während der Erkundung der Aufnahmepunkte aufgesucht werden,
sollte die Vermessung zeitnah mit der Netzeinrichfung durchgeftihrt werden. Von der Erneue-

rung der Vermarkung ist abzusehen

In der Punktdatei erhalten diese Punkte dennoch die Punktart t.

Uber das Aufruchen und überprüfen sowie die Anschlußvermessung ist ein Fortführungsriß
gemäß LiegVermErlaß anzufertigen und entsprechend zu archivieren.

3 Auswahl der Sicherungspunkte

3.1 Anforilerunget und Grundsötze

Die Sicherungspunkte sind ebenfalls Lagefestpunkte. Auch sie müssen als Anschlußpunkte ftir
andere Vermessungen geeignet und örtlich ungefährdet sein. Sie dienen der Uberprüfung des

AB sollen die Wiederherstellung des AP ermöglichen und bei Bedarf als AP verwendbar sein.

Es sind mindestens zwei Sicherungspunkte fiir jeden AP zu bestimmen.

3.2 Hinweise zur Erkundung

Wegen der unterschiedlichen Anforderungen an die SiP reichen zwei Punkte oft nicht aus. Es ist
meistens sinnvoll, mindestens drei Sicherungspunkte zu bestimmen, um so z.B. Konflikte zwi-
schen sicherer Lage einerseits und guter Sichtbarkeit andererseits ftir einzelne Punkte zu vermei-
den.

Zur leichterenüberprüfung(wenn einTachymeternichtvorhandenist)bietetes sich an,zwei SiP

zusammen mit dem AP in eine Gerade zu setzen Dieser Gesichtspunkt kann heute jedoch

zugunsten anderer Zwänge eher vernachlässigt werden. Auf jeden Fall ist zu vermeiden daß

mehrere Punkte gemeinsam inBereichen gleicherNutzungliegen, wie z.B. zwischenBürgersteig
und Zaun, und dannbei einerBaumaßnahme gemeinsam zerstörtwerden. Es ist deshalb auf eine

gute räumliche Verteilung der Punktgruppe zu achten.

4 VermarkunS

4.1 Anforderungen

Vermessungsmarken müssen aus dauerhaftem Material gefertigt sein und standsicher einge-
bracht werden.

4,2 Grundsätze

Die Vermessungsmarke soll den AP oder SiP örtlich millimetergenau deftnieren. Unterirdische
Marken (0,5 m tie$ gelten als besonders standsicher. Geeignete Marken werden in Anlage 3.2.1

des Festpunktfelderlasses ausftihrlich beschrieben.



4.3 Hinweise zur Vermarkung

Sinnvoll ist e+ bei entsprechender Ortlichkeit innerhalb der AP-Gruppe sowohl ober-, unter-
irdisch als auch bodengleich zu vermarken Höchste Priorität hat die Standsicherheit lst zum
Beispiel der AP bodengleich vermarkt, sollten die SiP nicht bodengleich vermarkt werden.

Adapterbolzen sollten in der Regelüber!8 m Höhegesetztwerden, also oberhalb desnormalen
Shaßen- und Fußwegverkehrs.

Sollen Polygon- oder Liniennetzpunkte AP oder SiP werden dann istihreVermarkung- soweit
noch nichtgeschehen - den Anforderungen an das AP-Netz anzupassen, z.B. Einschlageneines
Eisenrohres in ein Dränrohr. Es empfiehlt sich in der Regel nicht, zwecks besserer Bezugsdefini-
tion in einen Lochstein ein Bolzen einzubringerg da die Lochsteine nicht ausreichend standsicher
sind.

5 Sicherungsvennessung

5.1 Anforderungen

Für die Sicherungspunkte sind Koordinaten im Amtlichen Bezugssystem sowie örtlich bezogen
auf den AP und benachbarte AP zu bestimmery damit die Anforderungen an die Sicherungs-
punkte erftillt werden können.

5,2 Grmdsätze

Die unveränderte Lage der Vermessungsmarken in der AP-Gruppe muß überprüfbar sein (2.B.

im Netz). In der Sicherungsvermessung sind die SiP vom AP aus polar (indirekt oder direkt) mit
Anschluß an benachbarte Lagefestpunkte zu bestimmen.

Die ftir die Aufbereitung der Meßwerte erforderlichen Korrektionen und Reduktionen sind bei
der Sicherungsverrnessung zu erfassen, nachzuweisen und zu berücksichtigen.

Die Standardabweichungeiner SiP-Koordinate darf O004 m -bezogen auf denAP-nichtüber-
schreiten.

Die Standardabweichung der SiP-Höhe darf 5 m nicht überschreiten.

5.3 Vennessungsgeräte

Die bei der Sicherungsvermessung zu bestimmenden polaren Meßwerte sind mit geeigneten
Vermessungsgeräten (Tachyrn"eter, Theodolit, Meßband, AP-Zielstab) zu ermitteln.

Die Vermessungsgeräte sind wöchentlich zu überprüfen. Werden Mängel festgestellt, so sind
diese zu beseitigen.
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5.4 V enne s sungso er f ahr en

Die Sicherungsvermessung ist vor der AP-Netzvermessung durchzuftihren.

Die Auswahl des Verfahrens kann sich nach

- den zur Verfügung stehenden Tachymeterry

- der den zu sichernden AP umgebenden Topographie (2. B . AP auf Deich, AP an stark befahre-
ner Shaße usw)

richten.

In der Regel ist wegen höherer Genauigkeit und Zuverlässigkeit dem indirekten Ve#ahren der
Yorzugzu geben.

5.4.1 Indirekte Sicherungsverrnessung

Die polare Aufnahme wird nach dem Verfahren der Ereien Stationierung von zwei frei gewähl-
ten Standpunkten vorgenommen. Die Standpunkte sollen ungefähr den gleichen Abstand vom
zu sichernden AP und dessen SiP haben damit der Einfluß systematischer Sheckenabweichun-
gen (hier besonders des zyklischen Phasenfehlers) etwa gleich ist und bei der Auswerfung kom-
pensiert wird [g].

Die Koordinaten werden im örtlichen Y-X-Koordinatensystem (SiP-System) mit dem zu sichem-
den AP als Nullpunkt und der Richfung zum Anschluß-Lagefestpunkt als Abszissenachse
berechnet.

Ordinaten- und Abszissendifferenzen zwischen 1 und 2. Bestimmung dürfen jeweils nicht grö-
ßer als O008m sein.

DieY-X-Koordinaten des SiP-Systems werden im internationalen Meter bezogen auf die Stand-
punkthöhe nachgewiesen.

@eispiel und Liste der indirekten Sicherungsvermessung siehe Anlage 1)

5.4.2 Direkte Sicherungsvermessung

Die Richtungen zu den benachbarten Lagefestpunkten und den SiP werden direkt auf dem AP
gemessen. Mit geeigneten Theodoliten sind zweiHalbsätze, ansonsten sind zwei Volbätze zu
messen. Die größte zulässige Abweichung zwischen den reduzierten Richfungen der beiden
iätze zu den SiP darf umgerechnet ins Bogenmaß b - o,oog m nicht überschreiten.

Die Shecken zu den SiP werden mit dem Meßband auf Millimeter gemessen.

Differenzen zwischen Konhollmaßen und gemessenen bzw. berechneten Maßen dürfen nicht
größer als O0O8m sein.

Die Shecken zu den SiP werden im internationalen Meter bezogen auf die Standpunkthöhe
nachgewiesen.

(Beispiel und Liste der direkten Sicherungsvermessung siehe Anlage 2)

Anm.: Die Listen zu Anlage 1 und 2 wurden mit Version 5.0 des Programmsystems HP 71B
erzeugt [4].
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5.5 Erfassung und Auswertung

Die polaren Meßwerte der Sicherungsvermessung können z.B. mit den HP-71B-Programmen
,INSI 71* (Indirekte Sicherungsvermessung)
mit der Möglichkeit der automatischen Registrierung der Meßwerte oder
»DISI 71« (Direkte Sicherungsvermessung)
erfaßt und ausgewertet werden.

Die polaren Meßwerte bei indirekten Sicherungsvermessungen werden entsprechend dem
,Handbuch ftir die elekhooptische Tachymetrie" erfaßt, so daßeineWeiterverarbeitungmitdem
Programmsystem zur Durchftihrung Geodätischer Berechnungen gewährleistet ist.

Die Auswerfung mit,INSI 71* und,DISI 71* umfaßt

- Aufbereifung der Meßwerte,

- Vergleich und Anzeige der tatsächlichen Abweichungen mit den größten zulässigen
Abweichungery

- Durchftihrung und Anzeige von Konhollberechnungen,

- Erzeugung der Liste der in- bzw. direkten Sicherungsvermessun&

- Erzeugung eines Aufklebers für die AP-Beschreibung mit den Koordinaten der SiP
(nur bei fehlerfreier Sicherungsvermessung).

Für die spätere Koordinatenberechnung der SiP im Gauß-Krüger-Meridianskeifensystem kön-
nen ftir indirekte Sicherungsvermessungen mit dem HP-71B-Programm ,SIVTRA* Transfor-
mationsansätze und ftir direkte Sicherungsvermessungen über eine besondere Funktion in
,DISI 71* Polaransätze erzeugt werden. Die ftir die Koordinatenberechnung im Gauß-Krüger-
Meridiansheifensystem erforderlichen Reduktionen werden programmgesteuert berücksich-
tigt.

Anm.: Das,HandbuchftirdieelekhooptischeTachymetrie*wirdz.Z.überarbeitet.Vorgesehen
ist dieNeuveröffentlichung im Frühjahr 1990 unter derBezeichnung,Katalog derTachyme-
ter-S chlüsselzahlen*.

5.6 Hinweise zur S icherungsoennessung

Die Tachymeter sind wöchentlich (2.8. aut einer Vergleichsshecke) zu überprüfen. Werden
signifikante Abweichungen zu denbei der letzten Kalibrierung ermittelten Korrektionen oderzu
den Korrektionen wegen systematischer Abweichungen des Theodoliten festgestellt, so sind
diese zu beheben (2. B. durch Justierung der Sendeachse des Tachymeters) oder neue Korrektio-
nen einzuftihren (2.8. neue Bestimmung des Zielachsenfehlers). Zielachsenfehler, Kippachsen-
neigung und Höhenindexfehler können mit dem HP-71B-Programm ,IPAR 71« bestimmt wer-
den [4].

Die AP-Zielstäbe sind mindestens einmal wöchentlich (über Justiervorrichtung oder mit zwei
Theodolitaufstellungen) zu überprüfen.

Nicht beseitigte Mängel derVermessungsgeräte (2.8. dejustierte Sendeachse des Tachymeters
oder dejustierte Dosenlibelle am AP-Zielstab) verfälschen die polare Bestimmung der SiP. Eine
fehlerhaft bestimmte AP-Shecke im SiP-System kann erst bei Vergleich mit der Sh-Skecke (Sh:

horizontale Strecke in Standpunkthöhe im internationalen Meter) aus dem AP-Netz aufgedeckt
werden. Die fehlerhafte polare Bestimmung der SiP wird sogar erst dann aufgedeckt, wenn an
den SiP koordinatenmäßig angeschlosssen wird.
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Unterirdische und bodengleiche Vermarkungen sind mit AP-Zielstäben (Empfindlichkeit der
Dosenlibelle 4-6' tZmm, Geradheit des Zielstabes über die ganze Länge in ausgezogenem
Zustand t Imm, besonderes Zielmarkengewinde) oder mit Stativer; die mit optischem Lot zen-
kiert werdery zu signalisieren.

Die AP-Zielstäbe sollen nach Möglichkeitbei der Signalisierungnichtganz ausgezogenwerden
(Restexzentri zität der Dosenlibelle).

Um Zenhierfehler auszuschließen, empfiehlt es siclr, bei Wechsel des Tachymeterstandpunktes
die Zentrierung zu überprüfen oder erneut durchzuftihren.

AP sollten nach MOglichkeit gegenseitig gesichertwerden. Die Sh-Shecken aus Hin-undRück-
messung können dann sofort konholliert werden.

Bei direkter Sicherungsvermessung sind die Skecken wegen systematischer Abweichungen zu
korrigieren und auf die Horizontale zu reduzieren.Zuerfassen und zu berücksichtigen sind Kali-
brier- und Temperafurkorrektion sowieNeigungs- und Durchhangreduktion (siehe auch For-
melsammlung Teil 1 Liegenschaftsvermessungen Nr.1.1.-1 Auswertung von Streckenmessun-
gen mit Meßbändern).

Durch im Bodenaushub bei unterirdischen Punkten befindliche Steine oder Erdklumpen kann
der zenhisch aufgebaute AP-Zielstab beim Verftillen des Grabeloches vemrtschen. Deshalb
darf der Bodenaushub erst nach Abschluß der Sicherungsvermessung verfiillt werden.

Auswertung der Sicherungsvermessung und Konkollberechnungen der topographischen Ein-
messung sollten vor Abbau der Punkte durchgeftihrt werden.

Muß der AP neu gesichert werden (2.8. Ausfall einer Sicherung durch Kabelverlegung), so soll-
ten die alten Sicherungen mit in die neue Sicherungsvermessung einbezogen werden.

Um Doppelnumerierungen zu vermeidery sind die reservierten Punktnummernbereiche für SiP

einzuhalten.

6 Topographische Einmessung

6.1 Anforderungen

AP und SiP müssenleichtund schnell auffindbar sein.Dies istinderRegelambesten anhand der
örtlichen Topographie möglich.

6.2 Grundsätze

Die AP und ihre SiP sind auf Gebäude oder topographische Gegenstände so aufzumessen, daß
die Punkte in der Ortlichkeit leicht aufgefunden werden können. Fehlen markante topogra-
phische Gegenstände, können Findemarken gesetzt werden (2.B. Lochsteine).

Eine Einmessung auf Flurstücksgrenzen entfällt gewöhnlich. Zur Kartierung von AP in Insel-
Flurkarten kann der Bezug zu identischen Kartenpunkten hergestellt werden.

6:3 Hilweise zur topographischen Einmessung

Die Einmessung ist möglichst so vorzunehmen, daß der jeweilige Punkt später von einer Person
alleine aufgesucht werden kann: deshalb

- keine Bogenschnitte sondern

- Verlängerungen mit Abszissen und Ordinaten messen!
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Es reichtaus, dm-Maße,auf Spatenbreite" zu messen. Dies istzudem sinnvoll umVerwechslun-
gen mit den Bestimmungsmaßen der Sicherungsvermessung zu vermeiden.

Jeder Punkt der AP-Gruppe sollte unabhangig ftir sich konholliert topographisch eingemessen
werden.

7 Aufnahmepunkt-Beschreibung

7.1 Anforderungen

Die AP-Beschreibung weist die Ergebnisse der Vermarkung Sicherungsvermessung und topo-
graphischen Einmessung nach. Sie enthält somit alle Daten, die zum Außuchen Überprüfun und
evenfuellem Wiederherstellen des AP erforderlich sind.

7.2 Grundsätze

Die AP-Beschreibung wird Bestandteil des Nachweises der AP.

Für jeden AP ist eine AP-Beschreibung anzulegen. Sie weist den AP und seine SiP unter der
Punktnummer des AP nach.

Die Beschreibungen von TP oder Einmessungen von Polygonpunktery die AP geworden sind,
sind auf AP-Beschreibungen umzustellen.

Die Ergebnisse der Sicherungsvermessung sind die maßgeblichen Daten, die zur Uberprüfung
und evenfuellen Wiederherstellung des AP und zur Koordinatenberechnung der SiP im Gauß-
Krüger-Meridiansheifensystem zu verwenden sind. Sie sind auf mm anzugeben.

Die Ergebnisse der topographischen Einmessung dienen allein zum Außuchen des AP und der
SiP.

Für die AP-Beschreibungen werden die

- Richtungenbei der direkten Sicherungsvermessung in denVordruckVerm 6l desVordruck-
verzeichnisses eingehagen oder in einer Liste (siehe Anlage 1) und

- indirekten Sicherungsvermessungen in einer Liste (siehe Anlage 2) nachgewiesen.

7.3 Form und lnhalt

Für die zeichnerische Darstellung ist Vordruck Verm 31 zu verwenden. Die zeichnerische Dar-
stellung ist nach Norden orientiert ungefähr maßstäblich vorzunehmeru so daß örtlich die unge-
fähre Lage des AP und der SiP schon aus der AP-Beschreibung ersichtlich wird.

Die Zeichenvorschrift für das Flurkartenwerk und ftir Risse (TV) ist zu beachten.

Daneben können auch bildhafte Darstellungenveiwendetwerderu wennsich dadurch die Iden-
tifizierung erleichtert. Gleiches gilt ftir angezielte Hochpunkte.

Die Tiefe der Vermessungsmarken im Erdboden oder ihre Höhe über dem Erdboden oder einer
anderen Ausgangsfläche ist auf dm anzugeben.

DerNachweis der topographischenEinmessung sollkurz und knapp sein, aberalle wesentlichen
Informationen lesbar enthalten.
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7.4 Fortführungsri$

Von der AP-Beschreibung ist eine Kopie anzufertigen und als AP-Fortftihrungsriß auszuarbei-
ten. Im AP-Fortfiihrungsriß sind nachzuweisen:

- Dafum,

- Unterschrift,

- AngabenüberörtlicheÜberprüfungeryeventuelleWiederherstellungenundUmvermarkun-
gen von PP oder LNP, die bei der Sicherungsvermessung eingegliedert wurden und

- Ergebnisse von Kontrollberechnungen.

Die AP-Beschreibung ist abschließend zu prüfen. Im AP-Fortführungsriß ist nach der Prüfung
die Ubernahme der AP-Beschreibung in den AP-Nachweis zu verfügen und zu bestätigen.

7.5 Beispiele und Hinweise

In Auszügen aus AP-BeschreibungenwerdenMängelund ihre möglicheBeseitigungaufgezeigt:

7.5.1 Mängel in der topographischen Einmessung

Abb. r:
AP-Beschreibung mit
Mängeln in der
topographischen
Einmessung

SiP L512 und 15ß können nicht leicht und schnell aufgesucht werden (Au6uchen nur mit
Richtungsmessung auf AP 56 möglich).
AP 56 ist nur über Bogenschnitte aufzusuchen.
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Beseitigung:

- SiP 1512 auf Gara aufwinkeln
- AP 56.und SiP 15il auf Wo[nhauiver[lngerung aufwinkeln
- Zumschnellen Außuchm von AP 56 z.B.l\P 56 auf Ver[ingerung der Abwasserschacfue

aufwinkeln
- Gebaudeseiten(GarageundWohnhaus)messe&umbaulicheVeräinderungsnanGebäuden

ftsgtellen zu könneru

Abb.4:
AP-Beschreibung nach
neuer topographischer Ein-
messunS
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7.5.2 Mängel in der Punktauswahl

7 .5 .2.1 Bodengleiche Vermarkungen
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Abb.5:
AP-Beschreibung
mit ausschließlich
bodengleichen
Vermarkungen

AP und sämtliche SiP sind bodengleich vennarkt.
Zugang zu SiP 7L4 durch.parkende Fahrzeuge gefährdet.
SiP 7L3 durch Schachtarbeiten in örtlicher Lage gefahrdet.

Weiterhin ist die
topographische Einmessung ftir AP 1.:oz und SiP 7r3 unzureichend und

: direkte Sicherungsvermessung nur an einen Lagefestpunkt angeschlossen.
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Beseitigung:

- Absehbare Gefährdungen der Vermarkungen durch unmittelbare Nähe zu Versorgungslei-
fungen und -schächten unbedingt berücksichtigen. SiP 713 aus Gefahrenbereich verlegen.

- Beeinhächtigungen des Zugangs zu Vermarkungen (hier durch parkende Fahrzeuge) ver-
meiden. SiP 7L4 aus Parkplatzbereich verlegen.

- UmeineleichtereUberprüfungdesAPl02zuermöglicheruzweiSiPzusammenmitAPl02 in
eine Gerade setzen.

- BeiNeuauswahl der SiP 7ß und 714 solltenunterirdischeVermarkungenverwendetwerden.
- Ergänzend zur Neuauswahl ist die topographische Einmessung des AP 102 und des neuen

SrP 7ß zu verbessern. Beide Punkte auf Gebaudeverlängerung des Kindergartens aufwin-
keln. Zum schnellen Aufsuchen von AP 7o2 z.B. Schnift Gebäudeverlängerung mit Mitte
Gosse bilden und Maß vom Schnitt zum AP messen.

- Gebaudefront des Kindergartens messen.

- Richfungsanschluß an zweiten Lagefestpunkt vornehmen.
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6 Abb.6:

AP-Beschreibung nach
Neuauswahl der SiP
und neuer direkter
Sicherungsvermessung
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7.5.L2 Adapterbolzen
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Fu13 w e9

,\bb.r:
AP-Beschreibung
mit ungünstiger
Auswahl
von Adapterbolzen

Whs u.

6aststätte
mIi

- SiP 102 und 103 sind ftir den Anschluß von Liegenschaftsvermessungen ungünstig aus-
gewählt worden:

- SiP 103 ist in 0,5 m Höhe durch Shaßen- und Fußwegverkehr häufig nicht sichtbar. Eine Ver-
längerung in sichtbare Höhe durch Ausziehen des Reflektors ist bei Adapterbolzen nicht
maglich.

- SiP 1.02 ist ftir Anschlußvermessungen nur in West-Ost-Richfung und SiP 103 nur in Nord-
Süd-Richtung benutzbar.

Beseitigung:

- SiP102 und 103 an dienordwestliche Gebäudeecke desWohnhausesSt.-Osdag-Shaße1ver-
legen (siehe Anlage 1). Da der Bezugspunkt des Adapterbolzens O100 m vor dem Adapter-
bolzen liegt, kann bei entsprechender Ausrichfung des Reflektors SiP 102 in Nord- sowie
etwas eingeschränkt in Südrichtung benutzt werden. Gleiches gilt ftir SiP Io3 in West- und
Oshichfung. Der Abstand Adapterbolzen zur Gebäudeecke sollte einen Dezimeter aber
nicht unterschreiteo da sonst Beschädigungen des Mauerwerks nicht auszuschließen sind
und damit eine ausreichende Festigkeit des Adapterbolzens nicht mehr gewährleistet wird.
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7.5.3 Bestimmungsmaße der SiP
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Abb. s:
AP-Beschreibung mit
fehlerhaftem Nachweis
der Bestimmungsmaße

Die SiP von AP 15 sind durch indirekte Sicherungsvermessung polar bestimmt worden. Zur
Uberprüfung und eventuellen Wiederherstellung des AP sind die örtlichen Y-X-Koordinaten
des SiP-Systems zu benutzen.
Durchlaufende Maße und Shecken auf Millimeter zwischen AP und SiP sind nicht nachzu-
weisen, da diese falschlicherweise ohne Berücksichtigung einer möglichen Pfeilhöhe zur
überprüfung oder zur eventuellen Wiederherstellung benutzt werden könnten.
Wird die Shecke zwischenAPund SiP als SkebezurKonholle dertopographischenEinmes-
sung benötigt, so kann die Strecke der Liste der indirekten Sicherungsvermessung entnom-
men werden, und auf cm gerundet als Skebe in die AP-Beschreibung eingekagen werden.

Beseitigung:

- Durchlaufende Maße und Shecken auf Millimeter zwischen AP und SiP 17 und 18 aus AP-
Beschreibungentfernen. Da die Shecken zwischenAP und SiP als Konholle dertopographi-
schen Einmessung nicht benötigt werde& ist die Vermessungslinie SiP 17-AP 15-SiP 18 in
der AP-Beschreibung zu entfernen

110

w R('<t

-O- §r- :*

\



6r\,a\
\6\r

Abb.9:
AP-Beschreibung
ohne fehlerhaften
Nachweis der
Bestimmungsmaße

8 Quellen

Niedersächsisches Gesetz über die Landesvermessung und das Liegenschaflskataster:
Niedersächsisches Vermessungs-und Katastergesetz, vom 2. 7.1965, Nds.GVBl. S.1S7.

Festpunktfrlderlaß:
Einrichtung Nachweis und Erhaltung der Festpunktfelder, RdErl. d. MI vom 25.2.1988, Nds. MBl. Nr.6,19E6 S.219.

LiegVermErlaß:
Verwalfungsvorschriften zu Liegenschaflsvermessungeo RdErl. d. MI vom 22.1I.1985 in der Fassung vom1.7.1988,
Nds.MBl. Nr. 4417985 5.1063 und Nr. 2011988 S.532.

Richtlinien ftir die Bearbeifung Geodätischer Berechnungen:
RdErl. d. MI vom 16.5.7988.

Formelsammlung der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwalfu ng:
Teil 1 Liegenschaftsvermessungeru RdErl. d. MI vom 1.10.19E8, Nds. MBl. Nr.30/1966 5.685.

[1] Tegelea W.: Möglichkeiten ftir die Einrichfung eines koordinatenbezogenen Vermessungssystems im Liegenschafls-
kataster, Zeitschrift ftir Vermessungswesen 1983, S.351.

[2] Menze, H.: Zuverlässigkeit im Aufnahmenetz - Grundlagen und Folgerungen aus der ersüen Anwendung des Pro-
gramms HANNA -, Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwalfung 1989, Heft 2, S.110.

[3]TegeleaW.: ZurVermessungvon Aufnahmepunkt-Sicherungsmarkenmitelekhooptischen Tachymetern,Nachrich-
ten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwalfung 19E5, Heft 3,5.226.

[4]: Anwenderhandbuch zum Programmsystem für mobile Datenverarbeifung mit HP 71B, Version 5.0. Eingeftihrt mit
RdErl. d. Niedersächsischen Innenministeriums vom 15.4. 1990 (Nds. tvIBl.I4 / 1990 S.417) - GültL t's tlo' -
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LL ste drsn LndLrekt . SLctrerurngav€'rmcrsEunCI

taP-NR.:55585E}2El SCIE
Systembez. , 890505

0atun' 05.02.9O Uhrzettz LOrOO
Truppnr., l2
Richtungsmessung mit: I
Streckenmessung mit: 5

met.Daten, T, l8 'C ppm: 23 P, 1022 hPa
Standpunkthoehe h(StP): 32 n
mi t t lcner Rccht sr.lert , 538470 r'r

6er. Nn. EDI'! , 152792
6er. Nr. Theo' O

Zielachsenf. z 'O.0005 gon
Kippachsenneig. : O.@O0? gon
Hoehenindexf. , 0.0035 gon
Sendcachsenabst. : O.OOO r't

Nullpunktskorr. : O.@Ol Fr

l'lasstabskorr. : A lrm/km

Berechnung in Standpunkthoehe h(StP) [m int.]

gek. PKZ l.Bestirqmung 2.Bestimmung Differenzen

YX YXYX

gg@@aas4 t o .@oo 133 .764 @ .@@@ 133 . 784 A .@OO O .OA@

B9@@OAL@! 10 . 557 0 .817 10 . 557 @ .817 @ .O@O 0 .A@@

Egoo@o@4z 5. ?34 -0.552 5. ?34 -0,552 0 .@OA 0.OOL
89@@AOI0? -A .327 -0 . 673 -A .3?? -0 . 673 0 .O@O 0 .A@O

89A0A@LA3 -0,564 -O .5A? -0.564 -0 .5AL @ .@@O @ .OOO

Stdpkt. -3.615 ?8.581 -5.863 28.831

NBZ 7 NR Y X Strecke

5558 38?9 I 505 0.OOA @.@0@

3558 38?9 I 541 @.O@O 133 .764 133.764
5558 3829 I 101 1@ . 357 0 .817 I 0.389
3558 5829 ? 47 5.254 -0.552 5.263
3558 38?9 L t07 -@ .3?7 -0 . 673 0 .7 46

3558 3829 I 103 -0.564 -0.50 L 0.755

NBZANRYX
h(StP)[m]' 37 [m int.I

35s8 3829
3s58 3829
3558 38?s
3558 3829
3558 3829

505 A.OOO 0.@O0
541 @ .OOO 133 .?84
101 L@.357 0.9t7
LO? -0.372 -O.873
tol -0.564 -0. 501

+
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NBZ A Nn Red. Ri . Sh
h(StP)[r'r]' 45 [rn int.]

3558 ??18 r 113
35582218 I 112 0.OOOO
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Ll-gte der direkten Sictrerurrgerver-messrrJng

AP-NR- =5558!2?LA 113

Datum' O5.02.90 Uhrzeit, 08,59

Ausdehnungskoef. , .0000115 pro'C Kaltbrierfakt. , I
Quenschnitt , .026 cm"Z Zugkraft , 5 kp
Elastizitaetsmodul, 2OO0O00 kp/cm"Z Temperatur , 2O 'E
Bandger^richt , .O?2 kq/n Standpunkthoehe: 45 n

NBZ NR H I H II R 0 dR ozff Red.Ri. La U

3558 2?18 LLz 15.ss00 213.s580 0.OOO@ @.0000 A.OO4 0.0004
3521 OLEOO 243.0230 43.025@ 2?5.4700 0.OOOO O.OO4 229.4700

3558 2218 1018 43.1070 243.1090 29.5540 0.OOZO 0.O34 ?S,5550 14.S05
3558 2218 r01S r13.1290 3r3.1350 99.5780 A.OO20 0.067 S9.5780 7.563 0
3558 2218 LO?O 312.870@ t12.8?80 ?.59.3200 0.004@ O.O42 259.3180 12.059

3558 2218 tt? r13.5550 313.5650 0.OOOO
35Zt 0|EOO 343.@280 143.0326 2?9.4700

3558 2218 1018 143.1150 343.117A 29.5560
35s8 ??r8 l0r9 2t3.1380 13.1420 99.5800
3558 2218 t020 L2.87SO 2r2.8770 299.3160

Berechnung in Standpunkthoehe h(StP) [r'r int.]
moegl. Kontr., Strecke Pfeilhoehe

1018 - 1019, 13.30? 7.549
1018 - tQ20, 23,A64 -6.930
lAlS - 102O, 19.622 0.@19

++
NBZ A NR Red.Ri. Sh

h(StP)[r'r]' 45 [m int.]

3558 77t8 1 113
3558??t8 I 112 Q.@AOO

3571 0 0L6AA 7?9.47@A
3558 2?L8 I 1018 29.5550 14.905
3558 ??18 1 101 I 99.5799 7.563
3558 ?218 1 1 07A 299.3180 12 .059

Anm.: Aus drucktechnischen Gründensind Liste der SicherungsvermessungundAufkleberder
Anlagen 1 und 2 auf einer Seite dargestellt.
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Programm »EDM« zur Auswerhrng von Tachymeterüberprüfungen
mit dem HP-71E-
Von Uwe HOLLMANN

1 Einleitung

2 Vergleichsstrecke beim Katasteramt Norden

3 Das IJP-TI Programm

4 Schlußbemerkung

1 Einleitung

Gemäß FP-Erlaß sind die ftir AP-Netzmessung vorgesehenen Tachymeter einmal lahrlich zu

kalibrieren z.B. auf der Eichshecke in Hannover-Herrenhausen durch das Niedersächsische
Landesverwalfungsamt Dezernat B 3 - Neuvermessung -. Neben dieser Kalibrierung muß min-
destens wöchentliih eine überprüfung auf einerVergleichsshecke durchgeftihrtwerden.Die ftir
die Polaraufnahmen vorgesehenen Tachymeter sind gemäß LiegVermErlaß alle drei |ahre zu
kalibrieren und ohne fesie zeitliche Vorgaben zwischen den Kalibrierungsterminen auf einer

Vergleichsshecke auf einwandfreie Funktion zu überprüfen.

Das Dezernat Neuvermessung des Niedersächsischen Landesverwalfungsamtes hat ftir die

Kalibrierung und überprüfung elekhooptischer Distanzmesser weitergehende Informationen
und Empfehlungen gegeben, u.a. die "Anlage von Überprüfungsskecken mit 3 bzw.4 Pfeilern

oder Marken *]rgB6tBB,darin enthalten auch eine ArtVordruckmuster ftir die rUberprüfungvon
elekhooptischen Distanzmeßgeräten".

Während sich der Zielachsenfehler (TS s1), die Kippachsenneigung (TS S2) und der Höhenin-
dexfehler(TS 83) imVorspann deslandeseinheitlichenTachymeterprogrammsbeiderPolarauf-
nahme bestimmen und berücksichtigen lassen, ist die Sachlage bei der Überprüfung des Entfer-
nungsmeßteils eine andere. Es gibt zwar diverse Anregungen, aber auch sehr viele verschiedene

Lösungen.

Die einfachste Möglichkeit ist die Bestimmung von Schrägshecken. Bei dieser Methode werden
sofort nach der Kalibrierung die Schrägstrecken zu den einzelnen Zielpunkten ftinffach gemes-
sen. Als Sollshecke wird dann das arithmetische unverbesserte Mittel eingeftihrt Diese Bestim-
mung ist ftir jedes EDM durchzuftihren, so daß ftir jeden Tachymeter verschiedene Shecken
(hier als geräteabhängige Sollshecken bezeichnet) erhält, die nach leder Kalibrierung neu zu
bestimmen sind. Bei der Uberprüfung werden die gemessenen Shecken mit den geräteabhän-
gigen Sollshecken verglichen.

Um nicht nach lederKalibrierungneue geräteabhängige Sollskecken erzeugen zu müsseru kön-
nen alle bei der Kalibrierung ermiftelten Verbesserungen an die gemessenen Strecken ange-
bracht werden. Berücksichtigt man auch noch den Sendeachsenabstand und leitet die Horizon-
talshecke ab, indem man zusätzlich jeweils den Zenitwinkel beobachtet, so lassen sich endgül-
tige, ftir alle Inskurnente gleichzeitig benutzbare Sollskecken ableiten.
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Für diese Überprüfung ist jeweils vom Katasteramt eine Vergleichs- bzw. eine Prüfrhecke einzu-
richten. Ein Programm zur Auswerfung von Tachymeterüberprüfungen lag bisher noch nicht
vor. Aus diesem Grunde hatderVerfasserhierftirein Programm ftirdenHP-71B entwickelt. Die-
ses Programm bietet beide aufgeftihrten Überprüfungsmöglichkeiten und erzeugt ein Auswerte-
protokoll.

2 Vergleichsstrecke beim Katasteramt Norden

In fast unmittelbarer Nähe des Katasteramtes Norden ist eine Vergleichsskecke eingerichtet
worden. Aufbau- und Meßaufwand konnten auf ein Minimum beschränkt bleiben. Auch eine
Zwangszentrierungwurde mit minimalem Kostenaufwand erreicht, die ftir verschiedene Gerä-
tehersteller (Zeiss und Wild) gleichzeitig benutzbar ist. Die Vergleichsstrecke wurde so angelegt,
daß von einem Standpunkt drei Shecken gemessen werden können(Abb.1). Dabeiwurden die
Zielpunkte weder in der gleichen Richfung noch in der gleichen Höhe angeordnet.Im Nahbe-
reich (zum 1. Zielpunkt) konnte eine günstigere Strecke um ca.20 m nicht realisiert werden. Die
Uberprüfung erfolgt durch Ableitung der jeweiligenHorizontalsheckenundVergleich der Soll-
shecken mit den tatsächlich ermiftelten Shecken (Soll-lst). Die Abweichungen geben dann
einen Außchluß über die Funktionsttichtigkeit des Entfemungsmeßteils.

2. Zielpunkt 126,392 m

Standpunkt
des EDM

3. Zielpunkt 233,598 m

1. Zielpunkt 40,762 m

Abb.1: Anordnung der Vergleichsshecke beim Katasteramt Norden

Um den Aufbauaufwand zu mini-
mieren, wurden die Zielpunkte
durch Adapterbolzen vermarkt.
Somit enffallt das ständige Auf-
bauen der Stative. Die Zwangszen-
hierung wird durch das Innenge-
winde des Adapterbolzens erreicht,
in dem sich die Reflektoren mit
einem Adapter immer gleichmäßig
aufsetzen lassen (Abb. 2).
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Beim Standpunkt wurde wegen der örtlichen Gegebenheit kein Pfeiler, sondem ein Wandstativ
(Firma Goecke Schwelm) benutzt (Abb.3).

Abb.3: Wandstativ der Firma Goecke mit Kugelgelenkklemmvorrichfung [2]

Dieses Stativ ermöglicht einen millimetergenauen Auftau bei Wiederholungsaußtellungen. Für

die Befestigung werden zwei Adapterbolzen(entsprechend den Adapterbolzen der Zielpunkte)
in ein Mauerwerk eingebracht. In jeden Adapterbolzen wird ein Kugelkopf eingedreht. Durch
eine besondereVorrichtung(Abb.a) werden die Stativarme jeweils mitdenKugelköpfenfestge-
klemmt (somit keine Biegebeanspruchung der Mauerbolzen durch das Stativ). Die Schraube am
Stativteller zurBefestigung des Dreifußes istnichtbeweglich. An diesem Telleristein horizonta-
ler Arm fest und ein Arm drehbar um die Schraube montiert Da beide Arme in der Länge nicht
verstellbar sind, wird ein millimetergenauer Wiederaufbau garantiert. Der Teller wird durch eine
in der Höhe verstellbare Stütze gehalten.

Ermittlung der Sollshecken:

Die Strecken wurden zu verschiedenen Zeitpunkten mit gerade kalibrierten Tachymetern (mit
kleinem D.", der Einzelmessungen) jeweils ftinfmal gemessen. An den Mittelwert wurden dann
alle entsprechenden Verbesserungen (k, SAA, DELTA SAA) angebracht und die horizontalen
Shecken abgeleitet.

EineVerbesserung des Zenitwinkels wegen Indexabweichung(TS 83) istnichtberücksichtigt, da
ein Indexfehler bis zu 5Omgon für eine Ableifung der Horizontalstrecke unschädlich ist und
davon ausgegangen wird, daß die Zenitwinkelmessung mit justierten Theodoliten vorgenom-
menwird.

Als Sollshecken wurde jeweils das arithmetische Miftel aus zehn derartigen Einzelbestimmun-
gen eingeführt.
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3 Das IIP-TL Programm

3.l Allgemeines

Das Programm hat den Namen EDM, ist ftir maximal ftinf Vergleichsstrecken ausgelegt und
benötigt ca. $ Kbyte Speicherplatz einschließlich der Nebendateien.

EDM ist ein Programm für die manuelle Erfassung und automatische Auswerfung der Meßwerte
zur Uberprüfung des Entfernungsmeßteils von Tachymetern über Sollstreckenvergleich. Das
ProgrammlegtselbständigbeiBeda#dieNebendateienSOLLDIST(AnzahlundLängederSoll-
shecken) und EDMKONST (Anzahl und Daten der Tachymeter) an. Um alle Funktionen aus-
ftihren zu können, muß als Hardware der HP-Z, ein Kassettenlaufwerk und ein DIN A4 Tinten-
strahldrucker zur Verfügung stehen. Bei der Meßwerterfassung wird lediglich der mit dem Pro-
gramm und den Nebendateien geladene HP-71 benötigt, da der DIN A4 Ausdruck nachkäglich
erstellt wird. Es ist aber möglich, bei der Erfassung einen Thermodrucker zu benutzen, um einen
Kontroll- oder Sicherheitsausdruck zu erzeugen(Anlage 1).

3,2Die Menü-Namen

Das Programm meldet sich mit seinem Namen (EDM - uh -), ist menügesteuert und gibt dem
Benutzer in der Regel die natürliche Bearbeifungsfolge vor.

VERS (Version)

Mit dieserFunktionwird dem Benutzer die akfuelleVersionsnummer des Programms angezeigt.

S OLL ( 5 ollstr e ck eneingab e)

Das Menü erlaubt die Eingabe der Sollsheckenbzw. der geräteabhängigen Sollshecken. Sollte
die Datei im Rechner vorliegery sg werden die einzelnen Werte angeboten und können gegebe-
nenfalls geändert werden. Diese Anderung ist oft notwendig wer,n mit geräteabhängigän Soll-
strecken gearbeitet wir4 da die Sheckendatei ftir jeden Zielpunkt nur eine Sollshecke aufneh-
men kann. Die neuen Werte werden automatisch in der Datei SOLLDIST im HP gespeichert. Fer-
ner ist es möglich, die Datei auf Kassette zu speichern.

INST (Instrunent)

Beim Starten des Programins wird dem Benutzer automatisch INST angeboten und er wird zur
Auswahl eines Inshuments aufgefordert Befinden sind keine Inshumentendatei im Rechner,
kann sie neu eingerichtet und auf Band gespeichert werden. Ist das zu überprüfende EDM nicht
in der Datei, kann die Datei jederzeit erweitert werden. Für jedes Inskument werden folgende
Daten in der Datei gespeichert:

EDM-Name, EDM-Nummer, Datum der letzten Kalibrierung ob das EDM fiir den Einsatz im
AP-Feld geeignet ist, Sendeachsenabstand (TS 19) incl. Fallunterscheidung gemäß der Formel-
sammlung Nullpunktskorrektion (TS 84), Maßstabsverbesserung (TS s5) und die Sollshecken-
korrektionen ftir jede einzelne Sollshecke (h, k, ..., ku). Das Programm verbessert die Shecken
nicht mit den Vorgabewerten TS 84 und TS 85, sondern mit den Verbesserungswerten k,. Diese
Konstante ist eine von der Sollsheckenlänge abhängige Verbesserung die dem Kalibrierungs-
protokoll des NLVwA ftir jede einzelne Sollstrecke entnommen wird (Anlage 2).Bei derEingabe
der Verbesserungen werden die dazugehörigen Sollshecken aus der Datei SOLLDIST gelesen
und im HP angezeigt. Die Inshumentenwerte werden in der Datei EDMKONST gespeichert.
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GE SP ( ge sp e ich erte ln strument e)

Mit dieser Funktion werden dem Benutzer die Anzahl Namen und Nummern der Tachymeter
im Display des HPs angezeigt bzw. auf einem Thermodrucker ausgedruckt.

DIST ( S tr e ck enme s sung)

Die Funktion kann nur ausgeführtwerderLwennvorhereinTachymeter ausgewähltwurde. Soll-
ten sich zu diesem Zeitpunkt keine Sollshecken im Rechner befinden, so hat der Benutzer jetzt
noch die Möglichkeit, diese einzugeben. Die Sheckenmessung kann aber auch ohne Sollstrek-
ken erfolgen (2.8. fiurr die Erstbestimmung bzw. Neubestimmung bei Schrägshecken). Bei der
Neubestimmung der Schrägshecken nach einer Kalibrierungist die Soll.skeckendalq! (S_OLL-

DIST) mit dem Befuhl PURGE SOLLDIST vor der Messung zu löschen oder bei der Funktion
SOLL sind die Sollshecken mit O0O0 m einzugeberl da sonst ein Vergleich mit den alten gerä-
teabhängigen Sollshecken durchgefuhrt wird.

Bei DIST werden folgende Vorspanndaten erfaßt, Beobachter, Temperafur, Luftdruck, ppm
bzw. Refraktion, ob die Sendeachse justiert wurde und das Prüfdatum (wird dem Benutzer auto-
matisch vorgegeben).

Vorder Streckenmessungwird abgefragt, ob dieUberprüfungmit Schrägshecken(ohneVerbes-
serungen) oder mit Horizontalshecken vorgenommen werden soll. Dem Benutzer wird das H ftir
Horizontalshecken automatisch angeboten.

Bei der Skeckenmessung wird dem Benutzer das anzuzielende Ziel angezeigt, z.B. l.Ziel
- 40,762. Dann erfolgt die Erfassung der gemessenen Schrägstrecke (ie Ziel Sfach) und die
Eingabe des Zenitwinkels, sofern kein Schrägstreckenvergleich durchgeftihrt werden soll. Der
HP-7L zeigt dann sofort die Differenz (Soll - Ist) in Millimeter an. Liegen keine Sollshecken im
Rechner vor, wird die verbesserte Horizontalstrecke bzw. die unverbesserte gemittelte Schräg-
strecke ausgegeben.

DASI (Daten sichern)

Mit diesem Menü werden alle Daten im HP in einer Datei (Dateiname wird vom Benutzer ver-
geben) abgelegt, um sie später (lnnendienst) ftir einen Ausdruck zurückzulesen.

DALE (Datenlesen)

Die mit DASI in einer Datei abgelegten Daten können mit dem Menü DALE ins Programm
zurückgelesen werden, um einen DIN-A4-Ausdruck zu erzeugen.

DRUC (Ausdruck erzeugen)

Mit dieser Funktion wird dem Benutzer die Maglichkeit gegeberl ein vollständiges Auswerte-
protokoll(DIN A4) auf einem Tintenshahldruckerzu erzeugen. DerAusdruckenthältalleAnga-
ben zum EDM (Überprüfungsdatum, Vorspanndaterl alle Meßwerte, Korrektionen, endgültige
Horizontalstrecken, Sollstrecken (sofern vorhanden) Abweichungen (Soll-lst), Mittel der
Abweichungen (Absolutbeträge [Soll-lst]) und einen Verftigungstext (2.B. Anlage 3), sofern
Sollstrecken bei der überprüfung vorlagen.

Folgende Verftigungstexte werden in Abhängigkeit vom Ergebnis ausgedruckt:
- Das EDM muß neu kalibriert werden da die größte Abweichung größer als 10mm ist!

Für Tachymeter, die ftir das AP-Feld geeignet sind:

- Das EDM kann weiterhin im AP-Feld und ftir Liegenschaftsvermessungen eingesetzt wer-
den, da die Abweichungen jeweils nicht größer als 8 mm sind und das Mittel aus den Abwei-
chungen (Absolutbeträge [Soll-lst]) nicht größer als 5 mm ist.
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- Das EDM darf ohne erneute Kalibrierung nicht mehr im AP-Feld eingesetzt werderu da die
größte Abweichung größer als 8mm ist!
Es darf aber ftir Liegenschafttsvermessungen weiterhin benutzt werderL da die Abweichun-
gen jeweils nicht größer als 10mm sind.

- Das EDM darf ohne erneute Kalibrierung nicht mehr im AP-Feld eingesetzt werden da das
Mittel aus den Abweichungen (Absolutbehäge [Soll-lst]) größer als 5 mm ist!
Es darf aber ftir Liegenschaftsvermessungen weiterhin benutzt werden da die Abweichun-
gen jeweils nicht größer als 10mm sind.

- Das EDM darf ohne erneute Kalibrierung nicht mehr im AP-Feld eingesetzt werdeo da die
größte Abweichung größer als 8 mm ist und das Mittel aus den Abweichungen (Absolutbe-
häge [Soll - Ist]) größer als 5 mm ist!
Es darf aber ftir Liegenschaflsvermessungen weiterhin benutzt werden da die Abweichun-
gen jeweils nicht größer als 10mm sind.

Für Tachymeter, die nicht ftir das AP-Feld geeignet sind:

- Das EDM kann weiterhin ftir Liegenschaftsvermessungen eingesetzt werdeo da die Abwei-
chungen jeweils nicht größer als 10mm sind.

P REN (Pr o gr amm b e enden)

Durch dieses Menüwird das Programm beendet. Fernerwird vom Programm überwacht,ob die
Überprüfung in einer Datei gesichert wurden.

4 Schlußbemerkung

Die beim Katasteramt Norden eingerichtete Vergleichsshecke laßt eine schnelle Überprüfung
allerTachymeter mitgeringstem Aufwand zu. Durch den Einsatz des benutzerfreundlichenPro-
gramms wird sofort die Funktionstüchtigkeit des Entfernungsmessers auf derVergleichsshecke
überprüft und ein nachvollziehbarer Überprüfungsnachweis ftir die Akte erstellt Wird bei der
Uberprüfungsmessung eine größere Abweichung als 8 mm (FP-Erlaß Anlage 3.3.1Nr.3.5) bzw.
10mm (LiegVermErlaß Anlage 2 Nr.1.2.2) zwischen der Soll- und Ist-Shecke festgestellt, so ist
eine Entscheidung über eine erneute Kalibrierung (siehe Abschnitt 1) erforderlich, da weder die
Nullpunktskorrektion (TS 84), noch die Maßstabsverbesserung (TS S5) auf einer Prüfshecke
ermittelt werden.

Das Programm ist ftir alle Benutzer geeigneb die eine Uberprüfung der Tachymeter durch Soll-
streckenvergleich praktizieren oder es beabsichtigen. Die Uberprüfung der Tachymeter durch
Horizontalsheckenvergleich hat sich beim KatasteramtNorden als sehr effektiv erwiesen, da für
alle Inshumente dieselbe Sollshecke gilt die dann aus der Streckendatei automatisch ins Pro-
gramm übernommen wird. Ferner entfällt somit die örtliche Bestimmung der geräteabhängigen
Sollshecken nach jeder Kalibrierung. Es werden lediglich hauslich die neuen k,-Koirstanten aus

dem Kalibrierungsprotokoll entnommen und in die Instrumentendatei übernommen. Außer-
dem lassen sich verschiedene Tachymeter direkt miteinander vedeichen.

Die Integration als Anwendungsprogramm in das Programmsystem mobiler Datenverarbei-
tung(MDV) mitHP-71B istvomNiedersächsischenLandesverwalfungsamtDezernatB 3 (Neu-

vermessung) langfristig geplant. Zunächst soll das Programm ,EDM. als eigenstlindiges Pro-
gramm milder Version 5.0 MDV durch das NLVwA an die entsprechenden Dienststellen mit
ausgeliefert werden.

Als Programmbeschreibung dient dieser Aufsatz. Eine zusätzliche und ausftihrlichere Beschrei-
bung kann beim Verfasser (Katasteramt Norden) bei Bedarf angefordert werden.
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Anrrerkung:

Die in dm Anlagen dargestelltm Ausdruckesind keineOriginalausdruckedesieweiligenHP-
Druckers.Hierühande'[tegsichauskopiertechnisclrenGrändenumAbechriftrrdieairf einem

anderenComputererzeugtwurdenDerOriginalausdruckzeigtdengleichenAu$auundlnhalt
mit einem anderen Schriftbild.

Qucllenvcrretchnls

lfl Tcrclcr: Nachrichhn dcr Niedetgachsischm Vcrnc!6ungp- und lühltcrverwrltung Nr' 3f19E5 Seib 226 tZtrYep
mäoring von euftrahmcpunkt-Sicherungrmerlen mit clclhooptischm Tachymetcrn
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Mitteilung aus der Landesvennessung

Ein neues Gesicht ftir die Topographischen Landeskartenwerke

Seit Mitte 1989 sind Blätter der Topographischen Landeskartenwerke im Verhieb, die sich
äußerlich deutlich von dem etwa 30 |ahre gewohnten Erscheinungsbild unterscheiden: Die nie-
dersächsische Landesvermessunghatgemeinsam mitdenLandesvermessungsämternderande-
renBundesländer und demlnstifutftirAngewandte Geodäsie begonnen, im Laufevon ca.5 Jah-
ren die äußere Aufmachung der Kartenwerke 1 : 25 000-1 :200 000 umzustellen.

Ziel dieser Umstellung ist es, den Gebrauchswert der Landeskarten zu erhöhen, ihre Herstellung
zu vereinfachen und das Erscheinungsbild zu modernisieren. Die Veränderungen bestehen aus

verschiedenen Komponenten:

a) DasPapierfonnatderKartenwirdsoverändert,daßsiemitwenigerAufwandalsbisheraufein
leichter zu handhabendes Taschenformat gefalzt werden könnerL das mit ca. 11cm x 24 cm
schlanker wirkt als das alte Format von ca. 12 cm x 19 cm.

b) Der Kartenfalttitel wird um einübersichtskärtchen ergänzt, das einen schnellen Uberblick über
den Inhalt eines Kartenblattes ermöglicht, ohne daß man es erst auffalten muß. Im übrigen
wird das gewohnte produkttypische Aussehen mit den Leitfarben grün, blau, rot und orange
ftir die verschiedenen Maßstäbe beibehalten (Abb.1).

c) Die Umstellung wird ge nutzt, die Legende derKarten von Angaben zu befreiery die nicht mehr
verlangt werden oder zuviel Platz verschlingen, wie Neigungsmaßstab, Definition des B egrif-
fes Nadelabweichung oder aufgedruckter Planzeiger. Dagegen werden erstmals Angaben
über die geodätischen Grundlagen unserer Landeskart€n aufgenommen, z.B. Bessel-Ellip-
soid, Potsdam-Datum (Zenhalpunkt Rauenberg), Gauß-Krüger-Abbildung. Gleichzeitig
wird die Zeichenerklärung neu geordnet

Angaben zu Herkunft und Aktualitat der Karten werden auf der Rückseite des Kartenfaltti-
tels zusammengefaßt, so daß sie ebenfalls ohne Auffalten erkennbar sind. Auch dieNeben-
kärtchen ,Verwalfungsgliederung* und ,Auszug aus der Blattübersichtu haben hier Platz
gefunden. Neu sind Hinweise auf den Fortführungsfurnus und auf die Bezugsquellen (Abb. z).

d) Der besonderen Bedeutung des Stra$enoerkehrs tragen die Landesvermessungsbehörden
dadurch Rechnung daß sie künftig in den Topographischen Karten L : 50 0oo und 1 : 1oo ooo
die Skaßen des Fernverkehrs orange und die Shaßen des Regionalverkehrs gelb hervorhe-
ben.

e) Das Kartenangebot wurde gestrafft und übersichtlicher gestaltet. Es werden klinftig nur noch
die Normalausgabe (die im Bergland auch eine Geländeschummerung enthält) und die Ein-
farbige Ausgabe flächendeckend vorgehalten; die Orohydrographische Ausgabe wurde in
Niedersachsen eingestellf den Begriff,Schummerungsausgabe* gibt es künftig nicht mehr.

0 Der Erleichterung des Kartenabsatzes über den Buchhandel dient der Aufdruckder lnterna-
tionalen Standard-Buchnummer (ISBN) und des Shichcodes der Europäischen Artikel-Nummer
(EAN). Die ISBN ist als Ordnungs- und Bestellmerkmal ftir Bücher seit langem eingeftihrt.
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Den EAN-Shichcode kennt man von vielen Artikeln des täglichenBedarß,wo er das Kassie-

ren in Supermärkten und Kaufhäusern erleichtert. Der Aufuau dieser beiden Nummern sei

am Beispiel des Blattes 3115 Visbek der TK 25 erläutert:

Die ISBN fär dieses Blaft lautet 3-89435-zL2-4. Hierin bedeutet die ftihrende 3, daß dieses

Kartenblatt aus dem deutschen Sprachraum komm$ die zweite Zahlengruppe - 89435 - ist
die Verlagsnummer der niedersächsischen Landesvermessun& in der dritten Zahlengruppe
steht die Artikelnummer - hier 212 ftirBlaft3115 derTK 25; den Abschlußbildeteine Prüfzif-
fer, die nach einem besonderen Algorithmus berechnet wird.

Die EAN ftir das gleiche Blatt I autet9783894352l27.Hier zeigen die drei ftihrenden Ziffern
978 an,d,aßdie folgende Zifferngruppe eine ISBN - allerdings ohne Prüfziffer - darstellt(hier
3894352L2); den Abschluß der EAN bildet wieder eine Prüfziffer. Die EAN wird durch den

Shichcode maschinenlesbar gemacht und kann von entsprechenden Regishierkassen mit
Leseköpfen automatisch gelesen und verarbeitet werden.

ISBN und EAN werden auf die Titelrückseiten der neu gestalteten Normalausgaben und der

meisten buchhandelsfahigen Sonderausgaben aufgedruckt. Außerdem werden alle ISBN-
gekennzeichneten Karten - und das sind fast 1000 Artikel - erstmals in das,Verzeichnis lie-

ierbarerBücher"(VLB) derBuchhändler-Vereinigungaufgenommen.BeiBestellungen dieser

Karten können von den Buchhandlern ktinftig neben den gewohnten Blattbezeichnungen
auch die ISBN verwendet werden. Für die gegenseitige Zuordnunggibtes imKartenverhieb
Zuordnungslisten.

D. GROTHENN
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Ausbildungs- und Präfungsangelegenheiten

Vermessungsreferendarausbildung vom 1. 9. 1989 an geändert

Die Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften ftir Laufbahnen des höheren technischenVerwal-
fungsdienstes sind im Lande Niedersachsen und anderen Bundesländern neu gefaßt worden.
Von den Anderungen, die in Niedersachsen vom 1. 9. 1989 an gelter; sind auch dieVermessungs-
referendare/Referendarinnen behoffen. Viele Bestimmungen sind beibehalten wordert weil sie
sich bewährt haben.

Die Novellierung der Vorschriften ist erforderlich gewordeo um die vom Kuratorium des Ober-
prüfungsamtes ftirdie hOheren technischenVerwalfungsbeamtenbeschlossenenEmpfehlungen
ftir die einheitliche Ausbildungrechtsverbindlich umzusetzen. GleichzeitigisteinemVofum der
Arbeitsgruppe Rechtsvereinfachung der Niedersächsischen Staatskanzlei aus dem |ahre!986
nach Vereinheitlichung Vereinfachung und Shaffung von Rechtsvorschriften entsprochen
worden. Fundstellen, Beibehaltenes und wesentliche Neuerungen werden kurz vorgestellt

I Vorschriften

bisher: - APVOhtechVwD vom 25.9. 1973, Nieders. GVBI. S.lZz
i.d.F. vom 4.3.lgE},Nieders. GVBI. S.73
i.d.F. vom 2o.1o.1986,Nieders. GVBI. S.338

-DY zur APVO vom12.72.1974Nds. MBl. S.4S

- RdErl. d. MI vom 17.L0.1980,Nds. MBl. S.L34s

- KapVO - Verm vom 6.1.1982, Nieders. GVBI. S.a
neu: - APVOhtechVwD vom 20.7.19E9,Nieders. GVBI. 5.295

i.d.F. vom z9.3.1990,Nieders. GVBI. S.13S

-DY zur APVO vom 20.7.7989,Nds. MBl. S.zOz

2 Beibehalten wurde:

2.-L Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung gilt unverändert ftir folgende 6Fachrichtungen:

- Hochbau

- Städtebau

- Bauingenieurwesen

2.2 Dauer der Ausbildung' 2lahre
L'lrbis 2 Prüfungsmonate schließen sich unverändert an. Die diskutierte Verlängerung auf
z'tzJahre (gilt z.B. wieder bei der Juristenausbildung) ist nicht realisiert worden. Bis7973
dauerte der Vorbereifungsdienst auch für Geodäten länger als 2 Jahre.

2.3 Ausbildungsabschnitte im vermessungs- und Liegenschaftswesen, insgesamt 6
- Liegenschaftskataster

- landliche Neuordnung
- Landesplanungund Städtebau
- LandesvermessungundKartographie
- Vertiefung (nach Wahl)
- Bezirksregierung
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2.4 Einstellungstermine - in Niedersachsen unverändert 1.5. und 1.fl.. jeden Jahres.

2.5 Lehrgänge und Seminare unverändert

- l Woche Einftihrungslehrgang

- 4WochenVerwalfungsseminar
- 1 xmonatlichUnterweisungsgemeinschaft
- lWoche,Abschlußlehrgang«

2.6 Präfung in 3 Abschnitten

- Häusliche Arbeit, 6 Wochen

- 4 Klausuren jeweils 6 Sfunden

- mündliche Prüfung (5 Fächer)

3 Was hat sich geäindert?

3.1 Die Kapazitätsverordnung von1982 für den Vermessungsbereich, nach der die jeweilige

Maximalzahl der Ausbildungsplätze ftir jeden Einstellungstermin vorgegeben werden konnte,
ist aufgehoben worder! weil die Bewerberzahlenzur Zeit regelmäßig unter denKapazitäten lie-

8en.

3.2Die Dauer der einzelnen Ausbildungsabschnitte ist minimal geändert worden'

'DieAbweichungenzudenAngabeninAnlage2DVergebensich,weildortdieEinzellehrgangstageeingerechnetwor-
den sind.

** Hier ist dem Amt ftir Agrarstruktur mit 10 Wochen (bisher 8) mehr Raum zu Lasten der Bezirksregierungszeit
(zWochen, bisher 5) eingeräumt worden.

Nicht mehr aufgeführt ist der frühere Ausbildungsunterabschnitt Neuvermessung«, bisher
unter ,Liegenschaftskataster« genannt, aus organisatorischen Gründen aber im Anschluß an die
Landesvermessungszeit bei den Katasterämtern durchgeftihrt Künftig soll diese Vermessungs,
praxis im lAbschnitt ,Liegenschaftskataster. mit erworben werdert was wegen der Fülle des
Ausbildungsstoffes und der nahezu unveränderten Dauer(17Wochen) allerdings zuEngpässen
führen könnte.

3.3 Die Vermessungsreferendarin/der Vermessungsreferendar braucht keinen Ausbildungsnach-
weis mehr zu ftihren.

Ausbildungsabschnitt Dauer in Wochen
bisher I ietzt*

I ta"t. 1DV)

Anderung

Liegenschaftskataster
(einschließlich G rundbuch)

Ländliche Neuordnung**

Landesplanung und Städtebau

Landesvermessung und Kartographie

Vertiefung

Bezirksregierung
(einschließlich häusliche Arbeit)

Lehrgänge (insgesamt)

Urlaub

1,8

-1,4

1,6

1,'1,

-l.,2

-1,4

10

9

T7

'1,3

'1,5

-1,7

1,2

'1,4

10

ca. 12

-1

-L
-1

+3

2 ]ahre
'1,04 -1,04 0
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3.4 Für die Prüfung beim Oberprüfungsamt in Frankfurt (unverändert zuständig) wird nicht mehr
ein Antrag gestellb die Bezirksregierung als Ausbildungsstelle meldet den Referendar/die Refe-
rendarin zur Prüfung.

3.5 Prüfung und Benotung
- Notengewichtung geringftigig geändert:

Gewicht bisher jetzt Anderung

Häusliche Arbeit
Klausuren
Mündliche Prüfung

21 9 : 22o/o

219 : 22o/o

519: 560/o

2Oo/o

30o/o

50o/o

+

Summe 9 l9 : '1.00o/o
I0Oo/o 0

- Punktebewertung(§L7), analog zur Bewerfung in Schulzeugnisseru aber mit einer Skala von 1.0
(sehr gut) bis O.O (ungenügend).

- Notenabgrenzung (§18 Abs. 5).

- Die Prüfung ist u. a. nicht bestanden, wenn die hausliche Prüfungsarbeit schlechter als ,aus-
reichend" ist (bisher »nicht angenommen«).

- Bestehensgrenze (4.OO, bisher 4.2), § 13 Abs.5

3.6 Die Berufsbezeichnung nach bestandener Prüfung lautet jetzt

,Assessor / Assessorin des Vermessungs- und Liegenschaftswesens«

bisher rAssessor des Vermessungsdienstes*.

In den meisten Ländern lautet sie ,VermessungsassessorMermessungsassessorin*. In Nieder-
sachsen ist das die Dienstbezeichnung wenn die Bewerber in das Beamtenverhältnis auf Probe
eingestellt werden.

g.z Mit bestandener Prüfung besitzt der Assessor/die Assessorin die Be|ahigungftir die Laufbah-
nen des höheren technischen Verwalfungsdienstes der Fachrichfungen ,Vermessungs- und Lie-
genschaftswesen

1. Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst,
2. Kommunaler Vermessungsdienst,
3. Vermessungsdienst der Agrarshukfurverwalfung
(§ 33 Abs. 5 - im Jahre 1986 mit Verordnung bereits eingeftihrt).

l.a Ne-u und_damit zeitgemäß ist die textliche Berücksichtigung der weiblichen Form bei der
Dienstbezeichnung (S a) und der Berußbezeichnung (s zo). 

-

3.9 Der Leitfaden ftir den Vorbereifungsdienst der Referendare in der Fachrichfung ,Vermes-
zungs-_und Liegenschaftswesen(, herausgegeben vom Oberprüfungsamt Frankfurt]ist in Nie-
dersachsen nicht offiziell eingeführt worden (bisher Anlage z der Durchftihrungsvorschriften).

Die-neuen Ausbildungsvorschriften finden inNiedersachsen erstmals Anwendungfür den Ein-
stellungstermin 1. Novemb er 1989.

K. KERTSCHER . H.-P. REUSSE
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Buchbesprechungen

Be*old Witte I Hubert Schmidt (HrsgJ:
Vermessungskunde und Grundlagen der Statistik für das Bauwesen

7 24 S eiten, a9O Abbildungen. I SBN 3 -87 979 -149 -3.

Vermessungswesen bei Konrad Wittwer, Band tz.
Kartoniert 36,- DM.

Für die Ausbildung von Bauingenieuren im Fach Vermessungskunde erschien L922 einHand-
undNachschlagebuchvonProfessorNäbauerin derHandbibliothekftirBauingenieure.Beidem
vorliegenden Buch,... ftir das Bauwesen" stellt sich die Frage wievielVermessungskunde muß

ein Bauingenieur von heute ,können( und wieviel muß er rkennen*. Wegen zunehmender Spe-

zialisierung wird das interdisziplinäre rVerstehen« immer bedeutender.

Nach dem Wunsche der Autoren richtet sich das Buch, das aus Vorlesungsmanuskripten ent-

standen ist, besonders an die Sfudierenden des Bauingenieur- und Vermessungswesens, aber

auch anGeowissenschaftler, es soll sowohl eineEinftihrungin dieVermessungskunde darstellen
als auch eine Vertiefung bei bautechnischen Vermessungen vermitteln.

Auf die ,Allgemeinen Grundlagen" mit Erd- und Landesvermessung Koordinatensysteme und
Maßeinheiten folgt ein ausftihrliches Kapitel,Statistische Auswerteverfahren mit Abschnitten
auf 13o Seiten: Fehler und Abweichungen, Grundbegriffe der mathematischen Statistik Wahr-
scheinlichkeitsfunktionen, Parameterschätzung Regression und Korrelation, Testverteilungen,
Konfidenzintervallg Testen von Hypothesen (mit Testgüte sowie Fehler 1. und 2. Art), Toleran-
zen im Bauwesen sowie als didaktische Ergänzung Matrizenschreibweise. Diese grundlegenden
Darstellungen gehen übereineEinftihrungweithinaus und richten sich sowohlanVermessungs-
als auch an Bauingenieure und Geotechniker.

Nach Kapiteln über (einfache) Lagemessungery Winkelmessun& Höhenmessungery Distanz-
messung Verfahren zur Bestimmung von Lagefeshunkten; Geländeaufnahme und Massenbe-
rechnung; Photogrammehie und Kartographie (aO Seiten) sowie Liegenschaftswesen folgen auf
über 150 Seiten die 7 Abschnitte über Ingenieurvermessung: Vermessungsarbeiten bei Bauvor-
haben, Absteckung von Bauwerkeru Höhen-, Ebenheits- und Neigungsmessungen, Lofung
Fluchfung Deformationsmessungen sowie Absteckung von Geraden und Bögen. Anwendun-
gen im Maschinen- und Anlagenbau sowie der Einsatz von Industriemeßsystemen, die zwar
nicht zum ,klassischen" Bauwesen gehören, würden den Inhalt einer Neuauflage abrunden.

Das Buch ist aufgrund des Maschinensatzes gut lesbar und durch die klaren Abbildungen und
zahlreichen Beispiele gut verständlich. Dieses außerordentlich preiswerte Werk ist sowohl den
Sfudierenden des Bauingenieurwesens, der Architekfur und der Geowissenschaften als auch
den ,vertiefenden" wie ,praktizierenden Ingenieurgeodäten sehr zu empfehlery es ist aber wegen
der ausftihrlichen Spezialkapitel 'Statistische Auswerteverfahren* und rlngenieurvermessung(
auch ein nützliches Handbuch für die Praxis insgesamt

W. TEGELER
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Rainerloeckel und Manfred Stober:
Elektronische Entfernungs- und Richtungsmessung

Vermessungswesen bei Konrad Wittwer, Band 18,
Stuttgart 19 89, 26 4 Seiteru 29,5O D}l, ISBN 3 -S 791 9 -1,5 0 -6

Der Einsatz elekhonischer Tachymeter (integriert oder als Theodolit mit Aufsatz-Entfernungs-
messer) hat auch bei Liegenschafts- und Grundlagenvermessungen inNiedersachsen längstEin-
zug gehalten und inVerbindung mit der mobilen Datenverarbeifung die Arbeitsweise beiVer-
messung und Auswertung sehr verändert. Obgleich diese Geräte sehr benutzerfreundlich sind
und ständig,intelligenteru werderu der Umgang mit ihnen also eher trivial erscheint, ist ftir den
Anwender die Kenntnis ihrer Funktionsweise nach wie vor wichtig.

Die Vermittlung von ,Grundkenntnissen über die Meßprinzipien, die Funktionsweise der
Geräte, die zu erwartenden Fehler und deren Ausschaltung bzw. Reduzierung* haben die Auto-
ren sich vor allem zum Ziel gesetztmitdiesemBuch, das auf einemVorlesungsstoffan derFach-
hochschule ftir Technik Stuttgart basiert.

In acht Abschnitten werden behandelt

- physikalische Grundlagen;

- die Meßprinzipien der elekhooptischen Entfernungsmessun& dann ausführlich
- die elekhooptische Entfernungsmessung durch Phasenvergleichsmessun&
- Fehlerquellen und Genauigkeit der elekhooptischen Entfernungsmessung;
- Prüf- und Eichverfahren;

- Reduktionen;

- Präzisionssheckenmessung;

- ElekhonischeRichfungsmessung.

Eine Ubersicht tber neueste Inshumententypen (Is elekhonische Distanzmesser, 14 elekho-
nische Theodoliteo 14 ,kompakte Tachymetersysteme") schließt sich an.

Das Buch verschafft nicht nur den Sfudierenden, sondern auch den oben erwähnten Anwendern
einen guten Einblick in die Grundprinzipien der elekhonischen Richfungs- und Entfernungsmes-
sun8.

Der sorgsame Aufbau über die physikalischen G rundlagen hin zu den Meßprinzipien der Entfer-
nungsmessung mit anschließender ausführlicherer Darstellung des derzeit am häufigsten einge-
setzten Meßverfahrens Phasenvergleichsmessung vermagzugefallen. Ausftihrungen überFih-
lerquellen und Genauigkeit der elekhooptischen Entfernungsmessung sowie über die verschie-
denen Reduktionen gehören zwingend dazu und werden ebenso sorgfältig dargestellt. Die
Abschnitte Prüf- und Eichverfahren sowie Präzisionssheckenmessung sind sicherlich ftir die
meisten Anwender weniger von Bedeufung dem Interessierten jedoch sind sie eine gute Hilfe.
Die Begriffe,Prüfen, Kalibriererylustieren und Eichen, die in DIN 1319 Blattlgeregeltsind,wer-
den besonders erklärt.

Die Ausftihrungen über die elekhonische Richfungsmessung nehmen zwar vom Umfang des
Buches nur einen geringen Teil eirl aber sie beeindrucken durch ihre anschauliche Darstellung.
Im Zusammenhang mit der Geräteübersicht kann der Anwender sich bewußt machen, wie im
jeweiligen Gerät die Richfungsmessung funktioniert und worauf er besonders achten sollte.

Versteckt im Abschnitt über die Phasenvergleichsmessung befinden sich die Ausführungen
über die Stromversorgung der Geräte. Die Behandlung dieses Themas umfaßt neben Grundbe-
griffen ausftihrliche Informationen über Nickel-Cadmium- und Blei-Akkumulatoren und ist
anerkennenswert. Zu wünschen ist, daß dieses wichtige Thema in einer künftigen Auflage bereits
in der Gliederung mehr herausgestellt wird.
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DiesesBuchkannallenAnwendernundsonstigenlnteressiertensehrempfohlenwerden.Ans€i-
nem Schluß befindet sich übrigens ein sehr umfangreiches Liüerafurverzeichnis, das entspre-
chend den einzelnm Abschnitten gegliedert ist

M. MENZE

Textberichtigung:

Modell Ntedercadrcen - Anwendung in der Praxlg, Nachrldrtenheft 4t1989 -
In dem Beihag hat sich leider eine sinnentstellende Buchstabenverwechslung eingeschlicherg
und zwar auf Seite 22O, 3. .Absatz, drittletzter und vorletzter Satz; diese müssen richtig heißen:

,Die Mi&tände sind also in B größer als in A anzusetzeru Maßnahmen in A und B gleich.
Damit ergibt sich aufurund des Ansatzes ftir B einö grö&re sanierungsbedingte Werterhö-
hung als ftir A, obwohl noch erhebliche Mßstlinde (Verkehr, Lärm) gebliebm sind..

Im Text waren hier die Buchstaben A und B ierwechselt
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Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes

Hermann Bodensteiry Vermessungsoberamtsrat im Niedersächsischen Innenministerium,
Lavesallee 6,3OOO Hannover 1

Heinz Kerkhoff, Vermessungsoberamtsrat im Niedersächsischen Innenministerium, Laves-
allee6,3000 Hannover 1

Dieter Oberhaus, Vermessungsamtsrat im Katasteramt Rinteln, Behördenhauq Breite
Shaße 77 a,3260 Rinteln 1

Dr.Jng. Wilhelm Tegeler, Vermessungsdirektor im Niedersächsischen Landesverwalfungsamt

- Landesvermessung -, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannover 1

Horst Menze, Vermessungsoberrat im Niedersächsischen Landesverwaltungsamt - Landesver-
messung -, Warmbüchenkamp2, 3000 Hannoverl

Hans-|ürgen Koch, Vermessungsamtsrat im Niedersächsischen Landesverwalfungsamt - Lan-
desvermessung -, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannover 1

Uwe HollmanrL Vermessungsoberinspektor im Katasteramt Nordery Gartenstraße 4,
2980 Norden

Prof. Dr.Jng. Dieter Grothenn Ltd.Vermessungsdirektor im Niedersächsischen Landesverwal-
fungsamt - Landesvermessung -, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannover 1

Dieter Kertscher, Vermessungsoberrat bei der BezirksregierungWeser-Ems - DezernatVermes-
sungs- und Katasterangelegenheiten -, Theodor-Tantzen-Platz 8,2900 Oldenburg

Hans-Peter Reuße, Vermessungsoberamtsrat im Niedersächsischen Innenministerium, Laves-
allee 6,3000 Hannover 1

Ulrich Gomille Vermessungsdirektor, Leiter des Katasteramtes Osterholz-Scharmbech Papp-
straße 4, 2860 Osterholz-Scharmbeck

Einsendeschluß für Manuskripte

Heftr. ......1o.November

Heftz. ......1o.Februar

Heftg. ......10.Mai

Heft a. . ..... l0.August
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